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Aufgrund

1. des § 32 Satz 1 und Satz 2 in Verbindung mit den §§ 28 Absatz 1, 28a, 29, 30 Absatz 1 Satz 2
des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 22. April 2021 (BGBl. I S. 802) geändert worden ist,

 

2. des § 14 Absatz 1 Satz 1 des Landesorganisationsgesetzes vom 14. März 2005 (GVOBl. M-V
S. 98), das zuletzt durch Artikel 8 Nummer 8 des Gesetzes vom 28. Oktober 2010 (GVOBl. M-V
S. 615, 618) geändert worden ist,

 

3. des § 36 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das zuletzt durch Artikel 9a des Gesetzes vom
30. März 2021 (BGBl. I S. 448,458) geändert worden ist

 

verordnet die Landesregierung:

 

Teil 1
Allgemeine landesweite Regelungen

 

§ 1
Kontaktbeschränkungen, Bewertung der infektiologischen Lage

(1) Die Bürgerinnen und Bürger werden angehalten, die Kontakte zu anderen Menschen außerhalb der
Angehörigen des eigenen Hausstandes, dieser umfasst auch Personen, für die ein Sorge- oder Um-
gangsrecht besteht, auf ein absolut nötiges Minimum zu reduzieren, jeden nicht notwendigen Kontakt
zu vermeiden und möglichst zu Hause zu bleiben sowie im Falle zulässiger Zusammenkünfte mög-
lichst einen Schnell- oder Selbsttest vorzunehmen; es wird auf § 1a Absatz 8 hingewiesen. Private Zu-
sammenkünfte im öffentlichen oder privaten Raum sind nur im Kreise der Angehörigen des eigenen
Hausstandes und mit den Angehörigen eines weiteren Hausstandes zulässig; dabei gelten Ehegatten,
eingetragene Lebenspartner und Lebensgefährten, die nicht gemeinsam in einem Haushalt leben, als
ein Hausstand. Es wird dringend empfohlen, die Zahl der Haushalte, aus der die weiteren Personen
kommen, möglichst konstant und klein zu halten. Dazugehörige Kinder bis 14 Jahre werden nicht mit-
gerechnet. Ebenso werden dazugehörige notwendige Begleitpersonen eines Menschen mit Behinde-
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rungen nicht mitgerechnet, wenn dies aus Gründen der Betreuung des Menschen mit Behinderungen
erforderlich ist. Von den Beschränkungen der Sätze 1 bis 3 sind geimpfte oder genesene Personen ge-
mäß § 8 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung nicht erfasst. Im Übrigen wird auf
§ 8 Absatz 7 verwiesen. Der Konsum von Alkohol ist auf den öffentlichen Verkehrsflächen der Innen-
städte und an sonstigen öffentlichen Orten unter freiem Himmel, an denen sich Menschen entweder
auf engem Raum oder nicht nur vorübergehend aufhalten, untersagt; die konkret betroffenen Örtlich-
keiten sind jeweils von der zuständigen Behörde festzulegen.

(2) In der Öffentlichkeit ist, wo immer möglich, zu anderen als den in Absatz 1 genannten Personen
ein Mindestabstand von 1,5 Meter einzuhalten. Ist das Abstandhalten nicht möglich, ist eine Mund-Na-
se-Bedeckung zu tragen. Jede Person hat in geschlossenen Räumen, die öffentlich oder im Rahmen
eines Besuchs- oder Kundenverkehrs zugänglich sind, in öffentlichen Verkehrsmitteln sowie auf den
durch die nach § 2 Absatz 2 Nummer 1 des Infektionsschutzausführungsgesetzes örtlich zuständigen
Behörden durch öffentlich bekannt zu gebende Allgemeinverfügung gemäß § 28 Absatz 1 in Verbin-
dung mit § 28a des Infektionsschutzgesetzes festgelegten Orten in der Öffentlichkeit eine Mund-Na-
se-Bedeckung zu tragen; bei engeren und längeren Kontakten zu anderen Personen, insbesondere
in geschlossenen Räumen, sollten dies medizinische Gesichtsmasken (zum Beispiel OP-Masken ge-
mäß EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung
- SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken) sein; in den Verkaufsstellen
des Groß- und Einzelhandels besteht die Pflicht, diese Masken zu verwenden; in öffentlichen Verkehrs-
mitteln besteht für die Fahrgäste ab dem 17. Lebensjahr die Pflicht, eine Atemschutzmaske (FFP2-
Masken oder vergleichbar gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in
der jeweils aktuellen Fassung) zu tragen. Im Rahmen der Beförderung in einem privaten Fahrzeug
haben Mitfahrer, sofern sie nicht dem Hausstand des Fahrzeugführers angehören, eine medizinische
Gesichtsmaske (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmaske (gemäß Anlage
der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung-SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel
FFP2-Masken) zu tragen. Dies gilt nicht für Kinder bis zum Schuleintritt und Menschen, die aufgrund
einer medizinischen oder psychischen Beeinträchtigung oder einer Behinderung keine Mund-Nase-Be-
deckung tragen können und dies durch eine ärztliche Bescheinigung nachweisen können. Das Abneh-
men der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, so-
lange es zur Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinderungen, die auf das Lippenlesen angewie-
sen sind, erforderlich ist. Es wird im Übrigen dringend empfohlen, in der Öffentlichkeit eine Mund-Na-
se-Bedeckung zu tragen. Die besonderen Regelungen nach den Verordnungen nach § 15 und in den
Anlagen bleiben unberührt.

(3) Die Bürgerinnen und Bürger werden aufgefordert, generell auf nicht zwingend erforderliche beruf-
liche und private Reisen sowie Besuche von Verwandten, Freunden und Bekannten zu verzichten. So-
weit sie ihren Wohnsitz (Meldeadresse) in Landkreisen oder kreisfreien Städten haben, in denen die
Zahl der Neuinfektionen mit SARS-CoV-2 der letzten sieben Tage je 100.000 Einwohner (Sieben-Tage-
Inzidenz) laut der auf der Internetseite des Landesamtes für Gesundheit und Soziales Mecklenburg-
Vorpommern (https://www.lagus.mv-regierung.de/Gesundheit/InfektionsschutzPraevention/Daten-Co-
rona-Pandemie <https://www.lagus. mv-regierung.de/Gesundheit/InfektionsschutzPraevention/Daten-
Corona-Pandemie) veröffentlichten Daten 150 oder höher ist, werden sie ferner aufgefordert, keine
Einrichtungen, Verkaufsstellen, Dienstleistungsbetriebe oder sonstige Stätten dieser Verordnung in ei-
nem anderen Landkreis oder einen anderen kreisfreien Stadt aufzusuchen, die in ihrem eigenen Land-
kreis oder ihrer eigenen kreisfreien Stadt aufgrund der Infektionslage geschlossen sind.

https://www.lagus.mv-regierung.de/Gesundheit/InfektionsschutzPraevention/Daten-Corona-Pandemie
https://www.lagus.mv-regierung.de/Gesundheit/InfektionsschutzPraevention/Daten-Corona-Pandemie
https://www.lagus.mv-regierung.de/Gesundheit/InfektionsschutzPraevention/Daten-Corona-Pandemie
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(4) Soweit in dieser Verordnung Regelungen an die Sieben-Tage-Inzidenz anknüpfen, ist bei zu treffen-
den Entscheidungen eine Gesamtbewertung der Infektions- und der epidemiologischen Lage einzube-
ziehen. Dies gilt nicht für § 28b Infektionsschutzgesetz.

 

§ 1a
Umgang mit Schnell- und Selbsttests, Absonderung
für krankheitsverdächtige oder infizierte Personen

(1) Für die in dieser Verordnung geregelten Testerfordernisse gelten die nachfolgenden Absätze.

(2) Ein Schnelltest ist ein durch geschultes Personal vorgenommener PoC-Antigentest. Dieser wird
zum Beispiel in, durch den öffentlichen Gesundheitsdienst beauftragten, Schnelltestzentren oder -
teststellen vorgenommen. Der oder dem Getesteten ist ein Nachweis über das Testergebnis auszu-
händigen oder mittels einer IT-gestützten Anwendung zur Verfügung zu stellen. Der Nachweis muss
folgende Angaben enthalten:

a) Ort und Name der Teststelle;

 

b) Datum und Uhrzeit des Abstrichs;

 

c) Name und Anschrift der oder des Getesteten;

 

d) Testergebnis;

 

e) Art und Name des Tests (durch BfArM zugelassen).

 

(3) Sofern durch den Dienstherrn, den Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin bei Beschäftigten unter Be-
gleitung die Durchführung eines Schnelltests oder eines Selbsttests (Antigen-Tests zur Eigenanwen-
dung durch Laien) veranlasst oder ermöglicht wird, so hat der Dienstherr, Arbeitgeber oder die Arbeit-
geberin den Beschäftigten auf Wunsch einen wahrheitsgemäßen Nachweis über das Testergebnis aus-
zuhändigen oder mittels einer IT-gestützten Anwendung zur Verfügung zu stellen. Der Nachweis muss
folgende Angaben enthalten:

a) Ort und Name des testveranlassenden Dienstherrn, Arbeitgebers oder der Arbeitgeberin;

 

b) Datum und Uhrzeit des Abstrichs;

 

c) Name und Anschrift der oder des Getesteten;

 

d) Bestätigung, dass der beziehungsweise die Getestete Beschäftigter oder Beschäftigte des Un-
ternehmens ist;

 

e) Testergebnis;

 

f) Art und Name des Tests (durch BfArM zugelassen).
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(4) Sofern durch außerschulische Bildungseinrichtungen bei Teilnehmerinnen und Teilnehmer unter
Begleitung die Durchführung eines Schnelltests oder Selbsttest veranlasst oder ermöglicht wird, so
hat auf Wunsch die Bildungseinrichtung einen wahrheitsgemäßen Nachweis über das Testergebnis
auszuhändigen oder mittels einer IT-gestützten Anwendung zur Verfügung zu stellen. Der Nachweis
muss folgende Angaben enthalten:

a) Ort und Name der testveranlassenden Bildungseinrichtung;

 

b) Datum und Uhrzeit des Abstrichs;

 

c) Name und Anschrift der oder des Getesteten;

 

d) Bestätigung, dass der oder die Getestete Teilnehmerin oder Teilnehmer ist;

 

e) Testergebnis;

 

f) Art und Name des Tests (durch BfArM zugelassen).

 

(5) Soweit in dieser Verordnung Selbsttesterfordernisse geregelt sind und die testpflichtige Person
nicht über einen Nachweis eines tagesaktuellen negativen Testergebnisses im Sinne der Absätze 2 bis
4 verfügt, so kann im Rahmen der Verfügbarkeit die testpflichtige Person, die eine hiervon abhängi-
ge Leistung in Anspruch nehmen oder an einer hiervon abhängigen Veranstaltung teilnehmen möch-
te, jeweils unter Begleitung in einem hierfür vorgesehenen Bereich den Selbsttest durchführen. Der
Selbsttest kann entweder zur Verfügung gestellt oder selbst mitgebracht werden. Vor jeder Testung
mit einem Selbsttest sind die Kontaktdaten der zu testenden Person zu erfassen. Es hat durch den
Testveranlassenden oder mittels einer IT-gestützten Anwendung eine Dokumentation der durchge-
führten Testung zu erfolgen. Auf Wunsch ist dem Getesteten ein wahrheitsgemäßer Nachweis über
das Testergebnis auszuhändigen oder mittels einer IT-gestützten Anwendung zur Verfügung zu stel-
len. Die Dokumentation und der Nachweis müssen folgende Angaben enthalten:

a) Ort und Name des testveranlassenden Unternehmens, Betriebs oder der Einrichtung und der
beauftragten Person;

 

b) Datum und Uhrzeit des Abstrichs;

 

c) Name und Anschrift des Getesteten;

 

d) Testergebnis;

 

e) Art und Name des Tests (durch BfArM zugelassen).

 

(6) Für die nach dieser Vorschrift schriftlich ausgestellten Bescheinigungen nach Absatz 2 beziehungs-
weise die Bestätigungen nach den Absätzen 3 bis 5 ist das aus der Anlage T ersichtliche Formular zu
verwenden. Die Durchführung der Testungen sind durch die Ausstellenden zu dokumentieren und die
entsprechenden Unterlagen oder Dateien mindestens vier Wochen aufzubewahren und der zuständi-
gen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-
Vorpommern auf Verlangen vollständig herauszugeben. Die zu erhebenden personenbezogenen Da-
ten dürfen zu keinem anderen Zweck, insbesondere nicht zu Werbezwecken, weiterverarbeitet wer-
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den. Die Informationspflicht nach Artikel 13 der Datenschutzgrundverordnung kann durch einen Aus-
hang erfüllt werden. Die Dokumentationen sind so zu führen und zu verwahren, dass die personenbe-
zogenen Daten für Dritte, insbesondere andere Kundinnen und Kunden, nicht zugänglich sind. Wenn
sie nicht von der Gesundheitsbehörde angefordert werden, sind die Dokumentationen unverzüglich
nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu vernichten.

(7) Die Testerfordernisse nach dieser Verordnung werden erfüllt, wenn bei dem betreffenden Angebot
oder der Einrichtung ein den Anforderungen dieser Vorschrift genügender Nachweis über ein negati-
ves Testergebnis vorgelegt wird. Das Testergebnis ist tagesaktuell, wenn die zugrundeliegende Ab-
strichentnahme nicht länger als maximal 24 Stunden zurückliegt. Kinder bis zur Vollendung des 6. Le-
bensjahres sind von in dieser Verordnung geregelten Testerfordernissen befreit.

(8) Für Personen mit einem positiven Testergebnis im Hinblick auf eine Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 gilt Folgendes:

1. Wurde die Infektion mit SARS-CoV-2 auf Grundlage einer molekularbiologischen Testung (PCR-
Test) nachgewiesen, sind die Personen verpflichtet, sich unverzüglich nach Erhalt dieses Test-
ergebnisses auf direktem Weg in die Haupt- oder Nebenwohnung oder in eine andere, eine Ab-
sonderung ermöglichende Unterkunft zu begeben und sich für einen Zeitraum von 14 Tagen
ständig dort abzusondern. Den Personen ist es in diesem Zeitraum nicht gestattet, Besuch von
Personen zu empfangen, die nicht ihrem Hausstand angehören. Es ist insbesondere nicht ge-
stattet, Schulen, Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflegestellen zu betreten. Die Per-
sonen sind verpflichtet, unverzüglich die für sie zuständige Behörde zu kontaktieren und auf
das Vorliegen der Verpflichtungen nach Satz 1 hinzuweisen. Sie sind ferner verpflichtet, die zu-
ständige Behörde unverzüglich zu informieren, wenn typische Symptome einer Infektion mit
dem Coronavirus SARS-CoV-2 wie Husten, Fieber, Schnupfen oder Geruchs- und Geschmacks-
verlust innerhalb von zehn Tagen nach dem Test bei ihnen auftreten. Für die Zeit der Absonde-
rung unterliegen sie der Beobachtung durch die zuständige Behörde.

 

2. Wurde die Infektion mit SARS-CoV-2 auf Grundlage einer Testung gemäß der Absätze 2 bis 5
nachgewiesen, sind die Personen verpflichtet, unverzüglich eine molekularbiologische Testung
(PCR-Test) zu veranlassen und sich bis zum Vorliegen des Testergebnisses in der Haupt- oder
Nebenwohnung oder in einer anderen, eine Absonderung ermöglichenden Unterkunft abzuson-
dern. Die Absonderung wird für die Dauer, die zur Durchführung eines Testes nach Satz 1 erfor-
derlich ist, ausgesetzt. Bestätigt der PCR-Test die Infektion, verlängert sich die Dauer der Ab-
sonderung bis zum 14. Tag nach Vorliegen des Testergebnisses auf Grundlage der Antigen-Tes-
tung. Den Personen ist es in diesem Zeitraum nicht gestattet, Besuch von Personen zu empfan-
gen, die nicht ihrem Hausstand angehören. Es ist insbesondere nicht gestattet, Schulen, Kin-
dertageseinrichtungen und Kindertagespflegestellen zu betreten. Die Personen sind verpflich-
tet, unverzüglich die für sie zuständige Behörde zu kontaktieren und auf das Vorliegen der Ver-
pflichtungen nach Satz 1 hinzuweisen. Sie sind ferner verpflichtet, die zuständige Behörde un-
verzüglich zu informieren, wenn typische Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 wie Husten, Fieber, Schnupfen oder Geruchs- und Geschmacksverlust innerhalb von 14
Tagen nach dem Test bei ihnen auftreten. Für die Zeit der Absonderung unterliegen sie der Be-
obachtung durch die zuständige Behörde. Ist Ergebnis der PCR-Testung, dass keine Infektion
mit SARS-CoV-2 vorliegt, endet die Absonderung mit diesem Ergebnis.

 

 

§ 1b
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Erleichterungen und Ausnahmen von Schutzmaßnah-
men zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19

Hinsichtlich der Erleichterungen und Ausnahmen für Geimpfte und Genesene von Geboten und Verbo-
ten sowie deren Gleichstellung mit Getesteten wird auf die COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmen-
verordnung verwiesen (Anlage II).

 

§ 2
Einzelhandel, Einrichtungen, sonstige Stätten

(1) Ab dem 25. Mai 2021 sind sämtliche Verkaufsstellen des Einzelhandels geöffnet. Bis zum Ablauf
des 24. Mai 2021 sind sämtliche Verkaufsstellen des Einzelhandels für den allgemeinen Kundenver-
kehr geschlossen. Hiervon ausgenommen sind der Einzelhandel mit dem überwiegenden Sortiment
für Lebensmittel, Wochenmärkte, Direktvermarkter von Lebensmitteln, Abhol- und Lieferdienste, Ge-
tränkemärkte, Reformhäuser, Babyfachmärkte, Apotheken, Sanitätshäuser, Drogerien, Optiker, Hör-
geräteakustiker, Tankstellen, Zeitungsverkauf, Tierbedarfsmärkte, Futtermittelmärkte, Blumenläden,
Großhandel, Gartenbaucenter, Baumärkte sowie Buchhandlungen. Ein Verkauf mittels Abholung und
Lieferdiensten bleibt auch für geschlossene Verkaufsstellen gestattet. Nicht von der Schließung be-
troffene Einzelhandelsbetriebe dürfen beim Verkauf nicht über ihr bestehendes Angebotssortiment
hinausgehen. Für den Betrieb und den Besuch von öffentlichen Verkaufsstellen, für die Abholung und
für Lieferdienste besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 1 einzuhalten.

(2) Für den Betrieb und den Besuch von Dienstleistungsbetrieben und Handwerksbetrieben, wie zum
Beispiel der Kfz-Werkstätten, der Fahrradwerkstätten, der Banken und Sparkassen, der Poststellen,
der Reinigungen sowie der Waschsalons, besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 2 einzuhalten.
Der Warenverkauf im Rahmen oder im Zusammenhang mit der Dienstleistungserbringung ist gestat-
tet. Der Warenverkauf darf nicht über das bestehende Angebotssortiment hinausgehen.

(3) Ab dem 25. Mai 2021 sind sämtliche nachstehende Dienstleistungsbetriebe für den Publikumsver-
kehr geöffnet. Bis zum Ablauf des 24. Mai 2021 sind Kosmetikstudios, Massagepraxen, Nagelstudios,
Sonnenstudios, Tattoostudios und ähnliche Betriebe bei denen eine körperliche Nähe unabdingbar ist,
wie zum Beispiel Barbiere und Fußpflege, für den Publikumsverkehr geschlossen. Dies gilt nicht für
Betriebe des Heilmittelbereiches und Friseure. Für den Betrieb und Besuch von geöffneten Betrieben
besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 3 einzuhalten; die Inanspruchnahme dieser Dienstleistun-
gen ist nur für solche Besucher gestattet, die über ein tagesaktuelles negatives COVID-19-Schnell-
oder Selbsttest-Ergebnis gemäß § 1a dieser Verordnung verfügen.

(4) In Arzt- und Zahnarztpraxen, Psychotherapeutenpraxen und in allen sonstigen Praxen, wie zum
Beispiel Podologen oder Fußpfleger, soweit in ihnen medizinisch, therapeutisch oder pflegerisch not-
wendige Behandlungen angeboten werden, besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 4 einzuhalten.

(5) Kinos sind für den Publikumsverkehr geschlossen.

(6) Für den Betrieb und den Besuch von Autokinos besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 6 ein-
zuhalten.

(7) Theater, Konzerthäuser, Opern und ähnliche Einrichtungen sind für den Publikumsverkehr ge-
schlossen. Für den Probenbetrieb besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 7 einzuhalten.
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(8) Kulturelle Ausstellungen, Museen und Gedenkstätten sowie ähnliche Einrichtungen sind für den
Publikumsverkehr geschlossen.

(9) Bibliotheken und Archive sind für den Publikumsverkehr geschlossen. Davon ausgenommen ist
die Aus- und Rückgabe im Rahmen des Leihbetriebs, einschließlich der Fernleihe, sowie die begrenzte
Öffnung der Bibliotheken an den Hochschulen für Studierende zur Vorbereitung auf zwingend anste-
hende Prüfungstermine und zur Erstellung termingebundener Prüfungsleistungen. Für den Leihbetrieb
und die begrenzte Öffnung der Hochschulbibliotheken besteht die Pflicht, die Anlage 9 einzuhalten.

(10) Chöre und Musikensembles dürfen ihre Tätigkeiten nicht ausüben. Proben für Chöre und Musiken-
sembles im Profibereich können stattfinden, wenn die Auflagen aus Anlage 10 eingehalten werden.

(11) Ortsgebundene und mobile Freizeitparks (Schausteller) sind für den Publikumsverkehr geschlos-
sen.

(12) Zirkusse sind für den Publikumsverkehr geschlossen.

(13) Zoos, Tier- und Vogelparks und botanische Gärten sind für den Publikumsverkehr geschlossen.
Dies gilt nicht für den Betrieb und Besuch der Außenbereiche von Zoos, Tier- und Vogelparks und bo-
tanischen Gärten. Hier besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 13 einzuhalten.

(14) Spezialmärkte, wie zum Beispiel Floh- und Trödelmärkte, sowie ähnliche Märkte und Jahrmärkte
nach § 68 Absätze 1 und 2 Gewerbeordnung sind untersagt.

(15) Tourismusaffine Dienstleistungen sind untersagt. Dies gilt insbesondere für den Verleih von tou-
ristisch genutzten Wasserfahrzeugen und Veranstaltungen der touristischen Fahrgastschifffahrt oder
für den Betrieb von Reisebussen zu touristischen Zwecken. Zur Wahrung der Aufgabenerbringung ge-
genüber den Einwohnern des Landes Mecklenburg-Vorpommern können die Tourist- und Einwohner-
Informationen unter Einhaltung der für den Einzelhandel geltenden Auflagen aus Anlage 1 für den Pu-
blikumsverkehr öffnen.

(16) Einrichtungen, in denen Indoor-Freizeitaktivitäten stattfinden, sind für den Publikumsverkehr ge-
schlossen.

(17) Für den Betrieb und den Besuch von öffentlich zugänglichen Spielplätzen und anderen Spielplät-
zen im Freien besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 17 einzuhalten. Indoor-Spielplätze sind für
den Publikumsverkehr geschlossen.

(18) Im Freien angelegte öffentliche Badeanstalten im Sinne von Freibädern sowie Schwimm- und Ba-
deteiche mit Wasseraufbereitung sind für den Publikumsverkehr, geschlossen.

(19) An Naturstränden, Naturgewässern und frei angelegten öffentlichen Badestellen besteht die
Pflicht, die Auflagen aus Anlage 19 einzuhalten.

(20) Schwimm- und Spaßbäder sind für den Publikumsverkehr geschlossen.

(21) Der Trainings-, Spiel- und Wettkampfbetrieb im Freizeit-, Breiten- und Leistungssport (Sportbe-
trieb) in allen Sportarten ist untersagt. Zulässig sind:
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a) die kontaktlose Ausübung von Individualsportarten, die allein, zu zweit oder mit den Angehö-
rigen des eigenen Hausstandes auf und in öffentlichen oder privaten Sportanlagen betrieben
werden,

 

b) die Ausübung von kontaktlosem Sport im Freien, den Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebens-
jahres in Gruppen von höchsten fünf Kindern mit Anleitungsperson betreiben und

 

c) der vereinsbasierte Trainingsbetrieb in allen Sportarten im Freien, an dem Kinder oder Jugendli-
che bis zur Vollendung des 20. Lebensjahres in Gruppen bis zu 20 Personen teilnehmen und der
in Landkreisen und kreisfreien Städten angeboten wird, in denen der Schulbetrieb als täglicher
Präsenzunterricht in Gestalt eines Regelbetriebes unter Pandemiebedingungen gemäß der 2.
Schul-Corona-Verordnung stattfindet.

 

Für den in Satz 2 genannten Sportbetrieb gilt die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 21 einzuhalten.

(22) Athletinnen und Athleten des Deutschen Olympischen Sportbundes und des Deutschen Behinder-
tensportverbandes der olympischen, paralympischen, deaflympischen und nichtolympischen Sportar-
ten mit dem Status Bundeskader und Landeskader sowie Spitzenathletinnen und Spitzenathleten, die
mit dem Sport ihren überwiegenden Lebensunterhalt bestreiten, dürfen öffentliche und private Sport-
anlagen für den Trainings-, Spiel- und Wettkampfbetrieb in allen Sportarten, ohne Zuschauende, nut-
zen. Es besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 22 einzuhalten.

(23) Fitnessstudios und ähnliche Einrichtungen sind für den Publikumsverkehr geschlossen.

(24) Tanzschulen und ähnliche Einrichtungen sind für den Publikumsverkehr geschlossen.

(25) Ab dem 25. Mai 2021 sind sämtliche nachstehende Einrichtungen für den Publikumsverkehr ge-
öffnet. Bis zum Ablauf des 24. Mai 2021 sind Fahrschulen, Flugschulen sowie ähnliche Einrichtungen
für den Publikumsverkehr geschlossen. Das Verbot in Satz 2 gilt nicht für

1. die Technische Prüfstelle für Fahrzeugprüfungen;

 

2. für Personen, die auf die Erteilung der Fahrerlaubnis zwingend und unaufschiebbar zum Zwe-
cke der Berufsausübung angewiesen sind; die zwingende Notwendigkeit und die Unaufschieb-
barkeit sind durch den Arbeitgeber oder die Ausbildungsstätte unter Angabe der konkreten
Gründe zu bescheinigen;

 

3. Personen, die mit noch maximal 4 praktischen Fahrstunden die praktische Fahrprüfung errei-
chen können und erreichen;

 

4. die Erteilung oder Verlängerung der Fluglizenz und der Flugberechtigung und

 

5. die Erteilung oder Verlängerung der Berufskraftfahrerqualifikation.

 

Die Inanspruchnahme dieser Dienstleistungen ist nur für solche Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu-
lässig, die über ein tagesaktuelles negatives COVID-19-Schnell- oder Selbsttest-Ergebnis gemäß § 1a
dieser Verordnung verfügen. Für den Betrieb und Besuch der Technischen Prüfstelle sowie der Fahr-
schulen, Flugschulen und ähnlichen Einrichtungen sind die Auflagen aus Anlage 25 zu beachten.
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(25a) Jagdschulen sowie ähnliche Einrichtungen sind für den Publikumsverkehr geschlossen. Das Ver-
bot in Satz 1 gilt nicht für Personen, die auf einen entsprechenden Abschluss zwingend und unauf-
schiebbar zum Zwecke der Berufsausübung angewiesen sind. Für die Durchführung des theoretischen
und des praktischen Unterrichts sowie für die Abnahme der Prüfungen besteht die Pflicht, die Aufla-
gen aus Anlage 25a einzuhalten. Die Inanspruchnahme dieser Dienstleistungen ist nur für solche Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer zulässig, die über ein tagesaktuelles negatives COVID-19-Schnell- oder
Selbsttest-Ergebnis gemäß § 1a dieser Verordnung verfügen.

(26) Spielhallen, Spielbanken, Wettvermittlungsstellen und ähnliche Einrichtungen sind für den Publi-
kumsverkehr geschlossen.

(27) Soziokulturelle Zentren und Jugendclubs sind für den Publikumsverkehr geschlossen.

(28) Musik- und Jugendkunstschulen sind mit Ausnahme der Vorbereitungsphase für den Musikwett-
bewerb „Jugend musiziert“ für den Publikumsverkehr geschlossen. Für Proben zu „Jugend musiziert“
besteht die Pflicht, die Auflagen der Anlage 28 einzuhalten. Die Teilnahme an den Proben ist nur für
solche Personen zulässig, die über ein tagesaktuelles negatives COVID-19-Schnell- oder Selbsttest-Er-
gebnis gemäß § 1a dieser Verordnung verfügen.

(29) Messen nach § 64 Gewerbeordnung und Ausstellungen nach § 65 Gewerbeordnung dürfen nicht
durchgeführt werden.

(30) Prostitution ist untersagt. Das Prostitutionsgewerbe ist für den Publikumsverkehr geschlossen.

(31) Die zuständigen Landkreise und kreisfreien Städte können auf Antrag ab dem 10. Juni 2021

1. Schlossfestspiele des Mecklenburgischen Staatstheaters, Alter Garten und Schlossinnenhof
Schwerin,

 

2. Klassiknacht im Zoo Rostock mit dem Volkstheater Rostock, Außenbereich Zoo Rostock,

 

3. Schlossfestspiele Neustrelitz, Schlosspark Neustrelitz,

 

4. Festspiele M-V, Kinder- und Familienkonzert, Schlosspark Hasenwinkel

 

als Modellprojekte mit bis zu 600 Zuschauenden zulassen. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens
sind der zuständigen Behörde geeignete Schutz- und Hygienekonzepte vorzulegen. Die Schutz- und
Hygienekonzepte der Projektträger bedürfen vor Projektbeginn einer Zustimmung der zuständigen
Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vor-
pommern. Hierbei sollen insbesondere die Organisation mit festen Sitzplätzen unter Einhaltung der
Abstandsregeln (auch „Schachbrett“-Platzierung möglich), geeignete Vorkehrungen für eine wirksa-
me Steuerung des Zulaufs, verpflichtende Testerfordernisse gemäß § 1a als auch eine verpflichtende
Dokumentation zur Kontaktnachverfolgung Berücksichtigung finden. Für die Dokumentation ist sicher-
zustellen, dass die in den Anlagen (zum Beispiel Anlage 40) genannten Anforderungen an die Daten-
verarbeitung zu Zweckbestimmung, Vertraulichkeit und Transparenz gewährleistet sind. Diese kann
auch in elektronischer Form zum Beispiel mittels einer speziellen Anwendungssoftware (App) erfolgen,
wenn sichergestellt ist, dass die Daten datenschutzkonform erfasst, die Erreichbarkeit der Kontakt-
personen hinreichend präzise dokumentiert, und die Daten im Falle des Infektionsgeschehens unmit-
telbar dem zuständigen Gesundheitsamt in einer für dieses geeigneten Art und Weise zur Verfügung
gestellt werden. Sie soll in elektronischer Form landeseinheitlich mittels der LUCA-App erfolgen. Nach



- Seite 16 von 103 -

Abschluss der Modellprojekte hat seitens der zuständigen Behörde eine Auswertung mit allen an dem
Testlauf Beteiligten stattzufinden. Die Ergebnisse der Auswertung sind zu dokumentieren.

(32) Die Hansestadt Rostock kann ab dem 22. Mai 2021 im Ostseestadion in der Hansestadt Rostock
Pflichtspiele des FC Hansa Rostock mit Zuschauenden von Amts wegen oder auf Antrag als Modell-
projekte zulassen. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens sind der zuständigen Behörde geeig-
nete Schutz- und Hygienekonzepte vorzulegen. Die Schutz- und Hygienekonzepte des Projektträgers
bedürfen vor Projektbeginn einer Zustimmung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des
§ 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern und einer Zustimmung
der einsatzführenden Dienststelle der Landespolizei Mecklenburg-Vorpommern. Hierbei sollen insbe-
sondere die Organisation mit festen Sitzplätzen unter Einhaltung der Abstandsregeln (auch „Schach-
brett“-Platzierung möglich), geeignete Vorkehrungen für eine wirksame Steuerung des Zulaufs, ver-
pflichtende Testerfordernisse gemäß § 1a als auch eine verpflichtende Dokumentation zur Kontakt-
nachverfolgung Berücksichtigung finden. Für die Dokumentation ist sicherzustellen, dass die in den
Anlagen (zum Beispiel Anlage 40) genannten Anforderungen an die Datenverarbeitung zu Zweck-
bestimmung, Vertraulichkeit und Transparenz gewährleistet sind. Diese kann auch in elektronischer
Form zum Beispiel mittels einer speziellen Anwendungssoftware (App) erfolgen, wenn sichergestellt
ist, dass die Daten datenschutzkonform erfasst, die Erreichbarkeit der Kontaktpersonen hinreichend
präzise dokumentiert, und die Daten im Falle des Infektionsgeschehens unmittelbar dem zuständigen
Gesundheitsamt in einer für dieses geeigneten Art und Weise zur Verfügung gestellt werden. Sie soll
in elektronischer Form landeseinheitlich mittels der LUCA-App erfolgen. Nach Abschluss des Modell-
projekts hat seitens der zuständigen Behörde eine Auswertung des Modellprojekts mit allen an dem
Testlauf Beteiligten stattzufinden. Die Hansestadt Rostock ist verpflichtet, eine epidemiologische Eva-
luierung der Veranstaltungen vorzunehmen. Die Ergebnisse der Auswertung sind zu dokumentieren.

 

§ 2a
Gesundheitsschutz der Beschäftigten am Arbeitsplatz

(1) Der Arbeitgeber muss die Gesundheit der Beschäftigten vor Infektionen mit SARS-CoV-2 durch
Maßnahmen des Arbeits- und Infektionsschutzes nach geltendem Arbeitsschutzrecht schützen. Er hat
die, aufgrund der Gefährdungsbeurteilung, getroffenen Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit zu überprü-
fen und erforderlichenfalls den sich ändernden Gegebenheiten anzupassen.

(2) Der Arbeitgeber muss für den festgestellten Zeitraum der epidemischen Lage von nationaler Trag-
weite insbesondere die „SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung (Corona-ArbSchV)“ beachten sowie den
„SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandard“ des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales und die konkre-
tisierende „SARS-CoV-2 Arbeitsschutzregel“ sowie vorhandene branchenspezifische Konkretisierungen
der Unfallversicherungsträger beziehungsweise der Arbeitsschutzbehörde und die Empfehlungen des
Robert Koch-Institutes zum Infektionsschutz berücksichtigen.

 

§ 3
Gaststätten

(1) Ab dem 23. Mai 2021 sind nachstehende Gaststätten im Sinne des § 1 des Gaststättengesetzes für
den Publikumsverkehr geöffnet. Hierunter fallen auch Bars, Clubs, Diskotheken, Kneipen und ähnliche
Einrichtungen, die ihren Betrieb als Schankwirtschaften fortsetzen. Tanzen und ähnliche Aktivitäten
sind verboten. Bis zum Ablauf des 22. Mai 2021 sind Gaststätten im Sinne des § 1 des Gaststättenge-
setzes für den Publikumsverkehr geschlossen. Für den Betrieb besteht die Pflicht, die Auflagen aus
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Anlage 30 einzuhalten; die Inanspruchnahme der Bewirtung ist im Innenbereich nur nach vorheriger
Reservierung und nur für Gäste gestattet, die über ein tagesaktuelles negatives COVID-19-Schnell-
oder Selbsttest-Ergebnis gemäß § 1a dieser Verordnung verfügen.

(2) Die Belieferung, die Mitnahme und der Außer-Haus-Verkauf sind zulässig. Es besteht die Pflicht,
die Auflagen aus Anlage 31 einzuhalten.

(3) Personalrestaurants, Kantinen und ähnliche Betriebe dürfen ihren Betrieb fortsetzen. Es besteht
die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 31a einzuhalten.

 

§ 4
Beherbergung

(1) Betreibern von Beherbergungsstätten gemäß § 2 Absatz 1 Beherbergungsstättenverordnung
Mecklenburg-Vorpommern, wie zum Beispiel Hotels und Pensionen, und von vergleichbaren Angebo-
ten, Campingplätzen, Wohnmobilstellplätzen sowie privaten und gewerblichen Vermietern von Ferien-
wohnungen und vergleichbaren Angeboten, wie zum Beispiel Homesharing, ist es bis zum Ablauf des
6. Juni 2021 untersagt, Personen zu touristischen Zwecken und für Besuche der Kernfamilie zu beher-
bergen.

(2) Abweichend von Absatz 1 ist die Beherbergung von Dauercampern und die Vermietung eines Lie-
geplatzes an Dauernutzer von Booten, die ihren Hauptwohnsitz in Mecklenburg-Vorpommern und bis
einschließlich 20. Mai 2021 einen Vertrag über mindestens sechs Monate für das Jahr 2021 geschlos-
sen haben, sowie deren Beherbergung zulässig, sofern die Inanspruchnahme der Leistung unter aus-
schließlicher Nutzung eigener sanitärer Anlagen erfolgt.

(3) Ab dem 7. Juni 2021 dürfen Betreiber von Beherbergungsstätten und vergleichbaren Angeboten im
Sinne von Absatz 1 Personen mit Hauptwohnsitz in Mecklenburg-Vorpommern auch zu touristischen
Zwecken und für Besuche der Kernfamilie beherbergen.

(4) Ab dem 14. Juni 2021 dürfen Betreiber von Beherbergungsstätten und vergleichbaren Angeboten
im Sinne von Absatz 1 Personen mit Wohnsitz außerhalb von Mecklenburg-Vorpommern auch zu tou-
ristischen Zwecken und für Besuche der Kernfamilie beherbergen.

(5) Die Absätze 2 und 3 gelten auch für geimpfte oder genesene Personen im Sinne des § 2 der CO-
VID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung, die ihren Wohnsitz außerhalb von Mecklenburg-
Vorpommern haben.

(6) Die Beherbergung ist nur für solche Personen zulässig, die bei der Anreise über ein tagesaktuelles
negatives COVID-19-Schnell- oder Selbsttest-Ergebnis gemäß § 1a dieser Verordnung verfügen. Wäh-
rend eines Aufenthalts haben Gäste neben dem erforderlichen Testerfordernis nach Satz 1 mindes-
tens alle 3 Tage über ein tagesaktuelles negatives COVID-19-Schnell- oder Selbsttest-Ergebnis gemäß
§ 1a dieser Verordnung zu verfügen. Im Übrigen besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 34 einzu-
halten.

 

§ 5
Reisen nach Mecklenburg-Vorpommern
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(1) Alle Reisen in das Gebiet des Landes Mecklenburg-Vorpommern sind untersagt, soweit die folgen-
den Absätze nichts anderes bestimmen. Hinsichtlich bestehender Vorschriften für die Einreise in die
Bundesrepublik Deutschland wird auf die Coronavirus-Einreiseverordnung verwiesen.

(2) Das Verbot in Absatz 1 gilt nicht für Personen, die ihre Hauptwohnung in Mecklenburg-Vorpom-
mern oder im Amt Neuhaus gemeldet haben. Diese Personen können sich von im selben Haushalt le-
benden Personen begleiten lassen.

(3) Das Verbot in Absatz 1 gilt ferner nicht für Personen, die in Mecklenburg-Vorpommern eine allge-
meinbildende Schule, berufliche Schule, Schule für Erwachsene, Kindertageseinrichtung oder Kinder-
tagespflegestellen besuchen oder an einer Hochschule im Sinne des § 1 Landeshochschulgesetz im-
matrikuliert sind. Personen gemäß Satz 1 können sich von im selben Haushalt lebenden Personen be-
gleiten lassen.

(4) Das Verbot in Absatz 1 gilt nicht für Reisen, die für die Ausübung beruflicher Tätigkeiten erforder-
lich sind.

(5) Das Verbot in Absatz 1 gilt nicht für Anlässe, bei denen die Anwesenheit der reisenden Person aus
rechtlichen Gründen oder zur Erfüllung einer moralischen Verpflichtung zwingend erforderlich ist. Das
Verbot in Absatz 1 gilt ferner nicht für Personen, die in Mecklenburg-Vorpommern die Ehe schließen
und keinen Wohnsitz im Sinne des Absatzes 2 in Mecklenburg-Vorpommern haben.

(6) Das Verbot in Absatz 1 gilt nicht für Reisen zu privaten Besuchen bei Familienangehörigen (Kern-
familie), die ihren ersten Wohnsitz (Haupt- oder alleinige Wohnung nach dem Bundesmeldegesetz) in
Mecklenburg-Vorpommern haben. Familienangehörige (Kernfamilie) sind hierbei Ehegatten, eingetra-
gene Lebenspartner, Lebensgefährten, Kinder, Eltern, Geschwister, Enkel, Urenkel, Großeltern und Ur-
großeltern. Die Reise ist jeweils auch zusammen mit dem Ehegatten, eingetragenen Lebenspartner
oder Lebensgefährten und von im selben Haushalt lebenden Personen möglich.

(7) Das Verbot in Absatz 1 gilt nicht für unaufschiebbare Umzüge nach Mecklenburg-Vorpommern.

(8) Das Verbot in Absatz 1 gilt nicht für Jagdausübungsberechtigte mit erstem Hauptwohnsitz außer-
halb Mecklenburg-Vorpommerns, die über das Jagdausübungsrecht in einem Jagdbezirk in Mecklen-
burg-Vorpommern verfügen oder Inhaber einer entgeltlichen Jahresjagderlaubnis für einen Jagdbezirk
in Mecklenburg-Vorpommern sind.

(9) Das Verbot in Absatz 1 gilt nicht für Personen, die zwingend notwendig und medizinisch veranlasst
oder zur Entgegennahme von unaufschiebbaren Maßnahmen der medizinischen Vorsorge oder Reha-
bilitation nach Mecklenburg-Vorpommern einreisen. Die zwingende Notwendigkeit und Unaufschieb-
barkeit ist durch den veranlassenden Arzt zu bescheinigen.

(10) Das Verbot in Absatz 1 gilt nicht für geimpfte oder genesene Personen, wenn diese Personen
frei von typischen Symptomen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 wie Husten, Fieber,
Schnupfen oder Geruchs- und Geschmacksverlust sind, und wenn bei ihnen keine aktuelle Infektion
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 nachgewiesen ist. Zu den Begriffsbestimmungen der Begriffe „ge-
impfte Person“, „Impfnachweis“, „genesene Person“ sowie „Genesenennachweis“ wird auf § 2 COVID-
19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung hingewiesen. Personen gemäß Satz 1 können sich von
im selben Haushalt lebenden Kindern bis 18 Jahre begleiten lassen; Kinder zwischen 6 und 18 Jahren
haben am Tag der Einreise ein tagesaktuelles negatives COVID-19-Schnell- oder Selbsttest-Ergebnis
gemäß § 1a dieser Verordnung mitzuführen.
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(11) Das Verbot in Absatz 1 gilt nicht für Personen, die nur zur Durchreise in die Bundesrepublik
Deutschland oder nach Mecklenburg-Vorpommern einreisen; diese haben das Gebiet des Landes
Mecklenburg-Vorpommern auf direktem Weg zu verlassen. Die erforderliche Durchreise durch das Ge-
biet des Landes Mecklenburg-Vorpommern ist hierbei gestattet.

(12) Das Verbot in Absatz 1 gilt ab dem 7. Juni 2021 nicht für Personen mit Nebenwohnsitz in Meck-
lenburg-Vorpommern sowie nicht für Personen, die mit Betreibern von Campingplätzen, Vermietern
von Ferienwohnungen und -häusern oder Hausbooten oder vergleichbaren Anbietern bis einschließ-
lich 20. Mai 2021 einen Vertrag über mindestens sechs Monate für das Jahr 2021 abgeschlossen ha-
ben sowie nicht für Personen, die Eigentümer oder Erbbauberechtigte oder Pächter eines auf dem Ge-
biet des Landes Mecklenburg-Vorpommern liegenden Grundstücks, Kleingartens oder Bootseigner mit
Liegeplatz in Mecklenburg-Vorpommern sind. Diese Personen können sich von im selben Haushalt le-
benden Personen begleiten lassen. Personen, die in Mecklenburg-Vorpommern eine nach § 4 zulässige
Beherbergung in Anspruch nehmen, dürfen hierfür ab dem 14. Juni 2021 nach Mecklenburg-Vorpom-
mern einreisen.

(13) Personen, die sich in Mecklenburg-Vorpommern aufhalten und für die keine Ausnahme nach den
Absätzen 2 bis 10 gilt, haben unabhängig vom Tag ihrer Einreise das Land Mecklenburg-Vorpommern
unverzüglich zu verlassen.

 

§ 6
Besuchs- und Betretungseinschränkungen

für Krankenhäuser und weitere stationäre Einrichtungen nach SGB V

(1) Die Betretung und der Besuch von Personen in Krankenhäusern und weiteren stationären Einrich-
tungen nach dem SGB V sind untersagt. Abweichend hiervon sind die Betretung durch und der Besuch
von Personen in Krankenhäusern und weiteren stationären Einrichtungen nach dem SGB V durch eine
feste Kontaktperson oder durch die Kernfamilie (eine Person pro Tag) zulässig. Den Krankenhäusern
ist gestattet, Besucherströme aus medizinischen Gründen und auf Grund räumlicher oder personeller

Kapazitäten zeitlich und räumlich zu ordnen. 3Kriterien bei der Terminvergabe können insbesondere
die zu erwartende Verweildauer des Patienten oder medizinische Gründe sein.

(2) In besonders gelagerten Einzelfällen (Härtefällen) können durch die Leitung der Einrichtung Aus-
nahmen zugelassen werden, insbesondere in stationären Hospizen kann die Besuchsregelung erwei-
tert werden.

(3) Für den Betrieb und den Besuch der jeweiligen Einrichtung besteht die Pflicht, die Auflagen aus
Anlage 35 einzuhalten.

 

§ 7
Sitzungen kommunaler Gremien, Kommunalwahlen

In Sitzungen kommunaler Vertretungen und sonstiger kommunaler Gremien sowie für kommunale
Wahlen besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 36 einzuhalten.

 

§ 8
Veranstaltungen, Ansammlungen und Versammlungen aller Art
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(1) Öffentliche und nichtöffentliche Veranstaltungen, Ansammlungen und Versammlungen sind un-
tersagt, soweit die folgenden Absätze nichts anderes bestimmen. Dies gilt insbesondere für Großver-
anstaltungen. Zusammenkünfte wie Gruppen feiernder Menschen auf öffentlichen Plätzen, in Woh-
nungen sowie in privaten Einrichtungen sind unzulässig. Volksfeste, Festivals, Dorf-, Stadt-, Straßen-,
Wein- und Schützenfeste oder Kirmes-Veranstaltungen sind ungeachtet der folgenden Absätze verbo-
ten.

(2) Zulässig sind Veranstaltungen, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung
oder der Daseinsfür- und -vorsorge zu dienen bestimmt sind. Es besteht die Pflicht, die Auflagen aus
Anlage 37 einzuhalten. Im Übrigen sind Präsenzveranstaltungen untersagt, soweit sich aus den nach-
folgenden Absätzen nichts Abweichendes ergibt. Eine Inanspruchnahme der in den Absätzen 2a bis 2e
aufgeführten Veranstaltungen ist nur für solche Personen zulässig, die über ein tagesaktuelles nega-
tives COVID-19-Testergebnis gemäß § 1a dieser Verordnung verfügen; bei mehrtägigen Veranstaltun-
gen ist die Vornahme der Testung alle drei Tage zu wiederholen. Satz 4 gilt nicht für die unmittelbare
Prüfungsdurchführung der in den Absätzen 2a bis 2d benannten Prüfungen. Den Prüfungsteilnehmern
ist eine Testung gemäß § 1a dieser Verordnung zu ermöglichen.

(2a) Das Verbot nach Absatz 2 Satz 3 gilt nicht für geförderte Beschäftigungsmöglichkeiten, Maßnah-
men nach § 53 SGB III sowie Angebote der beruflichen Qualifizierung oder beruflichen Aus-, Fort- und
Weiterbildung und arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen; es besteht die Pflicht, die Auflagen aus der
Anlage 37a einzuhalten. Ferner gilt das Verbot nach Absatz 2 Satz 3 nicht für Integrationskurse, Be-
rufssprachkurse sowie Erstorientierungskurse; es besteht die Pflicht, die Auflagen aus der Anlage 37a
einzuhalten.

(2b) Das Verbot nach Absatz 2 Satz 3 gilt nicht für Fort- und Weiterbildungen in Gesundheitsberufen;
soweit Patientenkontakte notwendig sind, richten sich die Infektionsschutzmaßnahmen nach den Vor-
gaben der behandelnden Einrichtungen; es besteht die Pflicht die Auflagen aus der Anlage 37a einzu-
halten.

(2c) Das Verbot nach Absatz 2 Satz 3 gilt nicht für die Vorbereitung, Durchführung und Abnahme von
Zwischen-, Abschluss-, Gesellen- und Umschulungsprüfungen in anerkannten Ausbildungsberufen au-
ßerhalb der schulischen Berufsbildung (betriebliche, überbetriebliche und außerbetriebliche Berufsbil-
dung), von Aufstiegsqualifizierung gemäß der Allgemeinen Laufbahnverordnung (ALVO M-V) und von
Prüfungen der höherqualifizierenden Berufsbildung (Aufstiegsfortbildungen) gemäß Berufsbildungsge-
setz und Handwerksordnung in öffentlichen und privaten Bildungseinrichtungen. Liegt in einem Land-
kreis bzw. einer kreisfreien Stadt am 20. Mai 2021 die Sieben-Tage-Inzidenz gemäß Veröffentlichung
des Robert Koch-Instituts auf der Internetseite des Robert Koch-Instituts (unter https://www.rki.de/in-
zidenzen) unter 50, so können ab dem 25. Mai 2021 über Satz 1 hinaus auch sonstige Angebote der
beruflichen Ausbildung, Umschulung sowie Aufstiegsfortbildungen in den öffentlichen und privaten Bil-
dungseinrichtungen, die zum Erwerb einer formalen Qualifikation führen, in Präsenz durchgeführt wer-
den. Liegt in einem Landkreis bzw. einer kreisfreien Stadt am 26. Mai 2021 die Sieben-Tage-Inzidenz
gemäß Veröffentlichung des Robert Koch-Instituts auf der Internetseite des Robert Koch-Instituts (un-
ter https://www.rki.de/inzidenzen) unter 50, so können ab dem 27. Mai 2021 über Satz 1 hinaus auch
sonstige Angebote der beruflichen Ausbildung, Umschulung sowie Aufstiegsfortbildungen in den öf-
fentlichen und privaten Bildungseinrichtungen, die zum Erwerb einer formalen Qualifikation führen,
in Präsenz durchgeführt werden. Überschreitet ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt an drei aufein-
ander folgenden Tagen die Sieben-Tage-Inzidenz von 100, entfällt ab dem übernächsten Tag die Mög-
lichkeit der Durchführung von Angeboten gemäß den Sätzen 2 und 3. Es besteht die Pflicht, die Aufla-
gen aus der Anlage 37 einzuhalten.

https://www.rki.de/inzidenzen
https://www.rki.de/inzidenzen
https://www.rki.de/inzidenzen
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(2d) Das Verbot nach Absatz 2 Satz 3 gilt ferner nicht für die Durchführung von Prüfungen und prü-
fungsvorbereitendem Unterricht an Volkshochschulen, soweit sie dem Erwerb eines Schulabschlus-
ses dienen. Liegt in einem Landkreis bzw. einer kreisfreien Stadt am 20. Mai 2021 die Sieben-Tage-In-
zidenz gemäß Veröffentlichung des Robert Koch-Instituts auf der Internetseite des Robert Koch-Insti-
tuts (unter https://www.rki.de/inzidenzen) unter 50, so können ab dem 25. Mai 2021 über Satz 1 hin-
aus auch sonstige Angebote der Volkshochschulen, die zum Erwerb einer formalen Qualifikation füh-
ren, in Präsenz durchgeführt werden. Liegt in einem Landkreis bzw. einer kreisfreien Stadt am 26. Mai
2021 die Sieben-Tage-Inzidenz gemäß Veröffentlichung des Robert Koch-Instituts auf der Internetsei-
te des Robert Koch-Instituts (unter https://www.rki.de/inzidenzen) unter 50, so können ab dem 27. Mai
2021 über Satz 1 hinaus auch sonstige Angebote der Volkshochschulen, die zum Erwerb einer forma-
len Qualifikation führen, in Präsenz durchgeführt werden. Überschreitet ein Landkreis oder eine kreis-
freie Stadt an drei aufeinander folgenden Tagen die Sieben-Tage-Inzidenz von 100, entfällt ab dem
übernächsten Tag die Möglichkeit der Durchführung von Angeboten gemäß den Sätzen 2 und 3. Es
besteht die Pflicht, die Auflagen aus der Anlage 37 einzuhalten.

(2e) Das Verbot nach Absatz 2 Satz 3 gilt nicht für die Durchführung von außerschulischen Lern- und
Förderangeboten von Anbietern nach dem Lern- und Förderprogramm Schuljahr 2020/2021. Es be-
steht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 37 einzuhalten.

(3) Versammlungen unter freiem Himmel nach dem Versammlungsgesetz mit bis zu 100 Teilnehmen-
den sind zulässig, wenn die Auflagen aus Anlage 38 eingehalten werden. Für Versammlungen unter
freiem Himmel nach dem Versammlungsgesetz mit mehr als 100 Teilnehmenden kann auf Antrag ei-
ne Ausnahmegenehmigung der Versammlungsbehörde nach Herstellung des Einvernehmens mit der
zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Meck-
lenburg-Vorpommern unter Beachtung der Anforderungen nach Satz 1 erteilt werden. Die Versamm-
lungsbehörde berücksichtigt bei ihrer Entscheidung, weitere Versammlungen zuzulassen, auch die
aus Gründen des Infektionsschutzes erforderlichen Abstände zu bereits angemeldeten Versammlun-
gen.

(3a) Abweichend von Absatz 3 gilt, wenn die Zahl der Neuinfektionen mit SARS-CoV 2 der letzten 7
Tage je 100.000 Einwohner in Mecklenburg-Vorpommern landesweit 100 oder höher nach den auf
der Internetseite des Landesamts für Gesundheit Mecklenburg-Vorpommern (https://www.lagus.mv-
regierung.de /Gesundheit/Infektionsschutz-Praevention/Daten-Corona-Pandemie) veröffentlichten Da-
ten ist, dass Versammlungen unter freiem Himmel nach dem Versammlungsgesetz mit bis zu 50 Teil-
nehmenden zulässig sind, wenn die Auflagen aus Anlage 38 eingehalten werden.

(4) Zusammenkünfte jedweder Glaubensgemeinschaften in Kirchen, Moscheen, Synagogen, Kapellen
und in ähnlichen Räumlichkeiten oder unter freiem Himmel sind zulässig. Es besteht die Pflicht, die
Auflagen aus Anlage 39 einzuhalten.

(5) Abweichend von § 8 Abs. 1 dürfen unaufschiebbare gesetzlich oder satzungsmäßig erforderliche
Veranstaltungen und Versammlungen von Vereinen, Verbänden und Parteien sowie der Gemeinschaf-
ten von Wohnungseigentümern im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes stattfinden. Das gilt auch
für unaufschiebbare Betriebsversammlungen, und Tarifverhandlungen. Die Teilnahme an den vorge-
nannten Veranstaltungen und Versammlungen ist nur für solche Personen zulässig, die über ein ta-
gesaktuelles negatives COVID-19-Schnell- oder Selbsttest-Ergebnis gemäß § 1a dieser Verordnung
verfügen. Es besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 40 einzuhalten.

(6) Die Nutzung des Öffentlichen Personenverkehrs und anderer Verkehrsmittel mit Publikumsverkehr
gilt nicht als Ansammlung im Sinne des Absatzes 1 Satz 1. In allen Fahrzeugen des öffentlichen Perso-

https://www.rki.de/inzidenzen
https://www.rki.de/inzidenzen
https://www.lagus.mv-regierung.de/Gesundheit/Infektionsschutz-Praevention/Daten-Corona-Pandemie
https://www.lagus.mv-regierung.de/Gesundheit/Infektionsschutz-Praevention/Daten-Corona-Pandemie
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nennahverkehrs (Straßenbahnen, Busse, Taxen), in den Zügen des Schienenpersonenverkehrs, auf al-
len ausschließlich innerhalb Mecklenburg-Vorpommerns verkehrenden Fähren und in sonstigen Ver-
kehrsmitteln mit Publikumsverkehr (zum Beispiel Luftfahrzeuge) sowie in öffentlich zugänglichen Be-
reichen von Bahnhofsgebäuden und von anderen Innenbereichen sonstiger Einrichtungen des Öffentli-
chen Personenverkehrs, in den dem Publikumsverkehr zugänglichen Innenbereichen von Häfen sowie
in Abfertigungshallen an Flughäfen und für Schiffsreisen sind die Auflagen aus Anlage 41 einzuhalten.
Dies gilt auch an Bushaltestellen und in anderen Wartebereichen im Freien von Einrichtungen der Per-
sonenbeförderung, sofern der Abstand von 1,5 Meter nicht eingehalten werden kann.

(7) Private Zusammenkünfte im öffentlichen oder privaten Raum sind nur im Kreise der Angehörigen
des eigenen Hausstandes, dieser umfasst auch Personen, für die ein Sorge- oder Umgangsrecht be-
steht, und mit den Angehörigen eines weiteren Hausstandes zulässig; dabei gelten Ehegatten, einge-
tragene Lebenspartner und Lebensgefährten, die nicht gemeinsam in einem Haushalt leben, als ein
Hausstand. Dazugehörige Kinder bis 14 Jahre werden nicht mitgerechnet. Ebenso werden dazugehö-
rige notwendige Begleitpersonen eines Menschen mit Behinderungen nicht mitgerechnet, wenn dies
aus Gründen der Betreuung des Menschen mit Behinderungen erforderlich ist. Von den Beschränkun-
gen im Satz 1 sind geimpfte oder genesene Personen gemäß § 8 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-
Ausnahmenverordnung nicht erfasst. Es besteht die Pflicht; die Auflagen aus Anlage 42 einzuhalten.

(8) Trauungen sind für einen Teilnehmerkreis von höchstens 10 Personen und Beisetzungen für ei-
nen Teilnehmerkreis von höchstens 30 Personen zulässig. Kinder bis 14 Jahre, die zum Haushalt von
teilnehmenden Erwachsenen gehören, werden nicht mitgerechnet. Geimpfte und genesene Personen
werden gemäß § 8 Absatz 2 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmeverordnung von den zahlenmäßi-
gen Beschränkungen nicht erfasst. Es besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 43 einzuhalten.

 

§ 9
Selbstorganisationsrecht öffentlicher Einrichtungen

Das Selbstorganisationsrecht des Landtags und der kommunalen Vertretungskörperschaften und
sonstiger Körperschaften, Stiftungen und Anstalten des öffentlichen Rechts und staatlich anerkannter
Hochschulen sowie die Tätigkeit der Gerichte und Behörden bleiben unberührt.

 

§ 10
Zuständigkeiten

Neben den nach § 2 Absatz 1 Nummer 4 in Verbindung mit § 2 Absatz 2 Nummer 8b Infektionsschutz-
ausführungsgesetz M-V zuständigen Behörden sind für die Durchführung dieser Verordnung auch die
örtlichen Ordnungsbehörden nach § 3 Absatz 1 Nummer 3 in Verbindung mit § 4 Gesetz über die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung M-V zuständig.

 

§ 11
Anlagen

Die in dieser Verordnung genannten und im Anhang angeführten Anlagen 1 bis 43 sind Bestandteil
der Verordnung. Die Regelungen der Anlagen 1 bis 43 gelten nur insoweit, wie diese nicht durch die
§§ 1 bis 9 und 12 bis 14 dieser Verordnung eingeschränkt werden oder gegenstandslos geworden
sind.
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Teil 2
Inzidenzabhängige Regelungen für die Landkreise und kreisfreien Städte

 

§ 12
Weitergehende Anordnungen bei einer Sieben-Tage-Inzidenz über 100 und über 150

(1) Überschreitet in einem Landkreis oder in einer kreisfreien Stadt an drei aufeinanderfolgenden Ta-
gen die durch das Robert Koch-Institut im Internet unter https://www.rki.de/inzidenzen veröffentlich-
te Anzahl der Neuinfektionen mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 je 100.000 Einwohner innerhalb von
sieben Tagen (Sieben-Tage-Inzidenz) den Schwellenwert von 100, so gilt dort ab dem übernächsten
Tag § 28b Infektionsschutzgesetz (Anlage I).Die Landkreise und kreisfreien Städte sind zuständige
Behörde nach § 28b Absatz 1 Satz 3, Absatz 3, mit Ausnahme der Sätze 4 und 5, und § 77 Absatz 6
Satz 3 Infektionsschutzgesetz. Das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur, das Ministerium
für Landwirtschaft und Umwelt, das Ministerium für Inneres und Europa und das Ministerium für Sozia-
les, Integration und Gleichstellung sind im Rahmen ihrer Ressortkompetenz zuständige Behörden für
Entscheidungen nach § 28b Absatz 3 Satz 4 Infektionsschutzgesetz. Das Ministerium für Wirtschaft,
Arbeit und Gesundheit ist zuständige Behörde für Entscheidungen nach § 28b Absatz 3 Satz 4 Infekti-
onsschutzgesetz für Gesundheitsfachberufe an Schulen der Erwachsenenbildung. Das Ministerium für
Bildung, Wissenschaft und Kultur ist im Rahmen seiner Ressortkompetenz zuständige Behörde für Ent-
scheidungen nach § 28b Absatz 3 Satz 5 Infektionsschutzgesetz. Im Übrigen sind die Landkreise und
kreisfreien Städte zuständige Behörde nach § 28b Absatz 3 Sätze 4 und 5. Die Landkreise und kreis-
freien Städte sind zuständige Behörde nach § 28b Absatz 1 Satz 3 und § 77 Absatz 6 Satz 3 Infektions-
schutzgesetz. Zu den hiermit verbundenen Aufgaben gehört die Bekanntmachung des In- und Außer-
krafttretens der jeweiligen Maßnahmen. Über die in § 28b Infektionsschutzgesetz geregelten Maßnah-
men hinaus wird insbesondere auf folgende in Teil 1 dieser Verordnung landesweit geltende verschär-
fende Maßnahmen hingewiesen:

1. (aufgehoben)

 

2. (aufgehoben)

 

3. (aufgehoben)

 

4. (aufgehoben)

 

5. Prostitution ist untersagt.

 

6. Eine Beherbergung zum Besuch der Kernfamilie ist untersagt.

 

7. Eine zulässige Beherbergung ist nur für solche Personen zulässig, die bei der Anreise über ein
tagesaktuelles negatives COVID-19-Schnell- oder Selbsttest-Ergebnis gemäß § 1a dieser Ver-
ordnung verfügen.

 

8. Versammlungen unter freiem Himmel nach dem Versammlungsgesetz mit bis zu 50 Teilneh-
menden sind zulässig, wenn die Auflagen aus Anlage 38 eingehalten werden.

 

https://www.rki.de/inzidenzen
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9. Zusammenkünfte jedweder Glaubensgemeinschaften in Kirchen, Moscheen, Synagogen, Kapel-
len und in ähnlichen Räumlichkeiten oder unter freiem Himmel sind zulässig, sofern die Aufla-
gen aus Anlage 39 eingehalten werden.

 

(2) Die zuständigen Behörden sind berechtigt, in Abhängigkeit vom jeweiligen Infektionsgeschehen
weitergehende infektionsschutzrechtliche Maßnahmen zu treffen. Dies gilt insbesondere unter Ge-
samtbewertung der Infektionslage auch für Ausgangsbeschränkungen, Bewegungsradiusbegrenzun-
gen, Zugangsbeschränkungen und Einreiseverbote für Gemeinden, Ämter oder andere regional ab-
grenzbare Gebiete innerhalb eines Kreises oder einer kreisfreien Stadt, in denen die Zahl von 100
Neuinfektionen mit SARS-CoV-2 der letzten sieben Tage je 100.000 Einwohner an drei aufeinanderfol-
genden Tagen überschritten wird. Dabei ist der Erlass des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Ge-
sundheit zur MV-Corona-Ampel in seiner jeweils gültigen Fassung zu beachten.

(3) Wird in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt die Sieben-Tage-Inzidenz von 150 an drei auf-
einanderfolgenden Tagen überschritten und ist dies auf ein diffuses, nicht auf lokale Ausbrüche be-
grenztes Infektionsgeschehen zurückzuführen, haben die zuständigen Behörden unter einer Gesamt-
bewertung der Infektionslage weitergehende Maßnahmen zu ergreifen. Sie können durch Allgemein-
verfügung, unter Umständen auch räumlich begrenzt, insbesondere

1. eine Einschränkung des Bewegungsradius jeder Person um den Wohnort oder die Unterkunft,
unter dem Vorbehalt des Vorliegens näher, jedoch nicht abschließend zu bestimmender triftiger
Gründe,

 

2. eine Beschränkung des Zugangs zu publikumsträchtigen Ausflugszielen, unter dem Vorbehalt
des Vorliegens näher, jedoch nicht abschließend zu bestimmender triftiger Gründe,

 

3. eine Beschränkung der Einreise in ihren Landkreis, ihre kreisfreie Stadt oder einen hierin näher
zu bestimmenden räumlichen Bereich, unter dem Vorbehalt des Vorliegens näher, jedoch nicht
abschließend zu bestimmender triftiger Gründe sowie

 

4. Ausreisebeschränkungen, mit denen das Aufsuchen von solchen Einrichtungen, Verkaufsstel-
len, Dienstleistungsbetrieben oder sonstigen in dieser Verordnung geregelten Stätten in einem
anderen Landkreis oder einer anderen kreisfreien Stadt untersagt wird, die in ihren eigenen
Landkreisen oder kreisfreien Städten aufgrund der Infektionslage geschlossen sind,

 

erlassen. Die zuständigen Behörden können unter Berücksichtigung des Infektionsgeschehens und
der möglichen Folgen für die Gesundheit der Bevölkerung auch andere als die genannten, mindes-
tens gleich geeigneten Maßnahmen durch Allgemeinverfügung treffen. Unterschreitet in einem Land-
kreis oder einer kreisfreien Stadt ab dem Tag nach dem Eintreten der Maßnahmen nach diesem Ab-
satz an fünf aufeinanderfolgenden Tagen die Inzidenz den Schwellenwert von 150, so treten an dem
übernächsten Tag die Maßnahmen dieses Absatzes außer Kraft; hierauf ist in den Allgemeinverfügun-
gen hinzuweisen; das Unterschreiten des Schwellenwertes und das Außerkrafttreten der Maßnahmen
ist durch Allgemeinverfügung bekanntzumachen. Der Erlass des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit
und Gesundheit zur MV-Corona-Ampel ist in seiner jeweils gültigen Fassung zu beachten. Aufgrund
von § 15 getroffene Regelungen bleiben unberührt.

 

§ 13
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Maßnahmen zur regionalen Lockerung bei einer Sieben-Tage-Inzidenz von unter 50

(1) Wird in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt die Zahl von 50 Neuinfektionen mit SARS-
CoV-2 der letzten sieben Tage je 100.000 Einwohner an mindestens sieben aufeinanderfolgenden Ta-
gen unterschritten, können die zuständigen Behörden durch Allgemeinverfügungen die Öffnung des
Einzelhandels mit einer Begrenzung von einer Kundin oder einem Kunden pro 10 qm für die ersten
800 qm Verkaufsfläche und einem weiteren für jede weiteren 20 qm ermöglichen. Es ist sicherzustel-
len, dass für den Betrieb und den Besuch der hierdurch geöffneten Einrichtungen die Auflagen, insbe-
sondere geeignete Hygiene- und Sicherheitskonzepte, aus den entsprechenden Anlagen aus dieser
Verordnung eingehalten werden. Es ist vorzusehen, dass die Hygiene- und Sicherheitskonzepte auf
Aufforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausfüh-
rungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen sind. Die Hygiene- und Sicherheitskonzepte der in
Satz 1 genannten Einrichtungen haben eine verpflichtende Dokumentation zur Kontaktnachverfolgung
zu enthalten. Die Landkreise und kreisfreien Städte dürfen in der Allgemeinverfügung die Pflicht zur
Dokumentation zur Kontaktnachverfolgung auf diese Einrichtungen erweitern, soweit das Infektions-
geschehen dies erfordert. Dabei ist sicherzustellen, dass die in den Anlagen benannten Anforderun-
gen an die Datenverarbeitung zur Zweckbestimmung, Vertraulichkeit und Transparenz gewährleistet
sind. Die verpflichtende Dokumentation zur Kontaktnachverfolgung soll in elektronischer Form landes-
einheitlich mittels LUCA-App erfolgen.

(2) Maßgebend für die Berechnung der Schwelle nach Absatz 1 Satz 1 sind die nach den auf der
Internetseite des Landesamtes für Gesundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern (https://
www.lagus.mv-regierung.de/Gesundheit/InfektionsschutzPraevention/Daten-Corona-Pandemie) veröf-
fentlichten Daten bezogen auf den jeweiligen Landkreis oder die kreisfreie Stadt. Soweit die Zahl der
Neuinfektionen mit SARS-CoV-2 der letzten 7 Tage je 100.000 Einwohner in einem Landkreis oder ei-
ner kreisfreien Stadt an drei aufeinanderfolgenden Tagen 50 oder höher ist und dies nach Bewertung
der örtlich zuständigen Behörde auf ein diffuses, nicht auf lokale Ausbrüche begrenztes Infektionsge-
schehen zurückzuführen ist, sind die Maßnahmen zur regionalen Lockerung gemäß Absatz 1 ab dem
zweiten darauffolgenden Werktag aufzuheben. Eine Aufhebung hat spätestens zehn Tage nach unun-
terbrochenen Überschreiten der Inzidenz von 50 zu erfolgen.

 

Teil 3
Schlussvorschriften

 

§ 14
Strafvorschriften, Ordnungswidrigkeiten

(1) Auf die Strafvorschrift des § 75 Absatz 1 Nummer 1 Infektionsschutzgesetz wird hingewiesen.

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 24 des Infektionsschutzgesetzes handelt,
wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen Pflichten aus § 1 Absatz 1 Sätze 2 und 8 und Absatz 2 Satz 3
und 4, § 1a Absatz 8 Nummer 1 Sätze 1 bis 5 und Nummer 2 Sätze 1, 3 bis 7, § 2 Absatz 1 Sätze 2, 5
und 6, Absatz 2 Sätze 1 und 3, Absatz 3 Sätze 2 und 4, Absätze 4 bis 8, Absatz 9 Sätze 1 und 3, Absät-
ze 10 bis 12, Absatz 13 Sätze 1 und 3, Absätze 14 bis 20, Absatz 21 Sätze 1 und 3, Absatz 22 Satz 2,
Absätze 23 und 24, Absatz 25 Sätze 2, 4 und 5, Absatz 25a Sätze 1, 3 und 4 und Absätze 26 bis 30,
§ 3 Absatz 1 Sätze 3 bis 5, Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 2, § 4 Absatz 1 und Absatz 6, § 5 Ab-
satz 1 Satz 1 und Absatz 13, § 6 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3, § 7 und § 8 Absatz 1, Absatz 2 Sätze 2
bis 4, Absatz 2a, Absatz 2b, Absatz 2c Sätze 4 und 5, Absatz 2d Sätze 4 und 5, Absatz 2e Satz 2, Ab-
satz 3 Satz 1, Absatz 3a, Absatz 4 Satz 2, Absatz 5 Satz 3 und 4, Absatz 6 Sätze 2 und 3, Absatz 7 Sät-

https://www.lagus.mv-regierung.de/Gesundheit/InfektionsschutzPraevention/Daten-Corona-Pandemie
https://www.lagus.mv-regierung.de/Gesundheit/InfektionsschutzPraevention/Daten-Corona-Pandemie
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ze 1 und 5 und Absatz 8 Sätze 1 und 4 verstößt. Satz 1 gilt auch bei Zuwiderhandlungen gegen voll-
ziehbare Anordnungen aufgrund dieser Verordnung.

(3) Die Zuständigkeit für die Ahndung der Ordnungswidrigkeiten wird gemäß § 36 Absatz 2 des Geset-
zes über Ordnungswidrigkeiten auf die nach § 2 Absatz 2 Nummer 8b Infektionsschutzausführungsge-
setz Mecklenburg-Vorpommern sowie die nach § 10 dieser Verordnung zuständigen Behörden übertra-
gen.

 

§ 15
Ermächtigung

(1) Die Landesregierung überträgt ihre Befugnis aus § 32 Satz 1 Infektionsschutzgesetz, unter den
Voraussetzungen, die für Maßnahmen nach den §§ 28, 28a und 29 bis 31 dieses Gesetzes maßgebend
sind, auch durch Rechtsverordnungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung übertrag-
barer Krankheiten zu erlassen, auf das Ministerium für Soziales, Integration und Gleichstellung, soweit
nähere Bestimmungen zur Ausgestaltung der Leistungen der Jugendhilfe gemäß § 2 Absatz 2 Achtes
Buch Sozialgesetzbuch und zu Besuchs-, Betretens- und Leistungsbeschränkungen in Einrichtungen
und Tagespflegestellen nach §§ 43 und 45 Absatz 1 Achtes Buch Sozialgesetzbuch zu treffen sind. Die
Regelungen erfolgen im Einvernehmen mit dem für Gesundheit zuständigen Ministerium.

(2) Die Landesregierung überträgt ihre Befugnis aus § 32 Satz 1 Infektionsschutzgesetz, unter den
Voraussetzungen, die für Maßnahmen nach den §§ 28, 28a und 29 bis 31 dieses Gesetzes maßgebend
sind, auch durch Rechtsverordnungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung übertrag-
barer Krankheiten zu erlassen, auf das Ministerium für Soziales, Integration und Gleichstellung, soweit
nähere Bestimmungen zu Besuchs-, Betretens- und Leistungsbeschränkungen in Einrichtungen, Un-
terkünften, Diensten und Angeboten der beruflichen Rehabilitation nach § 51 und der Eingliederungs-
hilfe im Sinne des § 90 Absatz 1 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch, der Pflege nach § 72 Absatz 1 und
Unterstützungsangebote im Alltag nach § 45a Elftes Buch Sozialgesetzbuch, der Sozialhilfe nach §§ 67
f. Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch sowie der Sozial- und Gesundheitsberatung zu treffen sind. Die Re-
gelungen erfolgen im Einvernehmen mit dem für Gesundheit zuständigen Ministerium.

(3) Die Landesregierung überträgt ihre Befugnis aus § 32 Satz 1 Infektionsschutzgesetz, unter den
Voraussetzungen, die für Maßnahmen nach den §§ 28, 28a und 29 bis 31 dieses Gesetzes maßgebend
sind, auch durch Rechtsverordnungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung übertrag-
barer Krankheiten zu erlassen, auf das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit, soweit nä-
here Bestimmungen zu Kapazitätsbeschränkungen sowie zur Ausgestaltung der Besuchs-, Betretens-
und Leistungsbeschränkungen in stationären Einrichtungen der Vorsorge und Rehabilitation, mit de-
nen ein Vertrag der Kostenträger nach § 111 oder § 111a Sozialgesetzbuch Fünftes Buch zu treffen
sind.

(4) Die Landesregierung überträgt ihre Befugnis aus § 32 Satz 1 Infektionsschutzgesetz, unter den
Voraussetzungen, die für Maßnahmen nach den §§ 28, 28a und 29 bis 31 dieses Gesetzes maßgebend
sind, auch durch Rechtsverordnungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung übertrag-
barer Krankheiten zu erlassen, auf das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit, um die Maß-
gaben gemäß den Anlagen zu dieser Verordnung sowie das Anlagenverzeichnis an die jeweilige epide-
miologische Lage anzupassen. Die Regelungen erfolgen im Einvernehmen im Einvernehmen mit der
jeweils auch fachlich betroffenen obersten Landesbehörde.

(5) Die Landesregierung überträgt ihre Befugnis aus § 32 Satz 1 Infektionsschutzgesetz, unter den
Voraussetzungen, die für Maßnahmen nach den §§ 28, 28a und 29 bis 31 dieses Gesetzes maßgebend
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sind, auch durch Rechtsverordnungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung übertrag-
barer Krankheiten zu erlassen, auf das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur, soweit nähe-
re Bestimmungen im Bereich der Schulen in Mecklenburg-Vorpommern zu treffen sind. Die Regelun-
gen erfolgen im Einvernehmen mit dem für Gesundheit zuständigen Ministerium.

 

§ 16
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 17. Juni 2021 außer Kraft.

(3) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung gemäß Absatz 1 tritt die Corona-LVO MV vom 28. Novem-
ber 2020 (GVOBl. M-V S. 1158) außer Kraft.

Schwerin, den 23. April 2021

Die Ministerpräsidentin
Manuela Schwesig

Der Minister für Wirtschaft
Arbeit und Gesundheit

Harry Glawe

Die Ministerin für Soziales, In-
tegration und Gleichstellung

Stefanie Drese

Die Ministerin für Bildung,
Wissenschaft und Kultur

Bettina Martin

Die Justizministerin
Katy Hoffmeister

Der Minister für Inneres und Europa
Torsten Renz

Der Minister für Land-
wirtschaft und Umwelt

Dr. Till Backhaus

Der Minister für Energie, In-
frastruktur und Digitalisierung

Christian Pegel

 

Anlage

Anlagenverzeichnis

Nummer
der Anlage

§ (Absatz) Anlage gilt für

1 2 (1) • Einkaufscenter, Wochenmärkte und Verkaufsstellen des Ein-
zelhandels und des Großhandels

 

• Gartenbaucenter
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2 2 (2) • Dienstleistungsbetriebe

 

• Handwerksbetriebe

 

3 2 (3) • Betriebe des Heilmittelbereichs

 

• Friseure

 

• ab dem 25. Mai 2021 Kosmetikstudios, Massagepraxen, Nagelstu-
dios, Sonnenstudios, Tattoostudios und ähnliche Betriebe

 

4 2 (4) • Arztpraxen

 

• Psychotherapeutenpraxen

 

• Sonstige Praxen

 

5

(aufgehoben)

2 (5) • Kinos

 

6 2 (6) • Autokinos

 

7 2 (7) • Proben in Theatern

 

• Proben in Orchestern

 

8

(aufgehoben)

2 (8) • kulturelle Ausstellungen

 

• Museen

 

• Gedenkstätten

 

9 2 (9) • Bibliotheken

 

• Archive

 



- Seite 29 von 103 -

10 2 (10) • Proben von Chören im Profibereich

 

• Proben von Musikensembles im Profibereich

 

11

(aufgehoben)

2 (11) • Freizeitparks (Schausteller)

 

12

(aufgehoben)

2 (12) • Zirkusse

 

13 2 (13) • Zoos

 

• Tier- und Vogelparks

 

• botanische Gärten

 

 

14

(aufgehoben)

2 (14) • Spezialmärkte

 

• Flohmärkte

 

• Trödelmärkte

 

• ähnliche Märkte

 

 

14a

(aufgehoben)

2 (14a) • Jahrmärkte

 

 

15

(aufgehoben)

2 (15) • Tourismusaffine Dienstleistungen im Freien

 

• Betriebe der Fahrgastschifffahrt

 

• Reisebusveranstaltungen

 

• Tourismusinformationen

 

• Besucherzentren in Nationalparks

 

• Outdoor-Freizeitangebote
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• ähnliche Einrichtungen

 

16

(aufgehoben)

2 (16) • Einrichtungen für Indoor-Freizeitaktivitäten

 

 

[17] 2 (17) • Spielplätze im Freien

 

 

18

(aufgehoben)

2 (18) • Freibäder

 

• Schwimm- und Badeteiche mit Wasseraufbereitung

 

 

19 2 (19) • Naturstrände

 

• Naturgewässer

 

• frei angelegte öffentliche Badestellen

 

 

20

(aufgehoben)

2 (20) • Schwimm- und Spaßbäder

 

 

21 2 (21) • Individualsport

 

• Sport in Gruppen

 

 

22 2 (22) • Berufssport

 

• Leistungssport

 

 

23

(aufgehoben)

2 (23) • Fitnessstudios

 

• ähnliche Einrichtungen

 

 

24

(aufgehoben)

2 (24) • Tanzschulen

 

• ähnliche Einrichtungen
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[25] 2 (25) • Technische Prüfstelle

 

• Fahrschulen, Technische Prüfstelle im Bereich des Fahrerlaubnis-
wesens

 

• Flugschulen

 

 

25a § 2 (25a) • Jagdschulen und ähnliche Einrichtungen

 

 

26

(aufgehoben)

2 (26) • Spielhallen

 

• Spielbanken

 

• Wettvermittlungsstellen

 

• ähnliche Einrichtungen

 

 

27

(aufgehoben)

2 (27) • Soziokulturelle Zentren

 

 

28 2 (28) • Musik- und Jugendkunstschulen für die Vorbereitungsphase für
den Musikwettbewerb „Jugend musiziert“

 

 

29

(aufgehoben)

2 (29) • Messen und Ausstellungen, die der beruflichen Orientierung die-
nen

 

 

30 3 (1) • Gaststätten

 

 

31 3 (2) • Gastronomischer Außerhausverkauf

 

 

31a 3 (3) • Personalrestaurants, Kantinen und ähnliche Betriebe

 

 

32   • Zusammenkünfte aus familiären Anlässen in Gaststätten  
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(aufgehoben)

 

33

(aufgehoben)

  • Dienstleistungsangebote in gastronomischen Einrichtungen

 

 

34 4 • Beherbergung

 

 

35 6 (3) • Krankenhäuser

 

• Stationäre Einrichtungen nach SGB V

 

 

36 7 • Sitzungen kommunaler Gremien

 

• Kommunalwahlen

 

 

37 8 (2) • Veranstaltungen, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung dienen

 

• Veranstaltungen, die der Daseinsfür- und -vorsorge zu dienen
bestimmt sind

 

• Angebote von öffentlichen und privaten Bildungseinrichtungen

 

• außerschulische Förder- und Lernangebote von Anbietern nach
dem Lern- und Förderprogramm Schuljahr 2020/2021

 

 

37a § 8 (2a) • Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, berufliche Qualifizierungen
sowie beruflicher Aus,- Fort,- und Weiterbildungen und Sprach-
kurse

 

 

38 8 (3) • Versammlungen unter freiem Himmel nach dem Versammlungs-
gesetz

 

 

39 8 (4) • Zusammenkünfte jedweder Glaubensgemeinschaften
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40 8 (5) • Vereinen, Verbänden und Parteien

 

 

41 8 (6) • Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV)

 

 

42 8 (7) • Zusammenkünfte aus familiären Anlässen

 

 

43 8 (8) • Trauungen und Beisetzungen

 

 

I 12 (1) • Nichtamtliche Darstellung des § 28b Infektionsschutzgesetz

 

 

II 1b • Nichtamtliche Darstellung der SchAusnahmV

 

 

T 1a • Umgang mit Schnell- und Selbsttests

 

 

 

Anlage 1

zu § 2 Absatz 1

Auflagen für Einkaufscenter und Verkaufsstellen des Einzel-
handels, Wochenmärkte, Großhandel, Gartenbaucenter u.a.

I. Allgemeine Auflagen

 

1. Es ist ein einrichtungsbezogenes Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen, welches umzu-
setzen und auf Anforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 In-
fektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist.

 

2. Es ist ein ergänzendes Konzept zur Verringerung der Aerosole-Belastung in den Räumen unter
Berücksichtigung wesentlicher Faktoren wie Raumgröße und Kundendichte zu entwickeln und
umzusetzen.

 

3. In Einkaufscentern sind die Zugangs- und Aufenthaltsbereiche von Verkaufsständen freizuhal-
ten.

 

4. Im öffentlichen Bereich ist beim Verzehr von Speisen und Getränken der Mindestabstand von
1,5 Meter einzuhalten oder die Abgabestelle unverzüglich zu verlassen.

 



- Seite 34 von 103 -

5. Für Kundinnen und Kunden besteht die Pflicht, eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Ge-
sichtsmasken (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß An-
lage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung,
zum Beispiel FFP2-Masken)) zu tragen, wobei Kinder bis zum Schuleintritt und Menschen, die
aufgrund einer medizinischen oder psychischen Beeinträchtigung oder wegen einer Behinde-
rung keine Mund-Nase-Bedeckung tragen können und dies durch eine ärztliche Bescheinigung
nachweisen können, ausgenommen sind. Die Pflicht zum Tragen der Mund-Nase-Bedeckung gilt
auch, soweit der Mindestabstand von 1,5 Meter nicht eingehalten werden kann, im Eingangsbe-
reich von Einzelhandelsgeschäften und auf Parkplätzen.

 

6. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5
Meter zulässig, solange es zur Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinderungen, die auf
das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist. Beschäftigte mit Besucherkontakt sind in
den gemeinsam genutzten Innenbereichen verpflichtet, eine Mund-Nase-Bedeckung (medizi-
nische Gesichtsmasken (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmasken
(gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen
Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken)) zu tragen, dies gilt nicht, soweit sie durch eine geeignete
Schutzvorrichtung geschützt werden. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Ein-
haltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunikation mit Men-
schen mit Hörbehinderungen, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist.

 

7. Aus hygienischen Gründen sind Beschäftigte und Kundinnen und Kunden auf die Nutzung der
bargeldlosen Bezahlung hinzuweisen.

 

8. Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sowie Kundinnen und Kunden sind in geeigneter Weise (zum
Beispiel durch Hinweisschilder an Eingangstüren) darauf hinzuweisen, dass bei akuten Atem-
wegserkrankungen die Tätigkeit beziehungsweise die Inanspruchnahme der Leistung ausge-
schlossen ist, sofern sie nicht durch ein ärztliches Attest nachweisen können, dass sie nicht an
COVID-19 erkrankt sind.

 

9. Für alle geöffneten Bereichen des Einzelhandels ist eine verbindliche Kunden Korbpflicht, ob-
ligatorische Zugangskontrollen und sowie verpflichtende Hygiene- und Desinfektionsmaßnah-
men vorzusehen. Die Kunden-Korbpflicht gilt nicht für Kinder bis 14 Jahre, die ihre Eltern beglei-
ten, sowie für Personen, die aufgrund einer medizinischen oder psychischen Beeinträchtigung
begleitet werden. In den Verkaufsstellen ist das Angebot von zubereiteten, nicht abgepackten
Waren, die im Rahmen einer Selbstbedienung entnommen werden und für den direkten Ver-
zehr bestimmt sind („Salatbar“), untersagt.

 

II. In den Räumen und im umfriedeten Bereich mit Publikumsverkehr sind folgende Auf-
lagen umzusetzen:

 

1. Es ist ein Abstand von mindestens 1,5 Meter zu anderen Personen, ausgenommen zwischen
Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger, einzuhalten. Für alle
geöffneten Bereiche des Einzelhandels ist eine verbindliche Kunden-Korbpflicht vorzusehen.

 

2. Die Besucherzahlen sind so zu begrenzen, dass sich in den Räumen nicht mehr als eine Kun-
din oder ein Kunde pro zehn Quadratmeter für die ersten achthundert Quadratmeter Verkaufs-
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fläche und einem weiteren für jede weiteren zwanzig Quadratmeter aufhält und die Einhaltung
des Mindestabstandes von 1,5 Meter gewährleistet werden kann.

 

3. In Einkaufscentern haben deren Betreiberinnen und Betreiber Vorkehrungen zu treffen, um zur
Einhaltung der Vorgaben von Nummer 1 den Zutritt an den Haupteingängen zu steuern. Sie ha-
ben ferner Vorkehrungen zu treffen, dass es auf den Verkehrsflächen nicht zu Ansammlungen
kommt, bei denen der Mindestabstand von 1,5 Meter zu anderen Personen nicht eingehalten
wird.

 

4. Kunden sind über gut sichtbare Aushänge und gegebenenfalls regelmäßige Durchsagen über
die Verpflichtung zur Abstandsregelung und zur Einhaltung der Schutzmaßnahmen zu informie-
ren. Bei Zuwiderhandlungen sind unverzüglich Hausverbote auszusprechen.

 

 

Anlage 2

zu § 2 Absatz 2

Auflagen für Dienstleistungsbetriebe und Handwerksbetriebe

Für Betriebe mit Publikumsverkehr gilt Folgendes:

1. Es ist ein einrichtungsbezogenes Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen, welches umzu-
setzen und auf Anforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 In-
fektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist.

 

2. Es ist ein ergänzendes Konzept zur Verringerung der Aerosole-Belastung in den Räumen unter
Berücksichtigung wesentlicher Faktoren wie Raumgröße und Kundendichte zu entwickeln und
umzusetzen.

 

3. Es ist ein Abstand von mindestens 1,5 Meter zu anderen Personen einzuhalten.

 

4. Die Kundenzahlen sind so zu begrenzen, dass die Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Me-
ter, ausgenommen zwischen Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebe-
dürftiger, gewährleistet werden kann.

 

5. Sind Verkaufsflächen vorhanden, haben deren Betreiberinnen und Betreiber Vorkehrungen zu
treffen, um zur Einhaltung der Vorgaben von Nummer 2 den Zutritt an den Haupteingängen
zu steuern. Sie haben ferner Vorkehrungen zu treffen, dass es auf den Verkehrsflächen nicht
zu Ansammlungen kommt, bei denen der Mindestabstand von 1,5 Meter zu anderen Personen
nicht eingehalten wird.

 

6. Für Kundinnen und Kunden besteht die Pflicht, eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Ge-
sichtsmasken (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß An-
lage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung,
zum Beispiel FFP2-Masken)) zu tragen, wobei Kinder bis zum Schuleintritt und Menschen, die
aufgrund einer medizinischen oder psychischen Beeinträchtigung oder wegen einer Behinde-
rung keine Mund-Nase-Bedeckung tragen können und dies durch eine ärztliche Bescheinigung
nachweisen können, ausgenommen sind. Die Pflicht zum Tragen der Mund-Nase-Bedeckung gilt
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auch, soweit der Mindestabstand von 1,5 Meter nicht eingehalten werden kann, im Eingangs-
bereich von Handwerks- und Dienstleistungsbetrieben und auf Parkplätzen. Das Abnehmen der
Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, so-
lange es zur Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinderungen, die auf das Lippenlesen an-
gewiesen sind, erforderlich ist. Beschäftigte mit Besucherkontakt sind in den gemeinsam ge-
nutzten Innenbereichen verpflichtet, eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Gesichtsmas-
ken (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage der
Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Bei-
spiel FFP2-Masken)) zu tragen, dies gilt nicht, soweit sie durch eine geeignete Schutzvorrich-
tung geschützt werden. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des
Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunikation mit Menschen mit
Hörbehinderungen, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist.

 

7. Kundinnen und Kunden sind über gut sichtbare Aushänge und gegebenenfalls regelmäßige
Durchsagen über die Verpflichtung zur Abstandsregelung und zur Einhaltung der Schutzmaß-
nahmen zu informieren. Bei Zuwiderhandlungen der Kunden gegen die Schutzmaßnahmen sind
unverzüglich Hausverbote auszusprechen.

 

8. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Kundinnen und Kunden sind in geeigneter Weise (zum
Beispiel durch Hinweisschilder an Eingangstüren) darauf hinzuweisen, dass bei akuten Atem-
wegserkrankungen die Tätigkeit beziehungsweise die Inanspruchnahme der Leistung ausge-
schlossen ist, sofern sie nicht durch ein ärztliches Attest nachweisen können, dass sie nicht an
COVID-19 erkrankt sind.

 

9. Aus hygienischen Gründen sind Beschäftigte und Kunden auf die Nutzung der bargeldlosen Be-
zahlung hinzuweisen.

 

 

Anlage 3

zu § 2 Absatz 3

Auflagen für Betriebe des Heilmittelbereiches und Friseure sowie ab dem 25.05.2021
für Kosmetikstudios, Massagepraxen, Nagelstudi-

os, Sonnenstudios, Tattoostudios und ähnliche Betriebe

1. Es ist ein einrichtungsbezogenes Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen, welches umzu-
setzen und auf Anforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 In-
fektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist.

 

2. Es ist ein ergänzendes Konzept zur Verringerung der Aerosole-Belastung in den Räumen unter
Berücksichtigung wesentlicher Faktoren wie Raumgröße (zum Beispiel regelmäßige Lüftung der
Behandlungsräume, das heißt mindestens alle zwei Stunden) und Kundendichte zu entwickeln
und umzusetzen.

 

3. Die anwesenden Personen sind in einer Anwesenheitsliste zu erfassen, die mindestens die fol-
genden Angaben enthalten muss: Vor- und Familienname, vollständige Anschrift, Telefonnum-
mer sowie Datum und Uhrzeit der Behandlung. Die Anwesenheitsliste ist vom Betrieb für die
Dauer von vier Wochen nach Ende der Behandlung aufzubewahren und der zuständigen Ge-
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sundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-
Vorpommern auf Verlangen vollständig herauszugeben. Die zu erhebenden personenbezoge-
nen Daten dürfen zu keinem anderen Zweck, insbesondere nicht zu Werbezwecken, weiterver-
arbeitet werden. Die Informationspflicht nach Artikel 13 der Datenschutzgrundverordnung kann
durch einen Aushang erfüllt werden. Die Anwesenheitsliste ist so zu führen und zu verwahren,
dass die personenbezogenen Daten für Dritte, insbesondere andere Kundinnen und Kunden,
nicht zugänglich sind. Wenn sie nicht von der Gesundheitsbehörde angefordert wird, ist die An-
wesenheitsliste unverzüglich nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu vernichten. Die Personen,
die sich in die Anwesenheitsliste einzutragen haben, sind verpflichtet, vollständige und wahr-
heitsgemäße Angaben zu den Daten zu machen. Die oder der zur Datenerhebung Verpflichtete
hat zu prüfen, ob die angegebenen Kontaktdaten vollständig sind und ob diese offenkundig fal-
sche Angaben enthalten (Plausibilitätsprüfung). Personen, die die Erhebung ihrer Kontaktdaten
verweigern oder unvollständige oder falsche Angaben machen, sind von der Tätigkeit bezie-
hungsweise der Inanspruchnahme der Leistung auszuschließen. Die verpflichtende Dokumenta-
tion zur Kontaktnachverfolgung soll in elektronischer Form landeseinheitlich mittels der LUCA-
App erfolgen. Hierbei entfällt die Verpflichtung, eine Plausibilitätsprüfung durchzuführen.

 

4. Für Kundinnen und Kunden besteht die Pflicht, Atemschutzmasken (FFP2-Masken oder ver-
gleichbar) zu tragen, wobei Kinder bis zum Schuleintritt und Menschen, die aufgrund einer me-
dizinischen oder psychischen Beeinträchtigung oder wegen einer Behinderung keine Mund-Na-
se-Bedeckung tragen können und dies durch eine ärztliche Bescheinigung nachweisen kön-
nen, hiervon ausgenommen sind. Für Kinder und Jugendliche bis 16 Jahre besteht keine Pflicht
zum Tragen von Atemschutzmasken, sie können eine Mund-Nase-Bedeckung tragen. Das Ab-
nehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist zulässig, wenn dieses zur Entgegennahme der Leistung
zwingend erforderlich ist. Die Pflicht zum Tragen der Schutzmaske gilt auch, soweit der Min-
destabstand von 1,5 Meter nicht eingehalten werden kann, im Eingangsbereich von den Betrie-
ben und Praxen und auf Parkplätzen. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Ein-
haltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunikation mit Men-
schen mit Hörbehinderung, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist. Beschäf-
tigte mit Besucherkontakt sind in den gemeinsam genutzten Innenbereichen verpflichtet, medi-
zinische Gesichtsmasken (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmasken
(gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen
Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken) zu tragen. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist
unter Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunikation
mit Menschen mit Hörbehinderung, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist.

 

5. Die Inanspruchnahme dieser Dienstleistungen ist nur für solche Kundinnen oder Kunden zuläs-
sig, die über ein tagesaktuelles negatives COVID-19-Schnell- oder Selbsttest-Ergebnis verfü-
gen; tagesaktuell ist ein Test, wenn dieser vor maximal 24 Stunden vorgenommen wurde und
noch geeignet ist, den Nachweis über das Nichtvorliegen einer Infektion zu führen. Satz 1 gilt
nicht für medizinisch notwendige Leistungen von Betrieben des Heilmittelbereiches. Die Vorga-
be nach Satz 1 gilt für geimpfte und genesene Personen gemäß § 7 Absatz 2 COVID-19-Schutz-
maßnahmen-Ausnahmeverordnung als erfüllt.

 

6. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Kundinnen und Kunden sind in geeigneter Weise (zum
Beispiel durch Hinweisschilder an Eingangstüren) darauf hinzuweisen, dass bei akuten Atem-
wegserkrankungen die Tätigkeit beziehungsweise die Inanspruchnahme der Leistung ausge-
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schlossen ist, sofern sie nicht durch ein ärztliches Attest nachweisen können, dass sie nicht an
COVID-19 erkrankt sind.

 

7. Die Betriebe haben sicherzustellen, dass der Zutritt so gesteuert wird, dass Warteschlangen
vermieden werden. In Friseurbetrieben ist der Zutritt zwingend über Reservierungen zu steu-
ern.

 

8. Direkte Kundenkontaktflächen sind nach jedem Kundenbesuch mit handelsüblichen Reini-
gungsmitteln zu säubern. Flächen, die mit Körpersekreten in Kontakt gekommen sind, sind
nach der Behandlung mit einem mindestens begrenzt viruzid wirksamen Flächendesinfektions-
mittel zu desinfizieren.

 

9. Nach jedem Kundenkontakt hat das behandelnde Fachpersonal eine gründliche Händewa-
schung durchzuführen.

 

10. Darüber hinaus hat der Arbeitgeber seine Gefährdungsbeurteilung und die sich daraus erge-
benden konkreten Maßnahmen zum Schutz seiner Beschäftigten an die Situation anzupassen.
Hierzu sind der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandard des Bundesministeriums für Arbeit und So-
ziales sowie die jeweils allgemeinen gesteigerten hygienischen Anforderungen zugrunde zu le-
gen.

 

 

Anlage 4

zu § 2 Absatz 4

Auflagen für Arztpraxen, Psychotherapeutenpraxen und sonstige Praxen

1. Es ist ein einrichtungsbezogenes Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen, welches umzu-
setzen und auf Anforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 In-
fektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist.

 

2. Es ist ein ergänzendes Konzept zur Verringerung der Aerosole-Belastung in den Räumen unter
Berücksichtigung wesentlicher Faktoren wie Raumgröße und Patientendichte zu entwickeln und
umzusetzen.

 

3. In den Praxisräumlichkeiten ist außerhalb der direkten medizinischen Behandlung zwischen den
Personen ein Mindestabstand von 1,5 Meter, ausgenommen zwischen Angehörigen eines Haus-
standes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger, einzuhalten.

 

4. Patienten sind außerhalb der physischen und/ oder psychischen Behandlung verpflichtet, ei-
ne Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Gesichtsmaske (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN
14683) oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung -
SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken)) zu tragen, wobei Kin-
der bis zum Schuleintritt und Menschen, die aufgrund einer medizinischen oder psychischen
Beeinträchtigung oder wegen einer Behinderung keine Mund-Nase-Bedeckung tragen kön-
nen und dies durch eine ärztliche Bescheinigung nachweisen können, ausgenommen sind. Die
Pflicht zum Tragen der Mund-Nase-Bedeckung gilt auch, soweit der Mindestabstand von 1,5
Meter nicht eingehalten werden kann, im Eingangsbereich von Praxen und auf Parkplätzen. Das
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Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Me-
ter zulässig, solange es zur Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinderung, die auf das Lip-
penlesen angewiesen sind, erforderlich ist.
Beschäftigte und Behandelnde mit Patienten- oder anderen Besucherkontakt sind in den ge-
meinsam genutzten Innenbereichen verpflichtet, eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Ge-
sichtsmaske (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß An-
lage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung,
zum Beispiel FFP2-Masken)) zu tragen, dies gilt nicht, soweit sie durch eine geeignete Schutz-
vorrichtung geschützt werden. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung
des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunikation mit Menschen mit
Hörbehinderung, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist.

 

 

Anlage 5

zu § 2 Absatz 5

Auflagen für Kinos

(aufgehoben)

 

Anlage 6

zu § 2 Absatz 6

Auflagen für Autokinos

1. Es ist ein einrichtungsbezogenes Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen, welches umzu-
setzen und auf Anforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 In-
fektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist.

 

2. Die Autos müssen mindestens im Abstand von 1,5 Meter geparkt werden.

 

3. In den Autos dürfen sich Personen nur allein, in Begleitung von im selben Haushalt lebenden
Personen und in Begleitung von Personen eines weiteren Haushaltes aufhalten. Geimpfte und
genesene Personen werden gemäß § 8 Absatz 2 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmever-
ordnung von der zahlenmäßigen Beschränkung nicht erfasst.

 

4. Auf dem Gelände ist, wo immer möglich, zu anderen als den in Nummer 2 genannten Personen
ein Mindestabstand von 1,5 Meter einzuhalten.

 

5. Auf dem Gelände besteht die Pflicht, medizinische Gesichtsmasken (zum Beispiel OP-Masken
gemäß EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Ver-
ordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken) zu tragen.

 

6. Auf dem Gelände ist ein Verkauf von Speisen und Getränken nur durch Anlieferung an die par-
kenden Autos erlaubt.
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7. Außer zum Gang zu sanitären Einrichtungen darf das Auto nicht verlassen werden.

 

8. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Kundinnen und Kunden sind in geeigneter Weise (zum
Beispiel durch Hinweisschilder an Eingangstüren) darauf hinzuweisen, dass bei typischen Sym-
ptomen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 wie Husten, Fieber, Schnupfen oder
Geruchs- und Geschmacksverlust die Tätigkeit beziehungsweise die Inanspruchnahme der Leis-
tung ausgeschlossen ist, sofern sie nicht durch ein ärztliches Attest nachweisen können, dass
sie nicht an COVID-19 erkrankt sind.

 

9. Die anwesenden Personen sind in einer Anwesenheitsliste zu erfassen, die mindestens die fol-
genden Angaben enthalten muss: Vor- und Familienname, vollständige Anschrift, Telefonnum-
mer sowie Datum und Uhrzeit der Behandlung. Die Anwesenheitsliste ist vom Betrieb für die
Dauer von vier Wochen nach Ende der Behandlung aufzubewahren und der zuständigen Ge-
sundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-
Vorpommern auf Verlangen vollständig herauszugeben. Die zu erhebenden personenbezoge-
nen Daten dürfen zu keinem anderen Zweck, insbesondere nicht zu Werbezwecken, weiterver-
arbeitet werden. Die Informationspflicht nach Artikel 13 der Datenschutzgrundverordnung kann
durch einen Aushang erfüllt werden. Die Anwesenheitsliste ist so zu führen und zu verwahren,
dass die personenbezogenen Daten für Dritte, insbesondere andere Kundinnen und Kunden,
nicht zugänglich sind. Wenn sie nicht von der Gesundheitsbehörde angefordert wird, ist die An-
wesenheitsliste unverzüglich nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu vernichten. Die Personen,
die sich in die Anwesenheitsliste einzutragen haben, sind verpflichtet, vollständige und wahr-
heitsgemäße Angaben zu den Daten zu machen. Die oder der zur Datenerhebung Verpflichtete
hat zu prüfen, ob die angegebenen Kontaktdaten vollständig sind und ob diese offenkundig fal-
sche Angaben enthalten (Plausibilitätsprüfung). Personen, die die Erhebung ihrer Kontaktdaten
verweigern oder unvollständige oder falsche Angaben machen, sind von der Tätigkeit bezie-
hungsweise der Inanspruchnahme der Leistung auszuschließen. Die verpflichtende Dokumenta-
tion zur Kontaktnachverfolgung soll in elektronischer Form landeseinheitlich mittels der LUCA-
App erfolgen. Hierbei entfällt die Verpflichtung, eine Plausibilitätsprüfung durchzuführen.

 

 

Anlage 7

zu § 2 Absatz 7

Auflagen für Proben in Theatern und Orchestern

I. Konzepte

 

1. Es ist ein einrichtungsbezogenes, individuell an die jeweilige Spielstätte und Veranstaltung an-
gepasstes Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen, welches umzusetzen und auf Anforde-
rung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausfüh-
rungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist.

 

2. Es ist ein ergänzendes Konzept zur Verringerung der Aerosole-Belastung in den Sälen und In-
nenräumen unter Berücksichtigung wesentlicher Faktoren wie Saalgröße und Besucherdichte
(zum Beispiel regelmäßiges Lüften der Säle und Foyer- und Eingangsbereiche, gegebenenfalls
Begrenzung der Vorführungen pro Tag und Saal) zu entwickeln und umzusetzen.
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II. Allgemeine Auflagen

 

1. Durchführung der Proben möglichst im Freien;

 

2. Hinweisschilder und Aushänge zu Hygieneregeln;

 

3. Sicherstellung eines Mindestabstandes von 1,5 Meter in allen Räumlichkeiten.

 

III. Auflagen zum Schutz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

 

1. Künstler mit COVID-19-Symptomatik sind auszuschließen, sofern sie nicht durch ein ärztliches
Attest nachweisen können, dass sie nicht an COVID-19 erkrankt sind. Bei Kontakt zu SARS-
CoV2-betroffenen Personen gelten die Quarantäneregelungen.

 

2. Die Personendaten der anwesenden Künstler sind in geeigneter Weise, zum Beispiel in einer
Anwesenheitsliste, zu erfassen: Vor- und Familienname, vollständige Anschrift, Telefonnummer
sowie Datum und Uhrzeit. Die Personendaten sind vom Betrieb für die Dauer von vier Wochen
aufzubewahren und der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektions-
schutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern auf Verlangen vollständig herauszugeben.
Die zu erhebenden personenbezogenen Daten dürfen zu keinem anderen Zweck, insbesonde-
re nicht zu Werbezwecken, weiterverarbeitet werden. Die Informationspflicht nach Artikel 13
der Datenschutzgrundverordnung kann durch einen Aushang erfüllt werden. Die Personendaten
sind so zu erfassen und zu verwahren, dass sie für Dritte, insbesondere andere Künstler, nicht
zugänglich sind. Soweit die Aufbewahrung der Personendaten nicht auf anderer Rechtsgrund-
lage gestattet ist, sind sie unverzüglich nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu vernichten, so-
fern sie nicht von der Gesundheitsbehörde angefordert wird. Die Personen, die sich in die An-
wesenheitsliste einzutragen haben, sind verpflichtet, vollständige und wahrheitsgemäße Anga-
ben zu den Daten zu machen. Die oder der zur Datenerhebung Verpflichtete hat zu prüfen, ob
die angegebenen Kontaktdaten vollständig sind und ob diese offenkundig falsche Angaben ent-
halten (Plausibilitätsprüfung). Personen, die die Erhebung ihrer Kontaktdaten verweigern oder
unvollständige oder falsche Angaben machen, sind von der Tätigkeit beziehungsweise der Inan-
spruchnahme der Leistung auszuschließen. Die verpflichtende Dokumentation zur Kontaktnach-
verfolgung soll in elektronischer Form landeseinheitlich mittels der LUCA-App erfolgen. Hierbei
entfällt die Verpflichtung, eine Plausibilitätsprüfung durchzuführen.

 

3. Darüber hinaus für Blasinstrumente: Bespannung der Schalltrichter mit Textilabdeckung.

 

4. Beschäftigte mit Besucherkontakt sind in den gemeinsam genutzten Innenbereichen verpflich-
tet, eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Gesichtsmaske (zum Beispiel OP-Masken gemäß
EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung
- SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken)) zu tragen, dies gilt
nicht, soweit sie durch eine geeignete Schutzvorrichtung geschützt werden. Das Abnehmen der
Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, so-
lange es zur Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinderung, die auf das Lippenlesen ange-
wiesen sind, erforderlich ist.

 

IV. Sonstiges
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Die auf der Internetseite des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur veröffentlichten Emp-
fehlungen der Ständigen Konferenz der Kulturminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland,
die Empfehlungen des Landesamtes für Gesundheit und Soziales, sowie die fortlaufend in Überprü-
fung und Weiterentwicklung befindlichen Handlungshilfen der Berufsgenossenschaften sind zu be-
rücksichtigen.

 

Anlage 8

zu § 2 Absatz 8

Auflagen für Galerien, kulturelle Ausstellungen, Mu-
seen und Gedenkstätten (inklusive Außenanlagen)

(aufgehoben)

 

Anlage 9

zu § 2 Absatz 9

Auflagen für Bibliotheken und Archive

I. Allgemeine Auflagen

 

1. Bildungs- und Vermittlungsangebote sind genauso wie gastronomische Angebote und Veran-
staltungen zu diesem Zeitpunkt noch untersagt.

 

2. Es ist ein einrichtungsbezogenes Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen, welches umzu-
setzen und auf Anforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 In-
fektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist.

 

3. Es ist ein Konzept zur Verringerung der Aerosole-Belastung in den Innenräumen unter Berück-
sichtigung wesentlicher Faktoren wie Raumgröße und Besucheranzahl zu entwickeln und umzu-
setzen.

 

4. Die Einhaltung von mindestens 1,5 Meter Abstand zu anderen Personen, ausgenommen zwi-
schen Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger, ist zu gewähr-
leisten.

 

5. Die Besucherzahlen sind so zu begrenzen, dass sich in den Räumen nicht mehr als eine Kun-
din oder ein Kunde pro angefangene 40 Quadratmeter Verkaufsfläche nach vorheriger Termin-
buchung für einen fest begrenzten Zeitraum aufhält und die Einhaltung des Mindestabstandes
von 1,5 Meter gewährleistet werden kann.

 

6. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Besucherinnen und Besucher sind in geeigneter Wei-
se (zum Beispiel durch Hinweisschilder an Eingangstüren) darauf hinzuweisen, dass bei akuten
Atemwegserkrankungen die Tätigkeit beziehungsweise die Inanspruchnahme der Leistung aus-
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geschlossen ist, sofern sie nicht durch ein ärztliches Attest nachweisen können, dass sie nicht
an COVID-19 erkrankt sind.

 

7. Für Nutzerinnen und Nutzer besteht die Pflicht, eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Ge-
sichtsmaske, zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683, oder Atemschutzmasken gemäß An-
lage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung,
zum Beispiel FFP2-Masken) zu tragen, wobei Kinder bis zum Schuleintritt und Menschen, die
aufgrund einer medizinischen oder psychischen Beeinträchtigung oder wegen einer Behinde-
rung keine Mund-Nase-Bedeckung tragen können und dies durch eine ärztliche Bescheinigung
nachweisen können, ausgenommen sind. Die Pflicht zum Tragen der Mund-Nase-Bedeckung gilt
auch, soweit ein Mindestabstand von 1,5 Meter nicht eingehalten werden kann, im Eingangsbe-
reich von Bibliotheken und auf Parkplätzen. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter
Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunikation mit
Menschen mit Hörbehinderung, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist.

 

8. Die anwesenden Personen sind in einer Anwesenheitsliste zu erfassen, die mindestens die fol-
genden Angaben enthalten muss: Vor- und Familienname, vollständige Anschrift, Telefonnum-
mer sowie Datum und Uhrzeit. Die Anwesenheitsliste ist von der Einrichtung für die Dauer von
vier Wochen nach Ende der Behandlung aufzubewahren und der zuständigen Gesundheitsbe-
hörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern
auf Verlangen vollständig herauszugeben. Die zu erhebenden personenbezogenen Daten dür-
fen zu keinem anderen Zweck, insbesondere nicht zu Werbezwecken, weiterverarbeitet wer-
den. Die Informationspflicht nach Artikel 13 der Datenschutzgrundverordnung kann durch ei-
nen Aushang erfüllt werden. Die Anwesenheitsliste ist so zu führen und zu verwahren, dass die
personenbezogenen Daten für Dritte, insbesondere andere Besucher, nicht zugänglich sind.
Wenn sie nicht von der Gesundheitsbehörde angefordert wird, ist die Anwesenheitsliste unver-
züglich nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu vernichten. Die Personen, die sich in die Anwe-
senheitsliste einzutragen haben, sind verpflichtet, vollständige und wahrheitsgemäße Angaben
zu den Daten zu machen. Die oder der zur Datenerhebung Verpflichtete hat zu prüfen, ob die
angegebenen Kontaktdaten vollständig sind und ob diese offenkundig falsche Angaben enthal-
ten (Plausibilitätsprüfung). Personen, die die Erhebung ihrer Kontaktdaten verweigern oder un-
vollständige oder falsche Angaben machen, sind von der Tätigkeit beziehungsweise der Inan-
spruchnahme der Leistung auszuschließen. Die verpflichtende Dokumentation zur Kontaktnach-
verfolgung soll in elektronischer Form landeseinheitlich mittels der LUCA-App erfolgen. Hierbei
entfällt die Verpflichtung, eine Plausibilitätsprüfung durchzuführen.

 

II. Zugang zu Gebäuden, Besucherleitsystem und Einlassmanagement

 

1. In Bibliotheken mit mehreren Zugängen sind die Besucherströme zu kanalisieren und ein Besu-
cherleitsystem einzurichten.

 

2. In Bibliotheken mit nur einem Eingang sind die Besucherströme so zu leiten, dass Hinein- und
Heraustretende unter Berücksichtigung der Abstandsregelungen aneinander vorbeigeführt wer-
den können (zum Beispiel Rundgang).

 

3. Nicht automatisch öffnende Türen sind zur Vermeidung von Kontaktflächen für den Besucher-
verkehr wenn möglich dauerhaft zu öffnen.
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4. Über die in der Einrichtung geltenden Regeln ist durch gut sichtbare Aushänge zu informieren.

 

5. Die Besucheranzahlen sind zur Sicherstellung des Mindestabstandes von 1,5 Meter, ausgenom-
men zwischen Angehörigen des eigenen Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger,
in allen für Besucher zugänglichen Räumen entsprechend der Einrichtungsgröße zu begrenzen.

 

6. Warteschlangen vor den Tresen/Automaten sind zu vermeiden und/oder Abstandsmarkierun-
gen anzubringen.

 

7. Beratungs-/Ausgabe-/Rücknahmebereiche sind so zu gestalten, dass der Abstand von mindes-
tens 1,5 Meter zwischen Besuchern und Mitarbeitern eingehalten werden kann. Gegebenenfalls
sind technische Schutzmaßnahmen (Schutzschilde) zu installieren.

 

III. Weitere Hygienemaßnahmen

 

1. Touchscreens oder Ähnliches sind entweder zu sperren oder nach jeder Nutzung bei Material-
verträglichkeit zu reinigen.

 

2. Wo möglich sollte auf bargeldlosen Zahlungsverkehr zurückgegriffen werden.

 

3. In Lesesälen sind Tische und Stühle, einschließlich der Wegeführung, so anzuordnen, dass die
Abstandsregeln eingehalten werden können. Mindestens arbeitstäglich ist eine Reinigung der
Besucherbereiche mit handelsüblichen Reinigungsmitteln vorzunehmen. Direkte Kundenkon-
taktflächen sind mindestens zweimal täglich und bei grober Verschmutzung sofort mit handels-
üblichen Reinigungsmitteln zu säubern.

 

IV. Schutz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

 

1. Es gilt der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandard des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales.

 

2. Beschäftigte mit Besucherkontakt sind in den gemeinsam genutzten Innenbereichen verpflich-
tet, eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Gesichtsmaske, zum Beispiel OP-Masken gemäß
EN 14683, oder Atemschutzmasken gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung
- SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken) zu tragen, dies gilt
nicht, soweit sie durch eine geeignete Schutzvorrichtung geschützt werden. Das Abnehmen der
Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, so-
lange es zur Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinderung, die auf das Lippenlesen ange-
wiesen sind, erforderlich ist.

 

3. Sogenannter transparenter „Spuckschutz“ für Personal an Kassen- beziehungsweise Informati-
onstresen oder ähnliches wird empfohlen. Sofern der Arbeitsplatz auf diese Weise abgesichert
werden kann, entfällt die Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung an diesem Ar-
beitsplatz.

 

4. Es wird empfohlen, Personal aus Risikogruppen in Bereichen ohne Publikumskontakt einzuset-
zen.
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5. Die Mindestabstandsregelung von 1,5 Meter ist auch zwischen Mitarbeitenden einzuhalten
(auch in Pausen; gegebenenfalls Pausen zeitversetzt organisieren).

 

6. Die Mitarbeitenden sind entsprechend der oben genannten Hinweise zu schulen.

 

 

Anlage 10

zu § 2 Absatz 10

Auflagen für Proben von Chören und Musikensembles im Profibereich

Für Ensembles in Theatern und Orchestern sind grundsätzlich die SARS-CoV-2- Arbeitsschutzstan-
dards der VBG mit Empfehlungen für die Branche „Bühnen und Studios“ zu berücksichtigen. Für die
Hochschule für Musik und Theater gelten die eigens abgestimmten Hygienekonzepte.

Das COVID-19 verursachende Virus SARS-CoV-2 wird über die Atemwege übertragen. Durch die unten
angeführten Maßnahmen kann die Übertragung über Tröpfchen, die beim Sprechen, Husten und Nie-
sen entstehen, vermieden werden. Unklar ist derzeit die Rolle von Aerosolen, die besonders infektiös
sind und beim Chorsingen und der Bläserensemblearbeit in besonderer Weise auftreten können. Die-
ses Risiko muss den Teilnehmerinnen und Teilnehmern bewusst sein.

Dieser Problematik kann am besten durch die Verlagerung der Proben ins Freie oder in große hohe
Räume (Kirchen, Hallen) Abhilfe geschaffen werden (Verdünnungseffekt, Luftzirkulation). In größeren
Ansammlungen von Musikerinnen und Musikern sowie Sängerinnen und Sängern im Innenbereich sind
zur Risikoreduzierung die risikominimierenden Faktoren zu kombinieren.

I. Allgemeine Hinweise

 

1. Es ist ein Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen, welches unten aufgeführte Vorgaben
enthält, umzusetzen und auf Anforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des
§ 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist.

 

2. Es ist ein ergänzendes Konzept zur Verringerung der Aerosole-Belastung in den Innenräumen
unter Berücksichtigung wesentlicher Faktoren wie Raumgröße und Teilnehmerzahl zu entwi-
ckeln und umzusetzen.

 

3. Die anwesenden Personen sind in einer Anwesenheitsliste zu erfassen, die mindestens folgende
Angaben enthalten muss: Vor- und Familienname, vollständige Anschrift, Telefonnummer sowie
Datum und Uhrzeit. Die jeweiligen Anwesenheitslistenlisten sind für die Dauer von vier Wochen
aufzubewahren und der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektions-
schutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern auf Verlangen vollständig herauszugeben.
Die zu erhebenden personenbezogenen Daten dürfen zu keinem anderen Zweck, insbesondere
nicht zu Werbezwecken, weiterverarbeitet werden. Die Informationspflicht nach Artikel 13 der
Datenschutzgrundverordnung kann durch einen Aushang erfüllt werden. Die Anwesenheitsliste
ist so zu führen und zu verwahren, dass die personenbezogenen Daten für Dritte, insbesonde-
re andere Teilnehmer, nicht zugänglich sind. Wenn sie nicht von der Gesundheitsbehörde ange-
fordert wird, ist die Anwesenheitsliste unverzüglich nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu ver-
nichten. Die Personen, die sich in die Anwesenheitsliste einzutragen haben, sind verpflichtet,
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vollständige und wahrheitsgemäße Angaben zu den Daten zu machen. Die oder der zur Daten-
erhebung Verpflichtete hat zu prüfen, ob die angegebenen Kontaktdaten vollständig sind und
ob diese offenkundig falsche Angaben enthalten (Plausibilitätsprüfung). Personen, die die Erhe-
bung ihrer Kontaktdaten verweigern oder unvollständige oder falsche Angaben machen, sind
von der Tätigkeit beziehungsweise der Inanspruchnahme der Leistung auszuschließen. Die ver-
pflichtende Dokumentation zur Kontaktnachverfolgung soll in elektronischer Form landesein-
heitlich mittels der LUCA-App erfolgen. Hierbei entfällt die Verpflichtung, eine Plausibilitätsprü-
fung durchzuführen.

 

4. Die Teilnehmerzahlen sind zur Sicherstellung des Mindestabstandes von 2 Meter bei Chor- und
Bläserproben (ausgenommen zwischen Angehörigen des eigenen Hausstandes und Begleitper-
sonen Pflegebedürftiger) zu begrenzen. Die Größe des Probenraumes definiert daher die maxi-
male Anzahl der Probenteilnehmerinnen und -teilnehmer. Es wird daher empfohlen, in sinnvoll
ausgewählten Gruppen (Doppel-Quartett, Stimmgruppe etc.) zu proben.

 

5. Die vorgegebenen 1,5 Meter Mindestabstand müssen beim Betreten und Verlassen der Räum-
lichkeiten und während der Pausen generell eingehalten werden können. Im Übrigen gelten die
Arbeitsschutzstandards.

 

6. Mitwirkende sind frühzeitig über die geltenden Regeln zu informieren, Personen mit entspre-
chenden Vorerkrankungen (Risikogruppen laut Robert Koch-Institut) sollten auf ein erhöhtes Ri-
siko abhängig vom lokalen Infektionsgeschehen hingewiesen werden.

 

7. Musikerinnen und Musikern sowie Sängerinnen und Sängern, die zu Hochrisikogruppen gehö-
ren (insbesondere Personen mit Immunsuppression, Chemotherapie, Atemwegserkrankungen
oder anderes), wird geraten, bis auf weiteres auf Präsenzproben zu verzichten. Dies dient dem
Schutz der betroffenen Ensemblemitglieder. Betroffenen Ensemblemitgliedern könnten gege-
benenfalls alternative Probemöglichkeiten (Livestream, Probeaufnahmen, Übe-Dateien etc.) be-
reitgestellt werden.

 

8. Personen mit COVID-19-Symptomatik sind von den Proben auszuschließen, sofern sie nicht
durch ein ärztliches Attest nachweisen können, dass sie nicht an COVID-19 erkrankt sind. Bei
Kontakt zu SARS-CoV-2/COVID-19-betroffenen Personen gelten die Quarantäneregelungen (ge-
gebenenfalls Ausschluss von den Proben für 14 Tage).

 

9. Die Gruppenzusammensetzung sollte möglichst konstant gehalten werden und bestimmt sich
nach der Größe der verfügbaren Räumlichkeiten.

 

10. Wo möglich, sollten Proben im Freien durchgeführt werden.

 

11. Bei Proben im Innenbereich sind ausreichend große und hohe Räume zu wählen (hohes Luftvo-
lumen).

 

12. Es ist eine Sitzordnung festzulegen und diese für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer vorab
bekannt zu machen und einzuhalten.

 

13. Die Gesamtprobendauer ist in der Regel zu begrenzen und für Lüftungspausen in kleinere Ein-
heiten zu unterteilen.
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14. Übungen im Innenbereich, die körperliche Nähe erfordern und/oder zu starker Atemaktivität
führen, sind zu vermeiden. Ebenso sind besondere Übungen wie bspw. das Mundstück- und Lip-
pensummen zu vermeiden.

 

15. Warteschlangen oder Ansammlungen sind zu vermeiden.

 

16. Es wird empfohlen, eine/n Hygiene-Verantwortlichen zu benennen, der/die auf die Umsetzung
des Hygienekonzeptes inklusive Abstandswahrung, Anwesenheitslisten, Sitzordnung, Proben
und Lüftungszeiten achtet.

 

II. Weitere Hinweise für Chöre

 

1. Noten und Notenpulte werden nicht geteilt, ausgenommen sind Angehörige eines Hausstandes.

 

2. Der Mindestabstand von 2 Meter ist einzuhalten. Stehen die Sänger in mehreren Reihen, sind
diese versetzt aufzustellen und die 2 Meter radial einzuhalten. Gegebenenfalls ist - auch zum
Schutz des Chorleiters - ein größerer Abstand in Singrichtung einzuplanen. Von einer Aufstel-
lung im Kreis ist abzusehen.

 

III. Weitere Hinweise für Bläserensembles

 

1. Eine gemeinschaftliche Nutzung von Instrumenten und Notenpulten ist untersagt. Ausgenom-
men sind Angehörige eines Hausstandes.

 

2. Der Mindestabstand von 2 Meter ist einzuhalten. 2Stehen die Bläser in mehreren Reihen, sind

diese versetzt aufzustellen und die 2 Meter radial einzuhalten. 3Von einer Aufstellung im Kreis
ist abzusehen.

 

3. Die Instrumente sollen mit Einwegtüchern gereinigt werden. 2Die Tücher sollten von jedem
persönlich entsorgt werden.

 

4. Das Kondenswasser ist individuell und verbreitungssicher aufzufangen (eigenes Behältnis,
bspw. mit Einwegtüchern ausgelegt).

 

5. Das Durchblasen der eigenen Instrumente beispielsweise zur Säuberung sollte in der Häuslich-
keit vorgenommen werden.

 

6. Die Bespannung der Schalltrichter mit Textilabdeckung ist vorzusehen.

 

7. Zu den einzelnen Instrumenten siehe auch: FAQ des VdM unter https://www.musikschulen.de/
medien/doks/Corona/faq_blaeserunterricht-corona.pdf

 

 

Anlage 11

zu § 2 Absatz 11

https://www.musikschulen.de/medien/doks/Corona/faq_blaeserunterricht-corona.pdf
https://www.musikschulen.de/medien/doks/Corona/faq_blaeserunterricht-corona.pdf
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Auflagen für ortsgebundene und mobile Freizeitparks (Schausteller)

(aufgehoben)

 

Anlage 12

zu § 2 Absatz 12

Auflagen für Zirkusse

(aufgehoben)

 

Anlage 13

zu § 2 Absatz 13

Auflagen für Zoos, Tier- und Vogelparks und botanische Gärten im Außenbereich

1. Es ist ein einrichtungsbezogenes Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen, welches umzu-
setzen und auf Anforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 In-
fektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist.

 

2. Es ist ein Abstand von mindestens 1,5 Meter Abstand zu anderen Personen einzuhalten.

 

3. Besucherzahlen sind so zu begrenzen, dass die Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Me-
ter, ausgenommen zwischen Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebe-
dürftiger, gewährleistet werden kann.

 

4. Betreiberinnen und Betreiber haben Vorkehrungen zu treffen, um zur Einhaltung der Vorgaben
von Nummer 3 den Zutritt an den Haupteingängen zu steuern. Sie haben ferner Vorkehrungen
zu treffen, dass es auf den Verkehrsflächen nicht zu Ansammlungen kommt, bei denen der Min-
destabstand von 1,5 Meter zu anderen Personen, ausgenommen zwischen Angehörigen des ei-
genen Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger, nicht eingehalten wird.

 

5. Die anwesenden Personen sind in einer Anwesenheitsliste zu erfassen, die mindestens die fol-
genden Angaben enthalten muss: Vor- und Familienname, vollständige Anschrift, Telefonnum-
mer sowie Datum und Uhrzeit. Die Anwesenheitsliste ist von der Einrichtung für die Dauer von
vier Wochen nach Ende der Behandlung aufzubewahren und der zuständigen Gesundheitsbe-
hörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern
auf Verlangen vollständig herauszugeben. Die zu erhebenden personenbezogenen Daten dür-
fen zu keinem anderen Zweck, insbesondere nicht zu Werbezwecken, weiterverarbeitet wer-
den. Die Informationspflicht nach Artikel 13 der Datenschutzgrundverordnung kann durch ei-
nen Aushang erfüllt werden. Die Anwesenheitsliste ist so zu führen und zu verwahren, dass die
personenbezogenen Daten für Dritte, insbesondere andere Besucher, nicht zugänglich sind.
Wenn sie nicht von der Gesundheitsbehörde angefordert wird, ist die Anwesenheitsliste unver-
züglich nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu vernichten. Die Personen, die sich in die Anwe-
senheitsliste einzutragen haben, sind verpflichtet, vollständige und wahrheitsgemäße Angaben
zu den Daten zu machen. Die oder der zur Datenerhebung Verpflichtete hat zu prüfen, ob die
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angegebenen Kontaktdaten vollständig sind und ob diese offenkundig falsche Angaben enthal-
ten (Plausibilitätsprüfung). Personen, die die Erhebung ihrer Kontaktdaten verweigern oder un-
vollständige oder falsche Angaben machen, sind von der Tätigkeit beziehungsweise der Inan-
spruchnahme der Leistung auszuschließen. Die verpflichtende Dokumentation zur Kontaktnach-
verfolgung soll in elektronischer Form landeseinheitlich mittels der LUCA-App erfolgen. Hierbei
entfällt die Verpflichtung, eine Plausibilitätsprüfung durchzuführen.

 

6. Die Besucher sind über gut sichtbare Aushänge und gegebenenfalls regelmäßige Durchsagen
über die Verpflichtung zur Abstandsregelung und zur Einhaltung der Schutzmaßnahmen zu in-
formieren. Bei Zuwiderhandlungen sind unverzüglich Hausverbote auszusprechen.

 

7. Aus hygienischen Gründen sind Beschäftigte und Besucher auf die Nutzung der bargeldlosen
Bezahlung hinzuweisen.

 

8. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Besucherinnen und Besucher sind in geeigneter Wei-
se (zum Beispiel durch Hinweisschilder an Eingangstüren) darauf hinzuweisen, dass bei akuten
Atemwegserkrankungen die Tätigkeit beziehungsweise die Inanspruchnahme der Leistung aus-
geschlossen ist, sofern sie nicht durch ein ärztliches Attest nachweisen können, dass sie nicht
an COVID-19 erkrankt sind.

 

 

Anlage 14

zu § 2 Absatz 14

Auflagen für Jahrmärkte, Spezialmärkte, Floh- und Trödelmärkten sowie ähnliche Märkten

(aufgehoben)

 

Anlage 14a

zu § 2 Absatz 14a

Auflagen für Jahrmärkte

(aufgehoben)

 

Anlage 15

für § 2 Absatz 15

Auflagen für Tourismusaffine Dienstleistungen im Freien sowie Verleih-
stellen von Wasserfahrzeugen und Betriebe der Fahrgastschifffahrt oder-
Reisebusveranstaltungen und Tourismusinformationen und Besucherzen-

tren in Nationalparks, Outdoor-Freizeitangebote und ähnliche Einrichtungen

(aufgehoben)
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Anlage 16

zu § 2 Absatz 16

Auflagen für Einrichtungen für Indoor-Freizeitaktivitäten

(aufgehoben)

 

Anlage 17

zu § 2 Absatz 17

Auflagen für öffentlich zugängliche Spielplätze sowie andere Spielplätze im Freien

I. Öffentlich zugängliche Spielplätze im Freien

 

1. Einhaltung der Hygiene- und Abstandsregeln

 

2. Beachtung der Auflagen der Landkreise und kreisfreien Städte

 

II. Andere Spielplätze im Freien

 

Es ist ein Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen, welches umzusetzen und auf Anforderung der
zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Meck-
lenburg-Vorpommern vorzulegen ist.

 

Anlage 18

zu § 2 Absatz 18

Auflagen für im Freien angelegte öffentliche Badeanstalten im Sinne von
Freibädern sowie Schwimm- und Badeteiche mit Wasseraufbereitung

(aufgehoben)

 

Anlage 19

zu § 2 Absatz 19

Auflagen für Naturstrände, Naturgewässer und frei angelegte öffentliche Badestellen

1. Es sind die Abstandsvorschriften einzuhalten.

 

2. Es sind die gesteigerten hygienischen Anforderungen zu beachten.
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3. Die örtlich zuständige Ordnungsbehörde hat soweit erforderlich mit Hinweisschildern auf die
Einhaltung der Abstands- und Hygienevorschriften hinzuweisen.

 

 

Anlage 20

zu § 2 Absatz 20

Auflagen für Schwimm- und Spaßbäder

(aufgehoben)

 

Anlage 21

zu § 2 Absatz 21

Auflagen für den Individualsport und Sport in Gruppen

1. Es ist ein veranstaltungs- und sportartspezifisches Hygiene- und Sicherheitskonzepte zu erstel-
len, welches umzusetzen und auf Anforderung der gemäß § 2 Absatz 1 des Infektionsschutzaus-
führungsgesetzes zuständigen Gesundheitsbehörde vorzulegen ist.

 

2. Die auf den Internetseiten des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit veröffent-
lichten Hygieneregeln für den Sportbetrieb sind einzuhalten. Darüber hinaus dienen die auf
den Internetseiten des Deutschen Olympischen Sportbundes (https://www.dosb.de/medienser-
vice/coronavirus) veröffentlichten Leitplanken und Hygienekonzepte sowie die fortgeschriebe-
nen sportartspezifischen Empfehlungen der jeweiligen Sportfachverbände als Handlungsgrund-
lage für das Training.

 

3. Die Sportgruppen sollen möglichst konstant zusammengesetzt sein.

 

4. Zum Zweck der Nachverfolgung von Infektionen mit SARS-CoV-2 hat der für den Sportbetrieb
Verantwortliche bei jedem Training eine Anwesenheitsliste mit den folgenden Angaben über die
Teilnehmenden zu führen:
a.) Vor- und Familienname,

 

b.) vollständige Anschrift,

 

c.) Telefonnummer und

 

d.) Zeitraum der Anwesenheit.

 

Der für den Sportbetrieb Verantwortliche hat die Anwesenheitsliste so zu führen und aufzube-
wahren, dass sie anderen Personen nicht zugänglich ist. Er hat die Anwesenheitsliste für die
Dauer von vier Wochen aufzubewahren und auf Verlangen der gemäß § 2 Absatz 1 des Infek-
tionsschutzausführungsgesetzes zuständigen Gesundheitsbehörde vollständig vorzulegen. So-
weit die Anwesenheitsliste dieser nicht vorgelegt worden ist oder noch vorzulegen ist, ist die
Anwesenheitsliste unverzüglich nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu vernichten. Die zu er-

https://www.dosb.de/medienservice/coronavirus
https://www.dosb.de/medienservice/coronavirus
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hebenden personenbezogenen Daten dürfen zu keinem anderen Zweck, insbesondere nicht zu
Werbezwecken, weiterverarbeitet werden. Die Informationspflicht nach Artikel 13 der Daten-
schutzgrundverordnung kann durch einen Aushang erfüllt werden; die Anwesenheitsliste ist so
zu führen und zu verwahren, dass die personenbezogenen Daten für Dritte, insbesondere an-
dere Trainierende, nicht zugänglich sind. Die Personen, die sich in die Anwesenheitsliste einzu-
tragen haben, sind verpflichtet, vollständige und wahrheitsgemäße Angaben zu den Daten zu
machen. Die oder der zur Datenerhebung Verpflichtete hat zu prüfen, ob die angegebenen Kon-
taktdaten vollständig sind und ob diese offenkundig falsche Angaben enthalten (Plausibilitäts-
prüfung). Personen, die die Erhebung ihrer Kontaktdaten verweigern oder unvollständige oder
falsche Angaben machen, sind von der Tätigkeit beziehungsweise der Inanspruchnahme der
Leistung auszuschließen. Die verpflichtende Dokumentation zur Kontaktnachverfolgung soll in
elektronischer Form landeseinheitlich mittels der LUCA-App erfolgen. Hierbei entfällt die Ver-
pflichtung, eine Plausibilitätsprüfung durchzuführen.

 

5. Der Sportbetrieb mit Zuschauenden ist unzulässig.

 

6. Für den Sportbetrieb in geschlossenen Räumen gelten zusätzlich die folgenden Auflagen:
a) Es sind besondere Maßnahmen zur Verringerung der Aerosole-Belastung in den Innen-

räumen, wie intensivierte Reinigungsintervalle, regelmäßiges Lüften und die Begrenzung
der Anzahl der Veranstaltungen, vorzusehen und umzusetzen. Dabei sind die dafür we-
sentlichen Faktoren, wie Raumgröße und Teilnehmerdichte zu berücksichtigen.

 

b) Für die aus Anlass der Sportausübung tätigen Anleitungspersonen, wie zum Beispiel Trai-
nerinnen und Trainer, Betreuerinnen und Betreuer besteht die Pflicht, eine Mund-Nase-
Bedeckung (medizinische Gesichtsmaske (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683)
oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung -
SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken)) zu tragen, wobei
Menschen, die aufgrund einer medizinischen oder psychischen Beeinträchtigung oder
wegen einer Behinderung keine Mund-Nase-Bedeckung tragen können und dies durch ei-
ne ärztliche Bescheinigung nachweisen können, ausgenommen sind. Das Abnehmen der
Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zuläs-
sig, solange es zur Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinderung, die auf das Lip-
penlesen angewiesen sind, erforderlich ist.

 

 

7. Anleitungspersonen für Sportgruppen im Sinne des § 2 Absatz 21 Buchstabe b der Verordnung
müssen auf Anforderung der nach Landesrecht zuständigen Behörde ein negatives Ergebnis
einer innerhalb von 24 Stunden vor der Sportausübung mittels gemäß § 1a der Verordnung
durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen. Die
Vorgabe nach Satz 1 gilt für geimpfte und genesene Personen gemäß § 7 Absatz 2 COVID-19-
Schutzmaßnahmen-Ausnahmeverordnung als erfüllt.

 

 

Anlage 22

zu § 2 Absatz 22
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Auflagen für den Trainings-, Spiel- und Wettkampfbetrieb von Athletinnen und Athleten
des Deutschen Olympischen Sportbundes und des Deutschen Behindertensportverban-
des mit dem Status Bundeskader, dem Status Landeskader sowie Spitzenathletinnen

und Spitzenathleten, die mit dem Sport ihren überwiegenden Lebensunterhalt bestreiten

1. Für das Training und die Durchführung des Spiel- und Wettkampfbetriebes (Sportbetrieb) im In-
door-Bereich und im Outdoor-Bereich gelten die Auflagen gemäß Anlage 21 zu § 2 Absatz 21.

 

2. Die Ausrichter von überregionalen, nationalen und internationalen Veranstaltungen und Wett-
kämpfen, insbesondere auch im Bereich des professionellen und semiprofessionellen Sports (1.
und 2. Bundesliga, 3. Liga, Länderspiele, europäische Wettbewerbe und Meisterschaften, Welt-
cups etc.) haben in Zusammenarbeit mit der örtlich zuständigen Gesundheitsbehörde ein diffe-
renziertes, Standort bezogenes Schutzkonzept (insbesondere Hygiene- und Sicherheitskonzept
sowie ein Konzept zur Verringerung der Aerosol-Belastung) zu erarbeiten, das die gesetzlichen
Anforderungen des Infektionsschutzes erfüllt. Folgende Auflagen sind einzuhalten:
a) Zum Zweck der Nachverfolgung von Infektionen mit SARS-CoV-2 hat der für den Sport-

betrieb Verantwortliche bei jedem Training, Spiel oder Wettkampf eine Anwesenheitslis-
te mit den folgenden Angaben über die Teilnehmenden und Zuschauenden zu führen:
Vor- und Familienname; vollständige Anschrift; Telefonnummer und Zeitraum der Anwe-
senheit. Der für den Sportbetrieb Verantwortliche hat die Anwesenheitsliste so zu füh-
ren und aufzubewahren, dass sie anderen Personen nicht zugänglich ist. Er hat die An-
wesenheitsliste für die Dauer von vier Wochen aufzubewahren und auf Verlangen der ge-
mäß § 2 Absatz 1 des Infektionsschutzausführungsgesetzes zuständigen Gesundheitsbe-
hörde vollständig vorzulegen. Soweit die Anwesenheitsliste dieser nicht vorgelegt wor-
den ist oder noch vorzulegen ist, ist die Anwesenheitsliste unverzüglich nach Ablauf der
Aufbewahrungsfrist zu vernichten. Die zu erhebenden personenbezogenen Daten dür-
fen zu keinem anderen Zweck, insbesondere nicht zu Werbezwecken, weiterverarbeitet
werden. Die Informationspflicht nach Artikel 13 der Datenschutzgrundverordnung kann
durch einen Aushang erfüllt werden; die Anwesenheitsliste ist so zu führen und zu ver-
wahren, dass die personenbezogenen Daten für Dritte, insbesondere andere Trainieren-
de, nicht zugänglich sind. Die Personen, die sich in die Anwesenheitsliste einzutragen
haben, sind verpflichtet, vollständige und wahrheitsgemäße Angaben zu den Daten zu
machen. Die oder der zur Datenerhebung Verpflichtete hat zu prüfen, ob die angegebe-
nen Kontaktdaten vollständig sind und ob diese offenkundig falsche Angaben enthalten
(Plausibilitätsprüfung). Personen, die die Erhebung ihrer Kontaktdaten verweigern oder
unvollständige oder falsche Angaben machen, sind von der Tätigkeit beziehungsweise
der Inanspruchnahme der Leistung auszuschließen. Die verpflichtende Dokumentation
zur Kontaktnachverfolgung soll in elektronischer Form landeseinheitlich mittels der LU-
CA-App erfolgen. Hierbei entfällt die Verpflichtung, eine Plausibilitätsprüfung durchzufüh-
ren.

 

b) Die Anwesenheit von Zuschauern ist bei Sportveranstaltungen im Berufs- und Leistungs-
sport ausgeschlossen. Personen, die für den Wettkampf- oder Trainingsbetrieb oder die
mediale Berichterstattung erforderlich sind, erhalten Zutritt zur Sportstätte.

 

c) Für den Sportbetrieb in geschlossenen Räumen gelten zusätzlich die folgenden Auflagen:
aa) Es sind besondere Maßnahmen zur Verringerung der Aerosole-Belastung in den In-

nenräumen, wie intensivierte Reinigungsintervalle, regelmäßiges Lüften und die
Begrenzung der Anzahl der Veranstaltungen, vorzusehen und umzusetzen. Dabei
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sind die dafür wesentlichen Faktoren, wie Raumgröße und Teilnehmerdichte zu
berücksichtigen.

 

bb) Für die aus Anlass der Sportausübung tätigen Personen, wie zum Beispiel Trai-
nerinnen und Trainer, Betreuerinnen und Betreuer, medizinisches Personal so-
wie das Schieds- und Wettkampfgericht besteht die Pflicht, eine Mund-Nase-Bede-
ckung (medizinische Gesichtsmaske (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683)
oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verord-
nung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken)) zu
tragen, wobei Menschen, die aufgrund einer medizinischen oder psychischen Be-
einträchtigung oder wegen einer Behinderung keine Mund-Nase-Bedeckung tra-
gen können und dies durch eine ärztliche Bescheinigung nachweisen können, aus-
genommen sind. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung
des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunikation mit
Menschen mit Hörbehinderung, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erfor-
derlich ist.

 

 

 

3. Für die zu Veranstaltungen und Wettkämpfen einreisenden Personen wie Athletinnen und Ath-
leten, Trainerinnen und Trainer, wissenschaftliches und medizinisches Personal, Kampf- und
Schiedsrichter, technisches Personal und Betreuungspersonal aus internationalen Risikogebie-
ten (laut RKI) gelten die Vorgaben der Coronavirus-Einreiseverordnung.

 

4. Das Schutzkonzept für Veranstaltungen nach Nummer 1 dieser Anlage ist der zuständigen Ge-
sundheitsbehörde auf Verlangen vorzulegen. Das Schutzkonzept für Veranstaltungen nach
Nummer 2 dieser Anlage ist durch die zuständige Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Ab-
satz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz zu genehmigen und den Ausrichtern von Veranstal-
tungen und Wettkämpfen nach Nummer 2 dieser Anlage rechtsverbindlich für die Durchführung
aufzuerlegen.

 

5. Die auf den Internetseiten des Deutschen Olympischen Sportbundes (https://www.dosb.de/me-
dienservice/coronavirus) veröffentlichten, sportartspezifischen Regelungen und Empfehlungen
der jeweiligen nationalen und internationalen Sportfachverbände (z. B. Grundlagen & Leitfäden
für den Wiedereinstieg in den Spiel- und Wettkampfbetrieb) dienen als ergänzende Handlungs-
grundlage für die Wettkämpfe bzw. den Spielbetrieb.

 

 

Anlage 23

zu § 2 Absatz 23

Auflagen für Fitnessstudios und ähnliche Einrichtungen

(aufgehoben)

 

Anlage 24

https://www.dosb.de/medienservice/coronavirus
https://www.dosb.de/medienservice/coronavirus
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zu § 2 Absatz 24

Auflagen für Tanzschulen und ähnliche Einrichtungen

(aufgehoben)

 

Anlage 25

zu § 2 Absatz 25

Auflagen für die Technische Prüfstelle für Fahrzeugprüfungen und für Fahrschulen und
die Technische Prüfstelle im Bereich des Fahrerlaubniswesens sowie für Flugschulen

I. Es ist der Abstand von mindestens 1,5 Meter zu anderen Personen einzuhalten, ausgenommen
zwischen Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger.

 

II. Die anwesenden Personen sind in einer Anwesenheitsliste zu erfassen, die mindestens die fol-
genden Angaben enthalten muss: Vor- und Familienname vollständige Anschrift, Telefonnum-
mer sowie Datum und Uhrzeit. Die Anwesenheitsliste ist für die Dauer von vier Wochen aufzu-
bewahren und der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 des Infektions-
schutzausführungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern auf Verlangen vollständig herauszuge-
ben. Die zu erhebenden personenbezogenen Daten dürfen zu keinem anderen Zweck, insbe-
sondere nicht zu Werbezwecken, weiterverarbeitet werden. Die Informationspflicht nach Arti-
kel 13 der Datenschutzgrundverordnung kann durch einen Aushang erfüllt werden. Die Anwe-
senheitsliste ist so zu führen und zu verwahren, dass die personenbezogenen Daten für Dritte,
insbesondere andere Teilnehmer, nicht zugänglich sind. Wenn sie nicht von der Gesundheitsbe-
hörde angefordert wird, ist die Anwesenheitsliste unverzüglich nach Ablauf der Aufbewahrungs-
frist zu vernichten. Die Personen, die sich in die Anwesenheitsliste einzutragen haben, sind ver-
pflichtet, vollständige und wahrheitsgemäße Angaben zu den Daten zu machen. Die oder der
zur Datenerhebung Verpflichtete hat zu prüfen, ob die angegebenen Kontaktdaten vollstän-
dig sind und ob diese offenkundig falsche Angaben enthalten (Plausibilitätsprüfung). Personen,
die die Erhebung ihrer Kontaktdaten verweigern oder unvollständige oder falsche Angaben ma-
chen, sind von der Tätigkeit beziehungsweise der Inanspruchnahme der Leistung auszuschlie-
ßen. Die verpflichtende Dokumentation zur Kontaktnachverfolgung soll in elektronischer Form
landeseinheitlich mittels der LUCA-App erfolgen. Hierbei entfällt die Verpflichtung, eine Plausi-
bilitätsprüfung durchzuführen.

 

Auflagen für Fahrschulen, Flugschulen und für die technische Prüfstelle im Bereich des
Fahrerlaubniswesens

I. Allgemeines

 

1. Für die Durchführung des theoretischen und des praktischen Unterrichts sowie der theoreti-
schen Prüfung hat der Anbieter ein Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen, welches um-
zusetzen und auf Anforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1
Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist. Die zuständige
Behörde kann weitergehende Anordnungen treffen.
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2. Es ist der Abstand von mindestens 1,5 Meter zu anderen Personen einzuhalten, ausgenommen
zwischen Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger.

 

3. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Kundinnen und Kunden sind in geeigneter Weise (zum
Beispiel durch Hinweisschilder an Eingangstüren) darauf hinzuweisen, dass bei akuten Atem-
wegserkrankungen die Tätigkeit beziehungsweise die Inanspruchnahme der Leistung ausge-
schlossen ist, sofern sie nicht durch ein ärztliches Attest nachweisen können, dass sie nicht an
COVID-19 erkrankt sind.

 

II. Für die Innenbereiche der Einrichtungen gilt:

 

1. Es ist der Abstand von mindestens 1,5 Meter zu anderen Personen einzuhalten, ausgenom-
men zwischen Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger. Die an-
wesenden Personen müssen medizinische Gesichtsmasken (zum Beispiel OP-Masken gemäß
EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verord-
nung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken) tragen. Eine In-
anspruchnahme von Leistungen ist nur für solche Personen zulässig, die über ein tagesaktuel-
les negatives COVID-19-Schnell- oder Selbsttest-Ergebnis gemäß § 1a der Verordnung verfü-
gen. Die Vorgabe nach Satz 3 gilt für geimpfte und genesene Personen gemäß § 7 Absatz 2 CO-
VID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmeverordnung als erfüllt.

 

2. Der Mindestabstand von 1,5 Meter gilt nicht für den praktischen Unterricht.

 

3. Die anwesenden Personen sind in einer Anwesenheitsliste zu erfassen, die mindestens die fol-
genden Angaben enthalten muss: Vor- und Familienname, vollständige Anschrift, Telefonnum-
mer sowie Datum und Uhrzeit. Die Anwesenheitsliste ist für die Dauer von vier Wochen auf-
zubewahren und der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektions-
schutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern auf Verlangen vollständig herauszugeben.
Die zu erhebenden personenbezogenen Daten dürfen zu keinem anderen Zweck, insbesondere
nicht zu Werbezwecken, weiterverarbeitet werden. Die Informationspflicht nach Artikel 13 der
Datenschutzgrundverordnung kann durch einen Aushang erfüllt werden. Die Anwesenheitsliste
ist so zu führen und zu verwahren, dass die personenbezogenen Daten für Dritte, insbesonde-
re andere Teilnehmer, nicht zugänglich sind. Wenn sie nicht von der Gesundheitsbehörde ange-
fordert wird, ist die Anwesenheitsliste unverzüglich nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu ver-
nichten. Die Personen, die sich in die Anwesenheitsliste einzutragen haben, sind verpflichtet,
vollständige und wahrheitsgemäße Angaben zu den Daten zu machen. Die oder der zur Daten-
erhebung Verpflichtete hat zu prüfen, ob die angegebenen Kontaktdaten vollständig sind und
ob diese offenkundig falsche Angaben enthalten (Plausibilitätsprüfung). Personen, die die Erhe-
bung ihrer Kontaktdaten verweigern oder unvollständige oder falsche Angaben machen, sind
von der Tätigkeit beziehungsweise der Inanspruchnahme der Leistung auszuschließen. Die ver-
pflichtende Dokumentation zur Kontaktnachverfolgung soll in elektronischer Form landesein-
heitlich mittels der LUCA-App erfolgen. Hierbei entfällt die Verpflichtung, eine Plausibilitätsprü-
fung durchzuführen.

 

 

Anlage 25a
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zu § 2 Absatz 25a

Auflagen für die Jagdschulen sowie ähnliche Einrichtungen

A. Allgemeines

 

I. Es ist der Abstand von mindestens 1,5 Meter zu anderen Personen einzuhalten, ausgenommen
zwischen Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger.

 

II. Die anwesenden Personen sind in einer Anwesenheitsliste zu erfassen, die mindestens die fol-
genden Angaben enthalten muss: Vor- und Familienname vollständige Anschrift, Telefonnum-
mer sowie Datum und Uhrzeit. Die Anwesenheitsliste ist für die Dauer von vier Wochen aufzu-
bewahren und der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 des Infektions-
schutzausführungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern auf Verlangen vollständig herauszuge-
ben. Die zu erhebenden personenbezogenen Daten dürfen zu keinem anderen Zweck, insbe-
sondere nicht zu Werbezwecken, weiterverarbeitet werden. Die Informationspflicht nach Arti-
kel 13 der Datenschutzgrundverordnung kann durch einen Aushang erfüllt werden. Die Anwe-
senheitsliste ist so zu führen und zu verwahren, dass die personenbezogenen Daten für Dritte,
insbesondere andere Teilnehmer, nicht zugänglich sind. Wenn sie nicht von der Gesundheitsbe-
hörde angefordert wird, ist die Anwesenheitsliste unverzüglich nach Ablauf der Aufbewahrungs-
frist zu vernichten. Die Personen, die sich in die Anwesenheitsliste einzutragen haben, sind ver-
pflichtet, vollständige und wahrheitsgemäße Angaben zu den Daten zu machen. Die oder der
zur Datenerhebung Verpflichtete hat zu prüfen, ob die angegebenen Kontaktdaten vollstän-
dig sind und ob diese offenkundig falsche Angaben enthalten (Plausibilitätsprüfung). Personen,
die die Erhebung ihrer Kontaktdaten verweigern oder unvollständige oder falsche Angaben ma-
chen, sind von der Tätigkeit beziehungsweise der Inanspruchnahme der Leistung auszuschlie-
ßen. Die verpflichtende Dokumentation zur Kontaktnachverfolgung soll in elektronischer Form
landeseinheitlich mittels der LUCA-App erfolgen. Hierbei entfällt die Verpflichtung, eine Plausi-
bilitätsprüfung durchzuführen.

 

B. Auflagen für Jagdschulen sowie ähnliche Einrichtungen (zum Beispiel Angelschulen)

 

I. Allgemeines

 

1. Für die Durchführung des theoretischen und des praktischen Unterrichts sowie der theoreti-
schen Prüfung hat der Anbieter ein Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen, welches um-
zusetzen und auf Anforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1
des Infektionsschutzausführungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist. Die zu-
ständige Behörde kann weitergehende Anordnungen treffen.

 

2. Es ist der Abstand von mindestens 1,5 Meter zu anderen Personen einzuhalten, ausgenommen
zwischen Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger.

 

3. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Kundinnen und Kunden sind in geeigneter Weise (zum
Beispiel durch Hinweisschilder an Eingangstüren) darauf hinzuweisen, dass bei akuten Atem-
wegserkrankungen die Tätigkeit beziehungsweise die Inanspruchnahme der Leistung ausge-
schlossen ist, sofern sie nicht durch ein ärztliches Attest nachweisen können, dass sie nicht an
COVID-19 erkrankt sind.
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II. Für die Innenbereiche der Einrichtungen gilt:

 

1. Es ist der Abstand von mindestens 1,5 Meter zu anderen Personen einzuhalten, ausgenommen
zwischen Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger. Die anwe-
senden Personen müssen medizinische Gesichtsmasken (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN
14683) oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung -
SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken) tragen. Für die Durch-
führung von Leistungen, bei denen aufgrund der Art der Leistung das Tragen einer Maske dau-
erhaft nicht möglich ist, ist ein tagesaktueller COVID-19- Schnell- oder Selbsttest der Kundin
oder des Kunden und ein Testkonzept für das Personal Voraussetzung. Die Vorgabe nach Satz 3
gilt für geimpfte und genesene Personen gemäß § 7 Absatz 2 COVID-19-Schutzmaßnahmen-
Ausnahmeverordnung als erfüllt.

 

2. Der Mindestabstand von 1,5 Meter gilt nicht für den praktischen Unterricht.

 

3. Die anwesenden Personen sind in einer Anwesenheitsliste zu erfassen, die mindestens die fol-
genden Angaben enthalten muss: Vor- und Familienname, vollständige Anschrift, Telefonnum-
mer sowie Datum und Uhrzeit. Die Anwesenheitsliste ist für die Dauer von vier Wochen aufzu-
bewahren und der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 des Infektions-
schutzausführungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern auf Verlangen vollständig herauszuge-
ben. Die zu erhebenden personenbezogenen Daten dürfen zu keinem anderen Zweck, insbe-
sondere nicht zu Werbezwecken, weiterverarbeitet werden. Die Informationspflicht nach Arti-
kel 13 der Datenschutzgrundverordnung kann durch einen Aushang erfüllt werden. Die Anwe-
senheitsliste ist so zu führen und zu verwahren, dass die personenbezogenen Daten für Dritte,
insbesondere andere Teilnehmer, nicht zugänglich sind. Wenn sie nicht von der Gesundheitsbe-
hörde angefordert wird, ist die Anwesenheitsliste unverzüglich nach Ablauf der Aufbewahrungs-
frist zu vernichten. Die Personen, die sich in die Anwesenheitsliste einzutragen haben, sind ver-
pflichtet, vollständige und wahrheitsgemäße Angaben zu den Daten zu machen. Die oder der
zur Datenerhebung Verpflichtete hat zu prüfen, ob die angegebenen Kontaktdaten vollstän-
dig sind und ob diese offenkundig falsche Angaben enthalten (Plausibilitätsprüfung). Personen,
die die Erhebung ihrer Kontaktdaten verweigern oder unvollständige oder falsche Angaben ma-
chen, sind von der Tätigkeit beziehungsweise der Inanspruchnahme der Leistung auszuschlie-
ßen. Die verpflichtende Dokumentation zur Kontaktnachverfolgung soll in elektronischer Form
landeseinheitlich mittels der LUCA-App erfolgen. Hierbei entfällt die Verpflichtung, eine Plausi-
bilitätsprüfung durchzuführen.

 

 

Anlage 26

zu § 2 Absatz 26

Auflagen für Spielhallen, Spielbanken, Wett-
vermittlungsstellen und ähnliche Einrichtungen

(aufgehoben)

 

Anlage 27
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zu § 2 Absatz 27

Auflagen für Soziokulturelle Zentren

(aufgehoben)

 

Anlage 28

zu § 2 Absatz 28

Auflagen für Musik- und Jugendkunstschulen für die Vorbe-
reitungsphase für den Musikwettbewerb „Jugend musiziert“

1. Es ist ein Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen, welches umzusetzen und auf Anforde-
rung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausfüh-
rungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist.

 

2. Es ist ein ergänzendes Konzept zur Verringerung der Aerosole-Belastung in den Innenräumen
unter Berücksichtigung wesentlicher Faktoren wie Raumgröße und Besucherdichte zu entwi-
ckeln und umzusetzen.

 

I. Allgemeines

 

1. Mit der Teilnahme am Wettbewerb „Jugend musiziert“ bestätigt man die Einhaltung der Hy-
gieneregeln. Nichteinhaltung führt zum Ausschluss vom Wettbewerb. Die Teilnahme am Wett-
bewerb ist nur für solche Personen zulässig, die über ein tagesaktuelles negatives COVID-19-
Schnell- oder Selbsttest-Ergebnis gemäß § 1a der Verordnung verfügen.

 

2. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie beteiligte Schülerinnen und Schüler sind in geeigne-
ter Weise (zum Beispiel durch Hinweisschilder an Eingangstüren) darauf hinzuweisen, dass bei
akuten Atemwegserkrankungen die Tätigkeit beziehungsweise die Inanspruchnahme der Leis-
tung ausgeschlossen ist, sofern sie nicht durch ein ärztliches Attest nachweisen können, dass
sie nicht an COVID-19 erkrankt sind.

 

3. Schülerinnen und Schüler sowie deren Eltern sind vor Aufnahme der Proben über die Hygiene-
regeln zu informieren. Es ist zudem durch gut sichtbare Aushänge und beispielsweise auch auf
der Website über die in der Einrichtung geltenden Regeln zu informieren.

 

4. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollten freundlich aber bestimmt auf die Einhaltung der
Regelungen hinweisen, gegebenenfalls ist vom Hausrecht Gebrauch zu machen. Auf den mögli-
chen Ausschluss vom Wettbewerb ist gegebenenfalls hinzuweisen.

 

5. Es wird empfohlen, die auf den definierten Teilnehmerkreis eingeschränkten Proben in hinrei-
chend großen Räumlichkeiten durchzuführen, die notwendigen Abstände und Lüftungszeiten zu
berücksichtigen und dies in einem personenbezogenen Raum-/Ablaufplan festzuhalten. Diese
Pläne sind vier Wochen aufzubewahren, um gegebenenfalls dem Gesundheitsamt die Nachver-
folgung von Infektionsketten zu ermöglichen.
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6. Zum Zweck der Nachverfolgung von Infektionen mit SARS-CoV-2 müssen Besucherinnen und
Besucher in einer Tagesanwesenheitsliste erfasst werden, die die folgenden Angaben enthal-
ten muss: Vor- und Familienname, vollständige Anschrift, Telefonnummer sowie Datum und
Uhrzeit des Besuchs. Die jeweiligen Tageslisten sind vom Betreiber oder der Betreiberin für die
Dauer von vier Wochen aufzubewahren und der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des
§ 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern auf Verlangen voll-
ständig herauszugeben. Die zu erhebenden personenbezogenen Daten dürfen zu keinem an-
deren Zweck, insbesondere nicht zu Werbezwecken, weiterverarbeitet werden. Die Informati-
onspflicht nach Artikel 13 der Datenschutzgrundverordnung kann durch einen Aushang erfüllt
werden. Die Anwesenheitsliste ist so zu führen und zu verwahren, dass die personenbezoge-
nen Daten für Dritte, insbesondere andere Besucher, nicht zugänglich sind. Wenn sie nicht von
der Gesundheitsbehörde angefordert wird, ist die Anwesenheitsliste unverzüglich nach Ablauf
der Aufbewahrungsfrist zu vernichten. Die Personen, die sich in die Anwesenheitsliste einzutra-
gen haben, sind verpflichtet, vollständige und wahrheitsgemäße Angaben zu den Daten zu ma-
chen. Die oder der zur Datenerhebung Verpflichtete hat zu prüfen, ob die angegebenen Kon-
taktdaten vollständig sind und ob diese offenkundig falsche Angaben enthalten (Plausibilitäts-
prüfung). Personen, die die Erhebung ihrer Kontaktdaten verweigern oder unvollständige oder
falsche Angaben machen, sind von der Tätigkeit beziehungsweise der Inanspruchnahme der
Leistung auszuschließen. Die verpflichtende Dokumentation zur Kontaktnachverfolgung soll in
elektronischer Form landeseinheitlich mittels der LUCA-App erfolgen. Hierbei entfällt die Ver-
pflichtung, eine Plausibilitätsprüfung durchzuführen.

 

II. Abstandsregelungen

 

1. Die vorgegebenen 1,5 Meter Mindestabstand müssen generell eingehalten werden können. Be-
reiche, in denen dies nicht realisiert werden kann, sind abzusperren.

 

2. Der Ein- und Auslass aus dem Gebäude ist gegebenenfalls zu reglementieren.

 

3. Schülerinnen/Schüler betreten nacheinander unter Einhaltung der Abstandsregeln die Kurs-/Un-
terrichtsräume, nachdem die vorherigen Schülerinnen/Schüler den Raum einzeln und unter Ein-
haltung der Abstandsregeln verlassen haben.

 

4. Die möglichen Kontaktflächen sind vor dem Öffnen, zwischen den Kursen und nach Ende der
Öffnungszeit zu reinigen.

 

5. Wartebereiche/Sitzgruppen/Kinderspielecken u. ä. sind den geltenden Regelungen anzupassen.

 

III. Sonstige Hygienemaßnahmen

 

1. Der Körperkontakt ist einzuschränken (inklusive Hilfestellungen/Korrekturen/in der Anleitung)
bzw. hat unter Berücksichtigung der Hygienestandards zu erfolgen.

 

2. Das Tragen einer medizinischen Maske ist überall dort verpflichtend, wo dies nicht dem Proben
bzw. der Aufnahme entgegensteht (vgl. Nr. IV). In Fällen, in denen keine medizinische Maske
getragen werden kann, sind die entsprechenden Abstandsregelungen in besonderer Weise ein-
zuhalten und andere geeignete Schutzmaßnahmen umzusetzen.
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3. Jede Person nutzt ihr eigenes Instrument/eigenes Material, ein Austausch ist untersagt. Entlie-
henes Material ist nach Benutzung zu reinigen beziehungsweise bei Eignung zu desinfizieren.
Das Stimmen von Instrumenten für kleine Schüler ist nur unter Einsatz besonderer Schutzmaß-
nahmen (Schutzhandschuhe, Abdecken des Instruments und Ähnliches) zugelassen.

 

4. Die Schülerinnen und Schüler sind vor und nach Nutzung von Instrumenten/Materialien auf die
Notwendigkeit der Händereinigung hinzuweisen. An den Türen der Unterrichtsräume sind Hin-
weise anzubringen, dass das Betreten nur nach dem Händewachsen gestattet ist beziehungs-
weise das Händewaschen sofort nach Eintritt in den Raum (bei Waschgelegenheiten in den
Kursräumen) zu erfolgen hat.

 

5. Es ist darauf zu achten, dass periodisch ausreichend gelüftet wird.

 

6. In den Sanitärräumlichkeiten ist gegebenenfalls der Zugang zu regeln. Zudem sind hinreichend
Flüssigseifenspender, Einmal-Papierhandtücher und Abwurfbehälter beziehungsweise Stoff-
handtuchspender vorzuhalten. Der Bestand und die Funktionstüchtigkeit sind regelmäßig zu
kontrollieren. Eine Reinigung hat mindestens arbeitstäglich zu erfolgen.

 

IV. Instrumentenspezifische Vorgaben

 

1. Blasinstrumente:

 

Die Instrumentalisten sind durch Trennwände voneinander zu trennen. Der Abstand beträgt 2.00 Me-
ter zur Seite und 2,50 Meter nach vorn. Auf das Tragen einer medizinischen Mund-Nase-Bedeckung
kann während des Spielens verzichtet werden. Das Ablassen von Kondenswasser auf Fußböden so-
wie das Durchblasen der Instrumente ist verboten, das Kondenswasser ist in einem Auffangbehälter
oder saugfähigem Fließpapier zu entsorgen. Die Reinigung der Blasinstrumente erfolgt in der eigenen
Häuslichkeit.

2. Tasteninstrumente

 

Die Klaviere und Flügel werden mit dafür geeigneten Reinigungstüchern gereinigt. Vor Spielbeginn
muss jede Spielerin und jeder Spieler eine mindestens 30-sekündige Handreinigung (sehr gründliches
Händewaschen mit Seife oder ggf. Anwendung von Handdesinfektionsmitteln) durchführen. Für das
Orgelspiel sollte, sofern möglich, eine vorprogrammierte Registrierung verwendet werden. Sollte den-
noch ein Registrant oder eine Registrantin benötigt werden, muss diese eine medizinische Mund-Na-
se-Bedeckung tragen.

3. Gesang/Musical

 

Die Gesangs-Solistinnen und -Solisten/-Ensembles sind durch Trennwände voneinander zu trennen.
Der Abstand muss in jedem Fall 2,00 Meter zur Seite bzw. 2,50 Meter nach vorn betragen. Atemübun-

gen jeglicher Art sind nicht zulässig. 4Auf das Tragen einer medizinischen Mund-Nase-Bedeckung
kann während des Singens verzichtet werden.

4. Schlagzeug
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Die Instrumente und das Zubehör werden mit dafür geeigneten Reinigungstüchern gereinigt. Das
Musizieren von mehreren Personen gleichzeitig an einem Instrument ist nur für Personen aus einem
Hausstand zugelassen.

V. Schutz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (inklusive Honorarkräfte)

 

1. Es gilt der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandard des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales
vom 16. April 2020.

 

2. Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind zu den erforderlichen Hygienemaßnahmen zu beleh-
ren.

 

3. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Atemwegssymptomatik und/oder Kontakt zu COVID-Er-
krankten/-Verdächtigen müssen zu Hause bleiben. Dies gilt auch für eingesetztes Reinigungs-
personal.

 

4. Es wird empfohlen, dass Mitarbeitende/Honorarkräfte, die zu COVID-19-Risikogruppen gehören,
keinen direkten Proben durchführen.

 

5. Das Tragen einer medizinischen Mund-Nase-Bedeckung ist für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
unter Berücksichtigung der unter III.2 genannten Ausnahme verpflichtend, insbesondere wenn
der Mindestabstand von 1,5 Meter nicht eingehalten werden kann.

 

6. Die Mindestabstandsregel von 1,5 Meter ist auch zwischen Mitarbeitenden einzuhalten (auch in
Pausen - gegebenenfalls Pausen zeitversetzt organisieren).

 

 

Anlage 29

zu § 2 Absatz 29

Auflagen für Messen und Ausstellungen, die der beruflichen Orientierung dienen

(aufgehoben)

 

Anlage 30

zu § 3 Absatz 1

Auflagen für Gaststätten

1. Die Betreiber haben ein einrichtungsbezogenes Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen,
welches umzusetzen und auf Anforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des
§ 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist.
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2. Es ist ein ergänzendes Konzept zur Verringerung der Aerosole-Belastung in Innenräumen un-
ter Berücksichtigung wesentlicher Faktoren wie Raumgröße und Gästedichte zu entwickeln und
umzusetzen.

 

3. Gäste dürfen im Innenbereich nur nach vorheriger telefonischer oder online-Reservierung be-
wirtet werden. Im Außenbereich ist eine Bewirtung ohne vorherige Reservierung zulässig, so-
fern hierdurch Warteschlangen vermieden werden.

 

4. Eine Bewirtung von Gästen ist nur zulässig, wenn diese über einen Sitzplatz verfügen und die
Getränke und Speisen am Sitzplatz verzehrt werden.

 

5. Zwischen Gästen, die nicht an einem Tisch sitzen, ist ein Abstand von 1,5 Meter zu wahren.

 

6. Im Innen- und Außenbereich dürfen an einem Tisch nicht mehr als zehn Gäste bewirtet werden.

 

7. Im Außenbereich dürfen an einem Tisch nur Gäste entsprechend der Kontaktbeschränkung ge-
mäß § 1 Absatz 1 bewirtet werden. Von dieser Beschränkung sind geimpfte oder genesene Per-
sonen im Sinne des § 2 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung nicht erfasst.

 

8. Im Innenbereich dürfen an einem Tisch nur Gäste entsprechend der Kontaktbeschränkung ge-
mäß § 1 Absatz 1 bewirtet werden, die über ein tagesaktuelles negatives COVID-19-Schnell-
oder Selbsttest-Ergebnis gemäß § 1a dieser Verordnung verfügen. Die Vorgabe nach Satz 1 gilt
für geimpfte und genesene Personen gemäß § 7 Absatz 2 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Aus-
nahmeverordnung als erfüllt.

 

9. Je Hausstand oder einer zusammengehörenden Gruppe ist eine Personen in einer Anwesen-
heitsliste zu erfassen, die mindestens die folgenden Angaben enthalten muss: Vor- und Fami-
lienname, vollständige Anschrift, Telefonnummer sowie Datum und Uhrzeit der Behandlung.
Die Anwesenheitsliste ist vom Betrieb für die Dauer von vier Wochen nach Ende der Bewirtung
aufzubewahren und der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektions-
schutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern auf Verlangen vollständig herauszugeben.
Die zu erhebenden personenbezogenen Daten dürfen zu keinem anderen Zweck, insbesondere
nicht zu Werbezwecken, weiterverarbeitet werden. Die Informationspflicht nach Artikel 13 der
Datenschutzgrundverordnung kann durch einen Aushang erfüllt werden. Die Anwesenheitsliste
ist so zu führen und zu verwahren, dass die personenbezogenen Daten für Dritte, insbesondere
andere Kundinnen und Kunden, nicht zugänglich sind. Wenn sie nicht von der Gesundheitsbe-
hörde angefordert wird, ist die Anwesenheitsliste unverzüglich nach Ablauf der Aufbewahrungs-
frist zu vernichten. Die Personen, die sich in die Anwesenheitsliste einzutragen haben, sind ver-
pflichtet, vollständige und wahrheitsgemäße Angaben zu den Daten zu machen. Die oder der
zur Datenerhebung Verpflichtete hat zu prüfen, ob die angegebenen Kontaktdaten vollstän-
dig sind und ob diese offenkundig falsche Angaben enthalten (Plausibilitätsprüfung). Personen,
die die Erhebung ihrer Kontaktdaten verweigern oder unvollständige oder falsche Angaben ma-
chen, sind von der Tätigkeit beziehungsweise der Inanspruchnahme der Leistung auszuschlie-
ßen. Die verpflichtende Dokumentation zur Kontaktnachverfolgung soll in elektronischer Form
landeseinheitlich mittels der LUCA-App erfolgen. Hierbei entfällt die Verpflichtung, eine Plausi-
bilitätsprüfung durchzuführen.

 

10. Für Gäste besteht die Pflicht, medizinische Gesichtsmasken (zum Beispiel OP-Masken gemäß
EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung
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- SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken) zu tragen, wenn sie
nicht am Tisch sitzen, wobei Kinder bis zum Schuleintritt und Menschen, die aufgrund einer me-
dizinischen oder psychischen Beeinträchtigung oder wegen einer Behinderung keine Mund-Na-
se-Bedeckung tragen können und dies durch eine ärztliche Bescheinigung nachweisen können,
ausgenommen sind. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des Min-
destabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunikation mit Menschen mit Hör-
behinderung, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist. Beschäftigte mit Besu-
cherkontakt sind in den gemeinsam genutzten Innenbereichen verpflichtet, medizinische Ge-
sichtsmasken (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß An-
lage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung,
zum Beispiel FFP2-Masken) zu tragen. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Ein-
haltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunikation mit Men-
schen mit Hörbehinderung, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist.

 

11. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Gäste sind in geeigneter Weise (zum Beispiel durch Hin-
weisschilder an Eingangstüren) darauf hinzuweisen, dass bei akuten Atemwegserkrankungen
die Tätigkeit beziehungsweise die Inanspruchnahme der Leistung ausgeschlossen ist, sofern sie
nicht durch ein ärztliches Attest nachweisen können, dass sie nicht an COVID-19 erkrankt sind.

 

12. Es ist zu gewährleisten, dass Gäste nur bis 24:00 Uhr bewirtet werden.

 

13. Tanzen und ähnliche Aktivitäten sind in allen Gaststätten verboten. Darbietungen (Bands, Ge-
sang und anderes) sind untersagt.

 

14. Nach jeder Tischbelegung sind Tischdecken zu wechseln oder die Tische und Handkontaktflä-
chen der Stühle sowie Gewürzbehälter im weiteren Sinne und Speisekarten mit handelsübli-
chen Mitteln zu reinigen.

 

15. Bei Buffets (als Selbstbedienung) für Gäste, die an einzelnen Tischen mit 1,5 Meter Mindestab-
stand sitzen und deren Daten separat (tischbezogen 1 Gast) erfasst werden, gilt Folgendes:
a) Im gesamten Buffetbereich gilt die Maskenpflicht für Gäste und Mitarbeiter.

 

b) Für Gäste die aufgrund einer medizinischen oder psychischen Beeinträchtigung oder we-
gen einer Behinderung keine Mund-Nase-Bedeckung tragen können und dies durch eine
ärztliche Bescheinigung nachweisen können, ist eine Bedienung am Tisch zu gewährleis-
ten.

 

c) Die Begehung am Buffet ist grundsätzlich als Einbahnstraßensystem einzurichten und
geeignet zu kennzeichnen.

 

d) Es gilt ein Mindestabstand von 1,5 Meter zwischen den Gästen am Buffet. Bodenmarkie-
rungen kennzeichnen die Einhaltung der geforderten 1,5 Meter Abstand an den einzel-
nen Entnahmestellen.

 

e) Vor Nutzung des Buffets hat sich jeder Gast die Hände zu desinfizieren (zum Beispiel
durch Desinfektionsspender am Eingang zu Buffet).
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f) Generell sind Anlegebestecke zu benutzen und in regelmäßigen Abständen auszutau-
schen. Buffetentnahme mit eigenem Besteck ist auszuschließen.

 

g) Lebensmittel werden vorzugsweise in Einzelabpackungen zur Entnahme durch den Gast
angeboten, kein Abschneiden von Brot durch Gäste.

 

h) Die Buffetnachbestückung erfolgt durch die Küchenmitarbeiter mit Abstand, Handschu-
hen und Maske.

 

i) Mitarbeiter werden eingeteilt, um die Buffetaufsicht und die damit verbundene Einhal-
tung der Vorgaben regelmäßig zu kontrollieren. Über alle Vorgaben sind die Gäste mit
geeigneten Hinweisen zu informieren.

 

 

 

Anlage 31

zu § 3 Absatz 2

Auflagen für gastronomischen Außerhausverkauf

1. Die Gästezahlen sind so zu begrenzen, dass die Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Me-
ter, ausgenommen zwischen Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebe-
dürftiger, gewährleistet werden kann.

 

2. Der Abstand von mindestens 1,5 Meter zu anderen Personen, ausgenommen zwischen Angehö-
rigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger, ist einzuhalten.

 

3. Gäste sind verpflichtet, eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Gesichtsmaske (zum Bei-
spiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage der Coronavirus-
Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-
Masken)) tragen, wobei Kinder bis zum Schuleintritt und Menschen, die aufgrund einer medi-
zinischen oder psychischen Beeinträchtigung oder wegen einer Behinderung keine Mund-Na-
se-Bedeckung tragen können und dies durch eine ärztliche Bescheinigung nachweisen können,
ausgenommen sind. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des Min-
destabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunikation mit Menschen mit Hörbe-
hinderung, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist.

 

4. Mitarbeiter haben bei Kundenkontakten eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Gesichts-
maske (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage
der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum
Beispiel FFP2-Masken)) zu tragen. Gleiches gilt bei jedem Aufenthalt von Mitarbeitern im Gast-
raum. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des Mindestabstandes
von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinderung, die
auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist.
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5. Vor der Abgabestelle ist der Verzehr von Speisen und Getränken untersagt. Im öffentlichen Be-
reich ist beim Verzehr von Speisen und Getränken der Mindestabstand von 1,5 Meter zu ande-
ren Personen einzuhalten.

 

6. Aus hygienischen Gründen sind Beschäftigte und Gäste auf die Nutzung der bargeldlosen Be-
zahlung hinzuweisen.

 

 

Anlage 31a

zu § 3 Absatz 3

Auflagen für Personalrestaurants, Kantinen und ähnliche Einrichtungen

1. Die Betreiber haben ein einrichtungsbezogenes Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen,
welches umzusetzen und auf Anforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des
§ 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist. Da-
bei ist insbesondere zu beachten, dass nach jeder Tischbelegung die Tischdecken zu wechseln
oder die Tische und Handkontaktflächen der Stühle sowie Gewürzbehälter im weiteren Sinne
und Speisekarten mit handelsüblichen Mitteln zu reinigen sind.

 

2. Es ist ein ergänzendes kapazitätsbegrenzendes Konzept zur Verringerung der Aerosole-Belas-
tung in Innenräumen unter Berücksichtigung wesentlicher Faktoren wie Raumgröße und Gäste-
dichte zu entwickeln und umzusetzen.

 

3. Die Bewirtung ist im Innenbereich nur für solche Gäste zulässig, die über ein tagesaktuelles ne-
gatives COVID-19-Schnell- oder Selbsttest-Ergebnis gemäß § 1a dieser Verordnung verfügen.
Eine Ausnahme besteht, wenn die Einrichtungen, Betriebsstätten u.a. aufgrund ihres betriebs-
typischen Ablaufs anderweitige Teststrategien zugrunde legen oder diese bereits landesweit
durch Verordnung festgelegt wurden. Die Vorgabe nach Satz 1 gilt für geimpfte und genesene
Personen gemäß § 7 Absatz 2 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmeverordnung als erfüllt.

 

4. Eine Bewirtung von Gästen ist ferner nur zulässig, wenn diese über einen Sitzplatz verfügen
und die Getränke und Speisen am Sitzplatz verzehrt werden.

 

5. Zwischen Gästen, die nicht an einem Tisch sitzen, ist ein Abstand von 1,5 Meter zu wahren.

 

6. An einem Tisch dürfen sich nicht mehr als zehn Gäste aufhalten.

 

7. Mitarbeiter haben bei Kundenkontakten, bei denen ein Abstand von 1,5 Meter unterschritten
wird, eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen. Gleiches gilt bei jedem Aufenthalt von Mitarbeitern
im Gastraum. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des Mindestab-
standes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinde-
rungen, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist.

 

8. Gäste müssen, wenn sie nicht am Tisch sitzen, eine Mund-Nase-Bedeckung tragen, wobei Men-
schen, die aufgrund einer medizinischen oder psychischen Beeinträchtigung oder wegen einer
Behinderung keine Mund-Nase-Bedeckung tragen können und dies durch ärztliche Bescheini-
gung nachweisen können, ausgenommen sind. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist
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unter Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunikation
mit Menschen mit Hörbehinderungen, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist.

 

 

Anlage 32

zu § 3 Absatz 3

Auflagen für Zusammenkünfte aus familiären Anlässen in Gaststätten

(aufgehoben)

 

Anlage 33

zu § 3 Absatz 5

Auflagen für Dienstleistungsangebote in gastronomischen Einrichtungen

(aufgehoben)

 

Anlage 34

zu § 4

Auflagen für Beherbergungsstätten

I. Allgemeine Auflagen

 

1. Es ist ein einrichtungsbezogenes Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen, welches umzu-
setzen und auf Anforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 In-
fektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommerns vorzulegen ist.

 

2. Es ist ein ergänzendes Konzept zur Verringerung der Aerosole-Belastung in Innenräumen unter
Berücksichtigung wesentlicher Faktoren wie Raumgröße und Besucherdichte zu entwickeln und
umzusetzen.

 

3. Die anwesenden Personen sind in einer Anwesenheitsliste zu erfassen, die mindestens die fol-
genden Angaben enthalten muss: Vor- und Familienname, vollständige Anschrift, Telefonnum-
mer sowie Datum und Uhrzeit. Die Anwesenheitsliste ist von der Betreiberin oder vom Betrei-
ber für die Dauer von vier Wochen nach Ende der Beherbergung aufzubewahren und der zu-
ständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz
Mecklenburg-Vorpommern auf Verlangen vollständig herauszugeben. Die zu erhebenden perso-
nenbezogenen Daten dürfen zu keinem anderen Zweck, insbesondere nicht zu Werbezwecken,
weiterverarbeitet werden. Die Informationspflicht nach Artikel 13 der Datenschutzgrundverord-
nung kann durch einen Aushang erfüllt werden. Die Anwesenheitsliste ist so zu führen und zu
verwahren, dass die personenbezogenen Daten für Dritte, insbesondere andere Gäste, nicht
zugänglich sind. Wenn sie nicht von der Gesundheitsbehörde angefordert wird, ist die Anwe-
senheitsliste unverzüglich nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu vernichten. Die Personen, die
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sich in die Anwesenheitsliste einzutragen haben, sind verpflichtet, vollständige und wahrheits-
gemäße Angaben zu den Daten zu machen. Die oder der zur Datenerhebung Verpflichtete hat
zu prüfen, ob die angegebenen Kontaktdaten vollständig sind und ob diese offenkundig falsche
Angaben enthalten (Plausibilitätsprüfung). Personen, die die Erhebung ihrer Kontaktdaten ver-
weigern oder unvollständige oder falsche Angaben machen, sind von der Tätigkeit beziehungs-
weise der Inanspruchnahme der Leistung auszuschließen. Die verpflichtende Dokumentation
zur Kontaktnachverfolgung soll in elektronischer Form landeseinheitlich mittels der LUCA-App
erfolgen. Hierbei entfällt die Verpflichtung, eine Plausibilitätsprüfung durchzuführen.

 

4. Es sind die Abstandsregeln, insbesondere in den Gemeinschaftseinrichtungen und Spielplätzen,
zu beachten.

 

5. Die Einhaltung von mindestens 1,5 Meter Abstand zu anderen Personen, ausgenommen zwi-
schen Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger, ist sicherzustel-
len.

 

6. Die Gästezahlen sind insbesondere durch Zugangsbeschränkungen oder Einlasskontrollen so zu
begrenzen, dass die Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter, ausgenommen zwischen
Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger, gewährleistet werden
kann.

 

7. Die Betreiberinnen und Betreiber haben Vorkehrungen zu treffen, um zur Einhaltung der Ab-
standsregeln den Zutritt an den Haupteingängen zu steuern. Sie haben ferner Vorkehrungen zu
treffen, dass es beim Check-In oder in Verkaufsflächen nicht zu Ansammlungen kommt, bei de-
nen der Mindestabstand von 1,5 Meter zu anderen Personen nicht eingehalten wird.

 

8. Gäste sind über gut sichtbare Aushänge und gegebenenfalls regelmäßige Durchsagen über die
Verpflichtung zur Abstandsregelung und zur Einhaltung der Schutzmaßnahmen zu informieren.
Bei Zuwiderhandlungen sind unverzüglich Hausverbote auszusprechen.

 

9. Für Kundinnen und Kunden besteht die Pflicht, eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Ge-
sichtsmaske (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß An-
lage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung,
zum Beispiel FFP2-Masken)) zu tragen, wobei Kinder bis zum Schuleintritt und Menschen, die
aufgrund einer medizinischen oder psychischen Beeinträchtigung oder wegen einer Behinde-
rung keine Mund-Nase-Bedeckung tragen können und dies durch eine ärztliche Bescheinigung
nachweisen können, ausgenommen sind. Die Pflicht zum Tragen der Mund-Nase-Bedeckung gilt
auch, soweit ein Mindestabstand von 1,5 Meter nicht eingehalten werden kann, im Eingangs-
bereich von Beherbergungsstätten und auf Parkplätzen. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bede-
ckung ist unter Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kom-
munikation mit Menschen mit Hörbehinderung, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, er-
forderlich ist. Beschäftigte mit Besucherkontakt sind in den gemeinsam genutzten Innenberei-
chen verpflichtet, eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Gesichtsmaske (zum Beispiel OP-
Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutz-
masken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken))
zu tragen, dies gilt nicht, soweit sie durch eine geeignete Schutzvorrichtung geschützt. Das Ab-
nehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter
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zulässig, solange es zur Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinderung, die auf das Lippen-
lesen angewiesen sind, erforderlich ist.

 

10. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Gäste sind in geeigneter Weise (zum Beispiel durch Hin-
weisschilder an Eingangstüren) darauf hinzuweisen, dass bei akuten Atemwegserkrankungen
die Tätigkeit beziehungsweise die Inanspruchnahme der Leistung ausgeschlossen ist, sofern sie
nicht durch ein ärztliches Attest nachweisen können, dass sie nicht an COVID-19 erkrankt sind.

 

11. Aus hygienischen Gründen sind Beschäftigte und Gäste auf die Nutzung der bargeldlosen Be-
zahlung hinzuweisen.

 

12. Spielplätze im Freien können geöffnet werden, wenn die Betreiberinnen oder Betreiber über ein
Konzept zur Nutzung und Einhaltung der Hygiene- und Abstandsregeln verfügen, welches auf
Verlangen der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzaus-
führungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist.

 

13. Der Sportbetrieb auf und in allen öffentlichen und privaten Sportanlagen ist untersagt.

 

14. Gäste sind auf die Möglichkeit des kontaktlosen Check-Ins und der bargeldlosen Bezahlung hin-
zuweisen.

 

15. Es ist ein Wegeleitsystem einzurichten sowie die Abstandsregeln in gemeinsam genutzten Be-
reichen umzusetzen.

 

16. Im Übrigen gelten die jeweiligen gemeinsam zwischen der Landesregierung und dem Touris-
musverband Mecklenburg-Vorpommern e.V. abgestimmten und auf den Internetseiten des Mi-
nisteriums für Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit Mecklenburg-Vorpommern veröffentlichten
Schutzstandards für Beherbergungsstätten.

 

17. Eine Inanspruchnahme von Beherbergungsleistungen ist nur für solche Personen zulässig, die
bei Anreise über ein tagesaktuelles negatives COVID-19-Schnell- oder Selbsttest-Ergebnis ge-
mäß § 1a dieser Verordnung verfügen. Während des Aufenthaltes haben Gäste neben dem Tes-
terfordernis nach Satz 1 mindestens alle 3 Tage über ein tagesaktuelles negatives COVID-19-
Schnell- oder Selbsttest-Ergebnis gemäß § 1a dieser Verordnung zu verfügen. Die Vorgaben
nach Satz 1 und nach Satz 2 gelten für geimpfte und genesene Personen gemäß § 7 Absatz 2
COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmeverordnung als erfüllt.

 

II. Auflagen für den Verzehr von Speisen und Getränken für die Bewirtung der zulässig
beherbergten Personen

 

1. Die Betreiber haben ein einrichtungsbezogenes Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen,
welches umzusetzen und auf Anforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des
§ 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist.

 

2. Es ist ein ergänzendes Konzept zur Verringerung der Aerosole-Belastung in den Innenräumen
unter Berücksichtigung wesentlicher Faktoren wie Raumgröße und Besucherdichte zu entwi-
ckeln und umzusetzen.
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3. Gäste dürfen nur nach Reservierung bewirtet werden. Eine Direktannahme von Gästen ohne
Voranmeldung ist nur zulässig, wenn Warteschlangen offensichtlich vermieden werden.

 

4. Zwischen Gästen, die nicht an einem Tisch sitzen, ist ein Abstand von 1,5 Meter zu wahren.

 

5. An einem Tisch dürfen sich nicht mehr als zehn Gäste aufhalten.
a) Im Außenbereich dürfen an einem Tisch nur Gäste entsprechend der Kontaktbeschrän-

kung gemäß § 1 Absatz 1 dieser Verordnung bewirtet werden. Von dieser Beschränkung
sind geimpfte oder genesene Personen im Sinne des § 2 der COVID-19-Schutzmaßnah-
men-Ausnahmenverordnung nicht erfasst.

 

b) Im Innenbereich dürfen an einem Tisch nur Gäste entsprechend der Kontaktbeschrän-
kung gemäß § 1 Absatz 1 dieser Verordnung bewirtet werden, die über ein gemäß § 4
Absatz 6 dieser Verordnung durchgeführtes negatives COVID-19-Schnell- oder Selbst-
test-Ergebnis verfügen. Die Vorgabe nach Satz 1 gilt für geimpfte oder genesene Perso-
nen gemäß § 7 Absatz 2 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmeverordnung als erfüllt.

 

 

6. Mitarbeiter haben im Gastraum eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Gesichtsmaske (zum
Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage der Coronavi-
rus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-
Masken)) zu tragen. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des Min-
destabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunikation mit Menschen mit Hörbe-
hinderung, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist.

 

7. Gäste müssen, wenn sie nicht am Tisch sitzen, eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Ge-
sichtsmaske (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß An-
lage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung,
zum Beispiel FFP2-Masken)) tragen, wobei Kinder bis zum Schuleintritt und Menschen, die auf-
grund einer medizinischen oder psychischen Beeinträchtigung oder wegen einer Behinderung
keine Mund-Nase-Bedeckung tragen können und dies durch eine ärztliche Bescheinigung nach-
weisen können, ausgenommen sind. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Ein-
haltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunikation mit Men-
schen mit Hörbehinderung, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist.

 

8. Es ist zu gewährleisten, dass nur in der Zeit zwischen 6 Uhr und 2 Uhr des Folgetages Gäste be-
wirtet werden.

 

9. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Gäste sind in geeigneter Weise (zum Beispiel durch Hin-
weisschilder an Eingangstüren) darauf hinzuweisen, dass bei akuten Atemwegserkrankungen
die Tätigkeit beziehungsweise die Inanspruchnahme der Leistung ausgeschlossen ist, sofern sie
nicht durch ein ärztliches Attest nachweisen können, dass sie nicht an COVID-19 erkrankt sind.

 

10. Tanzen und ähnliche Aktivitäten sind in allen Gaststätten verboten.

 

11. Nach jeder Tischbelegung sind Tischdecken zu wechseln oder die Tische und Handkontaktflä-
chen der Stühle mit handelsüblichen Mitteln zu reinigen.
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12. Sofern Speisenkarten, Salz- und Pfefferstreuer und gegebenenfalls Öl- und Essigflaschen oder
sonstige Gewürzbehälter zur Selbstbedienung auf dem Tisch bereitstehen, sind diese nach je-
der Tischbelegung zu reinigen.

 

13. Bei Buffets (als Selbstbedienung) für Gäste, die an einzelnen Tischen mit 1,5 Meter Mindestab-
stand sitzen und deren Daten separat (tischbezogen 1 Gast) erfasst werden, gilt Folgendes:
a) Gäste und Mitarbeiter müssen im gesamten Buffetbereich eine Mund-Nase-Bedeckung

(medizinische Gesichtsmaske (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atem-
schutzmasken (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in
der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken)) tragen, wobei Kinder bis zum
Schuleintritt und Menschen, die aufgrund einer medizinischen oder psychischen Beein-
trächtigung oder wegen einer Behinderung keine Mund-Nase-Bedeckung tragen können
und dies durch eine ärztliche Bescheinigung nachweisen können, ausgenommen sind.
Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des Mindestabstandes
von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinde-
rung, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist.

 

b) Für Gäste die aufgrund einer medizinischen oder psychischen Beeinträchtigung oder we-
gen einer Behinderung keine Mund-Nase-Bedeckung tragen können und dies durch eine
ärztliche Bescheinigung nachweisen können, ist eine Bedienung am Tisch zu gewährleis-
ten.

 

c) Die Begehung am Buffet ist grundsätzlich als Einbahnstraßensystem einzurichten und
geeignet zu kennzeichnen.

 

d) Es gilt ein Mindestabstand von 1,5 Meter zwischen den Gästen am Buffet; Bodenmarkie-
rungen kennzeichnen die Einhaltung der geforderten 1,5 Meter Abstand an den einzel-
nen Entnahmestellen.

 

e) Vor Nutzung des Buffets hat sich jeder Gast die Hände zu desinfizieren (zum Beispiel
durch Desinfektionsspender am Eingang zu Buffet).

 

f) Generell sind Anlegebestecke zu benutzen und in regelmäßigen Abständen auszutau-
schen. Buffetentnahme mit eigenem Besteck ist auszuschließen.

 

g) Lebensmittel werden vorzugsweise in Einzelabpackungen zur Entnahme durch den Gast
angeboten, Kein Abschneiden von Brot durch Gäste.

 

h) Die Buffetnachbestückung erfolgt durch die Küchenmitarbeiter mit Abstand, Handschu-
hen und Maske.

 

i) Mitarbeiter werden eingeteilt, um die Buffetaufsicht und die damit verbundene Einhal-
tung der Vorgaben regelmäßig zu kontrollieren; über alle Vorgaben sind die Gäste mit
geeigneten Hinweisen zu informieren.

 

 

14. Für die Belieferung, die Mitnahme und den Außer-Haus-Verkauf gilt Folgendes:
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a) Der Abstand von mindestens 1,5 Meter zu anderen Personen, ausgenommen zwischen
Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger, ist sicherzustel-
len.

 

b) Im öffentlichen Bereich ist beim Verzehr von Speisen und Getränken der Mindestabstand
von 1,5 Meter einzuhalten oder die Abgabestelle unverzüglich zu verlassen.

 

 

 

Anlage 35

zu § 6 Absatz 3

Auflagen für Krankenhäuser und weitere stationäre Einrichtungen nach SGB V

1. Um den Infektionsschutz zu gewährleisten, müssen Besucher je nach Risikolage im betreffen-
den Krankenhaus eine geeignete Schutzausrüstung nach Anweisung tragen.

 

2. Die Leitung der Einrichtung muss bei Regelungen nach § 6 Absatz 2 (Härtefälle) die Beachtung
der gestiegenen Hygieneanforderungen und die Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Me-
ter anordnen.

 

3. Die anwesenden Personen sind in einer Anwesenheitsliste zu erfassen, die mindestens die fol-
genden Angaben enthalten muss: Vor- und Familienname, vollständige Anschrift, Telefonnum-
mer sowie Datum und Uhrzeit des Besuches. Die Anwesenheitsliste ist von der Einrichtung für
die Dauer von vier Wochen nach Ende der Veranstaltung aufzubewahren und der zuständigen
Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklen-
burg-Vorpommern auf Verlangen vollständig herauszugeben. Die zu erhebenden personenbe-
zogenen Daten dürfen zu keinem anderen Zweck, insbesondere nicht zu Werbezwecken, wei-
terverarbeitet werden. Die Informationspflicht nach Artikel 13 der Datenschutzgrundverord-
nung kann durch einen Aushang erfüllt werden. Die Anwesenheitsliste ist so zu führen und zu
verwahren, dass die personenbezogenen Daten für Dritte, insbesondere andere Besucher, nicht
zugänglich sind. Wenn sie nicht von der Gesundheitsbehörde angefordert wird, ist die Anwe-
senheitsliste unverzüglich nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu vernichten. Die Personen, die
sich in die Anwesenheitsliste einzutragen haben, sind verpflichtet, vollständige und wahrheits-
gemäße Angaben zu den Daten zu machen. Die oder der zur Datenerhebung Verpflichtete hat
zu prüfen, ob die angegebenen Kontaktdaten vollständig sind und ob diese offenkundig falsche
Angaben enthalten (Plausibilitätsprüfung). Personen, die die Erhebung ihrer Kontaktdaten ver-
weigern oder unvollständige oder falsche Angaben machen, sind von der Tätigkeit beziehungs-
weise der Inanspruchnahme der Leistung auszuschließen. Die verpflichtende Dokumentation
zur Kontaktnachverfolgung soll in elektronischer Form landeseinheitlich mittels der LUCA-App
erfolgen. Hierbei entfällt die Verpflichtung, eine Plausibilitätsprüfung durchzuführen.

 

4. Die Leitung eines Hospizes hat ein Hygiene- und Schutzkonzept, das ein einrichtungsspezifi-
sches Testkonzept enthält, vorzuhalten. Testungen auf das Coronavirus SARS-CoV-2 sind in
Umsetzung der Coronavirus-Testverordnung durchzuführen. Das Testkonzept stellt sicher, dass
Beschäftigte, Besuchspersonen und Betretende getestet werden, um unerkannte Infektionen
frühzeitig zu erkennen und die Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 zu vermeiden. Für Be-
suchspersonen, Aufsuchende und Personal der Hospize besteht die Pflicht, Mund und Nase voll-
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ständig und für die gesamte Dauer ihres Aufenthalts durch einen medizinischen Mund-Nase-
Schutz oder eine partikelfiltrierende Halbmaske (FFP2- oder FFP3-Maske) zu bedecken. Bei kör-
pernahen Tätigkeiten hat das Personal der Hospize mindestens eine FFP2-Maske zu tragen.

 

 

Anlage 36

zu § 7

Auflagen für Sitzungen kommunaler Gremien, Kommunalwahlen

I. In Sitzungen kommunaler Vertreter und sonstiger kommunaler Gremien sind folgen-
de Auflagen umzusetzen:

 

1. Es ist ein einrichtungsbezogenes Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen, welches umzu-
setzen und auf Anforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 In-
fektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist.

 

2. Zwischen den Personen ist ein Mindestabstand von 1,5 Meter einzuhalten. Bei Veranstaltungen
haben alle teilnehmenden Personen eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Gesichtsmaske
(zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage der Coro-
navirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel
FFP2-Masken)) zu tragen, wobei Menschen, die aufgrund einer medizinischen oder psychischen
Beeinträchtigung oder wegen einer Behinderung keine Mund-Nase-Bedeckung tragen können
und dies durch eine ärztliche Bescheinigung nachweisen können, ausgenommen sind. Das Ab-
nehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter
zulässig, solange es zur Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinderung, die auf das Lippen-
lesen angewiesen sind, erforderlich ist. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung durch ei-
ne Rednerin oder einen Redner an einem festen Platz, zum Beispiel an einem Rednerpult, ist
bei Einhaltung besonderer Vorsichtsmaßnahmen, welche in den einrichtungsbezogenen Sicher-
heits- und Hygienekonzepten niedergeschrieben sein müssen, zulässig.

 

3. Die anwesenden Personen sind in einer Anwesenheitsliste zu erfassen, die mindestens die fol-
genden Angaben enthalten muss: Vor- und Familienname, vollständige Anschrift, Telefonnum-
mer sowie Datum und Uhrzeit. Die Anwesenheitsliste ist vom Veranstalter oder der Veranstal-
terin für die Dauer von vier Wochen nach Ende der Veranstaltung aufzubewahren und der zu-
ständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz
Mecklenburg-Vorpommern auf Verlangen vollständig herauszugeben. Die zu erhebenden perso-
nenbezogenen Daten dürfen zu keinem anderen Zweck, insbesondere nicht zu Werbezwecken,
weiterverarbeitet werden. Die Informationspflicht nach Artikel 13 der Datenschutzgrundverord-
nung kann durch einen Aushang erfüllt werden. Die Anwesenheitsliste ist so zu führen und zu
verwahren, dass die personenbezogenen Daten für Dritte, insbesondere andere Teilnehmer,
nicht zugänglich sind. Wenn sie nicht von der Gesundheitsbehörde angefordert wird, ist die An-
wesenheitsliste unverzüglich nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu vernichten. Die Personen,
die sich in die Anwesenheitsliste einzutragen haben, sind verpflichtet, vollständige und wahr-
heitsgemäße Angaben zu den Daten zu machen. Die oder der zur Datenerhebung Verpflichtete
hat zu prüfen, ob die angegebenen Kontaktdaten vollständig sind und ob diese offenkundig fal-
sche Angaben enthalten (Plausibilitätsprüfung). Personen, die die Erhebung ihrer Kontaktdaten
verweigern oder unvollständige oder falsche Angaben machen, sind von der Tätigkeit bezie-
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hungsweise der Inanspruchnahme der Leistung auszuschließen. Die verpflichtende Dokumenta-
tion zur Kontaktnachverfolgung soll in elektronischer Form landeseinheitlich mittels der LUCA-
App erfolgen. Hierbei entfällt die Verpflichtung, eine Plausibilitätsprüfung durchzuführen.

 

II. Für kommunale Wahlen sind folgende Auflagen umzusetzen:

 

1. Es ist ein einrichtungsbezogenes Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen, welches umzu-
setzen und auf Anforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 In-
fektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist.

 

2. Es ist ein ergänzendes Konzept zur Verringerung der Aerosole-Belastung in den Innenräumen
unter Berücksichtigung wesentlicher Faktoren wie Raumgröße und Besucherdichte zu entwi-
ckeln und umzusetzen.

 

3. Es besteht die Pflicht für alle Wähler, eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Gesichtsmas-
ke (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage der Co-
ronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel
FFP2-Masken)) tragen, wobei Kinder bis zum Schuleintritt und Menschen, die aufgrund einer
medizinischen oder psychischen Beeinträchtigung oder wegen einer Behinderung keine Mund-
Nase-Bedeckung tragen können und dies durch eine ärztliche Bescheinigung nachweisen kön-
nen, ausgenommen sind. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des
Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunikation mit Menschen mit
Hörbehinderung, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist.

 

4. Wahlvorstände haben einen Mindestabstand von 1,5 Meter einzuhalten. Die Einhaltung des
Mindestabstandes zwischen den Wahlvorständen untereinander und zwischen den Wahlvor-
ständen und Wählern ist durch entsprechende Positionierung der Tische und Stühle zu gewähr-
leisten. Die Wahlvorstände sind verpflichtet, eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Ge-
sichtsmaske (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß An-
lage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung,
zum Beispiel FFP2-Masken)) tragen. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Ein-
haltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunikation mit Men-
schen mit Hörbehinderung, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist.

 

5. Die Einhaltung von mindestens 1,5 Meter Abstand zwischen anwesenden Personen, ausgenom-
men zwischen Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger, ist zu
gewährleisten, wobei Zugang und Wegeführung so zu gestalten sind, dass der Mindestabstand
jederzeit gewahrt werden kann. Wenn Personen im Freien warten, muss auch hier der Mindest-
abstand eingehalten werden.

 

6. Wählerinnen und Wähler sind durch gut sichtbare Aushänge über die Abstandsregelung zu in-
formieren und zur Einhaltung der Schutzmaßnahmen aufzufordern.

 

7. Es hat eine Reinigung insbesondere der Handkontaktflächen bei sichtbarer Verschmutzung und
am Tagesende zu erfolgen.

 

 

Anlage 37
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zu § 8 Absatz 2

Auflagen für Veranstaltungen, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung oder der Daseinsfür- und -vorsorge zu dienen bestimmt sind, so-
wie für Angebote von öffentlichen und privaten Bildungseinrichtungen im außer-

schulischen Bereich sowie außerhalb von Einrichtungen der Kindertagesförderung
und der Kindertagespflegestellen sowie für außerschulische Förder- und Lernan-
gebote von Anbietern nach dem Lern- und Förderprogramm Schuljahr 2020/2021

I. Allgemeine Auflagen:

 

1. Die Einrichtungen haben ein Hygiene- und Sicherheitskonzept zu entwickeln, welches umzuset-
zen und auf Anforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infek-
tionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommerns vorzulegen ist.

 

2. Es ist ein ergänzendes Konzept zur Verringerung der Aerosole-Belastung in Innenräumen unter
Berücksichtigung wesentlicher Faktoren wie Personenzahl und Raumgröße zu entwickeln und
umzusetzen.

 

3. Der Mindestabstand von 1,5 Meter ist einzuhalten, ausgenommen zwischen Angehörigen eines
Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger.

 

4. Die anwesenden Personen sind in einer Anwesenheitsliste zu erfassen, die mindestens die fol-
genden Angaben enthalten muss: Vor- und Familienname, vollständige Anschrift, Telefonnum-
mer sowie Datum und Uhrzeit. Die Anwesenheitsliste ist vom Veranstalter oder der Veranstal-
terin für die Dauer von vier Wochen nach Ende der Veranstaltung aufzubewahren und der zu-
ständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz
Mecklenburg-Vorpommern auf Verlangen vollständig herauszugeben. Die zu erhebenden per-
sonenbezogenen Daten dürfen zu keinem anderen Zweck, insbesondere nicht zu Werbezwe-
cken, weiterverarbeitet werden. Die Informationspflicht nach Artikel 13 der Datenschutzgrund-
verordnung kann durch einen Aushang erfüllt werden. Die Anwesenheitsliste ist so zu führen
und zu verwahren, dass die personenbezogenen Daten für Dritte, insbesondere andere Veran-
staltungsteilnehmer, nicht zugänglich sind. Wenn sie nicht von der Gesundheitsbehörde ange-
fordert wird, ist die Anwesenheitsliste unverzüglich nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu ver-
nichten. Die Personen, die sich in die Anwesenheitsliste einzutragen haben, sind verpflichtet,
vollständige und wahrheitsgemäße Angaben zu den Daten zu machen. Die oder der zur Daten-
erhebung Verpflichtete hat zu prüfen, ob die angegebenen Kontaktdaten vollständig sind und
ob diese offenkundig falsche Angaben enthalten (Plausibilitätsprüfung). Personen, die die Erhe-
bung ihrer Kontaktdaten verweigern oder unvollständige oder falsche Angaben machen, sind
von der Tätigkeit beziehungsweise der Inanspruchnahme der Leistung auszuschließen. Die ver-
pflichtende Dokumentation zur Kontaktnachverfolgung soll in elektronischer Form landesein-
heitlich mittels der LUCA-App erfolgen. Hierbei entfällt die Verpflichtung, eine Plausibilitätsprü-
fung durchzuführen.

 

5. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Teilnehmende sind in geeigneter Weise (zum Beispiel
durch Hinweisschilder an Eingangstüren) darauf hinzuweisen, dass bei akuten Atemwegser-
krankungen die Tätigkeit beziehungsweise die Inanspruchnahme der Leistung ausgeschlossen



- Seite 76 von 103 -

ist, sofern sie nicht durch ein ärztliches Attest nachweisen können, dass sie nicht an COVID-19
erkrankt sind.

 

6. Der Besuch von Veranstaltungen nach § 8 Absätze 2b bis 2d ist nur für solche Teilnehmer zu-
lässig, die über ein tagesaktuelles negatives COVID-19-Schnell- oder Selbsttest-Ergebnis gemäß
§ 1a dieser Verordnung verfügen; bei mehrtägigen Veranstaltungen ist die Vornahme der Tes-
tungen alle drei Tage zu wiederholen. Satz 1 gilt nicht für die unmittelbare Prüfungsdurchfüh-
rung der in § 8 Absätzen 2b bis 2d benannten Prüfungen. Den Prüfungsteilnehmern ist eine Tes-
tung gemäß § 1a dieser Verordnung zu ermöglichen. Die Vorgabe nach Satz 1 gilt für geimpf-
te und genesene Personen gemäß § 7 Absatz 2 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmeverord-
nung als erfüllt.

 

II. Für die Innenbereiche der in diesem Absatz bezeichneten Einrichtungen und der
Veranstaltungsräumlichkeiten von Anbietern nach dem Lern- und Förderprogramm
Schuljahr 2020/2021 sind folgende Auflagen einzuhalten:

 

1. Die Einhaltung von mindestens 1,5 Meter Abstand zu anderen Personen, ausgenommen Ange-
hörige des eigenen Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger, ist sicherzustellen. Bei
Angeboten in öffentlichen und privaten Bildungseinrichtungen im außerschulischen Bereich so-
wie außerhalb von Einrichtungen der Kindertagesförderung und der Kindertagespflegestellen
sowie von Anbietern nach dem Lern- und Förderprogramm Schuljahr 2020/2021, mit Ausnahme
von arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen von Maßnahmeträgern, Beschäftigungsgesellschaften
oder sonstigen Dienstleistern, kann in Unterrichts- und Schulungsräumen auf den Mindestab-
stand zwischen den Sitzplätzen verzichtet werden, wenn eine Rückverfolgbarkeit der Teilneh-
merinnen und Teilnehmer innerhalb der Lerngruppe (Kurs, Seminar, Klasse oder ähnliches) si-
chergestellt ist und die Lerngruppen untereinander nicht durchmischt werden oder lerngrup-
penübergreifenden Aktivitäten stattfinden. Die in Satz 2 benannte Ausnahme gilt nicht für Prü-
fungen.

 

2. Die Personenzahlen sind insbesondere durch Zugangsbeschränkungen oder Einlasskontrollen
so zu begrenzen, dass die Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter, ausgenommen zwi-
schen Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger, gewährleistet
werden kann.

 

3. Es sind Vorkehrungen zu treffen, um zur Einhaltung der Vorgaben von Nummer 1 und 2 den Zu-
tritt an den Haupteingängen zu steuern. Es sind ferner Vorkehrungen zu treffen, dass es auf
den Verkehrsflächen nicht zu Ansammlungen kommt, bei denen der Mindestabstand von 1,5
Meter zu anderen Personen nicht eingehalten wird.

 

4. Beschäftigte und Teilnehmende sind im gesamten Gebäude verpflichtet, eine Mund-Nase-Be-
deckung (medizinische Gesichtsmaske (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atem-
schutzmasken (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der
jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken)) zu tragen, wobei Kinder bis zum Schul-
eintritt und Menschen, die aufgrund einer medizinischen oder psychischen Beeinträchtigung
oder wegen einer Behinderung keine Mund-Nase-Bedeckung tragen können und dies durch ei-
ne ärztliche Bescheinigung nachweisen können, ausgenommen sind. Das Abnehmen der Mund-
Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es
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zur Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinderung, die auf das Lippenlesen angewiesen
sind, erforderlich ist.

 

4. Es erfolgt eine Information der Personen über gut sichtbare Aushänge und gegebenenfalls re-
gelmäßige Durchsagen über die Verpflichtung zur Abstandsregelung und zur Einhaltung der
Schutzmaßnahmen; bei Zuwiderhandlungen sind unverzüglich Hausverbote auszusprechen.

 

5. Aus hygienischen Gründen sind Beschäftigte und Teilnehmende auf die Nutzung der bargeldlo-
sen Bezahlung hinzuweisen.

 

III. Für die Durchführung von unverzichtbaren schulischen Veranstaltungen, soweit die-
se Veranstaltungen der Umsetzung der Pflicht aus § 117 Satz 2 SchulG M-V der Schu-
len in freier Trägerschaft dienen und diese in Schulen oder in und auf schulischen
Anlagen stattfinden, sind folgende Auflagen einzuhalten:

 

1. Die Schulen in freier Trägerschaft haben für die Durchführung der bezeichneten Veranstaltun-
gen ein Hygiene- und Sicherheitskonzept zu entwickeln, welches umzusetzen und auf Anforde-
rung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausfüh-
rungsgesetz Mecklenburg-Vorpommerns vorzulegen ist.

 

2. Die weiteren allgemeinen Auflagen des Abschnittes I gelten für die bezeichneten Veranstaltun-
gen nicht.

 

3. Diese Veranstaltungen sollen vorrangig im Rahmen von Telefon- oder Videoschaltkonferenzen
durchgeführt werden. Die Unverzichtbarkeit einer schulischen Veranstaltung in Präsenz ist vor
Durchführung durch die zuständige Schulbehörde zu bestätigen.

 

4. Die Einhaltung des erforderlichen Mindestabstandes von 1,5 Meter zwischen Personen, ausge-
nommen zwischen Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger, ist
durchgängig zu sichern.

 

5. Für alle teilnehmenden Personen ist ein fester Sitzplatz vorzusehen.

 

6. Für alle teilnehmenden Personen ist das Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung Pflicht. Von der
Pflicht zum Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung sind folgende Personen ausgenommen:
a) Schülerinnen und Schüler, die die Jahrgangsstufen 1 bis 4 besuchen, sofern sie sich im

Freien aufhalten;

 

b) Personen, die aufgrund einer medizinischen oder psychischen Beeinträchtigung oder
wegen einer Behinderung keine Mund-Nase-Bedeckung tragen können. Die Einschrän-
kung des Tragens einer Mund-Nase-Bedeckung aufgrund einer medizinischen oder psy-
chischen Beeinträchtigung oder Behinderung ist glaubhaft zu machen. Im Zweifel kann
die Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden;

 

c) Integrationshelferinnen und Integrationshelfer, die Schülerinnen und Schüler mit dem
Förderschwerpunkt Sprache oder Hören begleiten. Es wird dringend empfohlen, ei-
ne Atemschutzmaske (gemäß Anlage der Coronavirus- Schutzmasken-Verordnung -
SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung; zum Beispiel FFP2-Masken) zu tragen;

 



- Seite 78 von 103 -

d) Schülerinnen und Schüler, sofern sie sich im Freien in ihrer Lerngruppe aufhalten und
den Mindestabstand von 1,5 Meter einhalten.

 

Von der Aufnahme von Nahrung und Flüssigkeiten ist soweit möglich abzusehen. Allen teilneh-
menden Personen wird das Tragen einer medizinischen Gesichtsmaske (zum Beispiel OP-Mas-
ken gemäß EN 14683) dringend empfohlen; für alle Lehrkräfte und alle an der Schule Beschäf-
tigten gilt die dringende Empfehlung zum Tragen einer Atemschutzmaske (gemäß Anlage der
Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Bei-
spiel FFP2-Masken). Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung oder Maske ist unter Einhaltung
des Mindestabstandes von 1,5 Metern zulässig, solange es zur Kommunikation mit Menschen
mit Hörbehinderungen, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist.

 

7. Die anwesenden Personen sind in einer Anwesenheitsliste zu erfassen, die mindestens die fol-
genden Angaben enthalten muss: Vor- und Familienname, vollständige Anschrift, Telefonnum-
mer sowie Datum und Uhrzeit. Die Anwesenheitsliste ist vom Veranstalter oder der Veranstal-
terin für die Dauer von vier Wochen nach Ende der Veranstaltung aufzubewahren und der zu-
ständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz
Mecklenburg-Vorpommern auf Verlangen vollständig herauszugeben. Die zu erhebenden per-
sonenbezogenen Daten dürfen zu keinem anderen Zweck, insbesondere nicht zu Werbezwe-
cken, weiterverarbeitet werden. Die Informationspflicht nach Artikel 13 der Datenschutzgrund-
verordnung kann durch einen Aushang erfüllt werden. Die Anwesenheitsliste ist so zu führen
und zu verwahren, dass die personenbezogenen Daten für Dritte, insbesondere andere Veran-
staltungsteilnehmer, nicht zugänglich sind. Wenn sie nicht von der Gesundheitsbehörde ange-
fordert wird, ist die Anwesenheitsliste unverzüglich nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu ver-
nichten. Die Personen, die sich in die Anwesenheitsliste einzutragen haben, sind verpflichtet,
vollständige und wahrheitsgemäße Angaben zu den Daten zu machen. Die oder der zur Daten-
erhebung Verpflichtete hat zu prüfen, ob die angegebenen Kontaktdaten vollständig sind und
ob diese offenkundig falsche Angaben enthalten (Plausibilitätsprüfung). Personen, die die Erhe-
bung ihrer Kontaktdaten verweigern oder unvollständige oder falsche Angaben machen, sind
von der Veranstaltung auszuschließen. Die verpflichtende Dokumentation zur Kontaktnachver-
folgung soll in elektronischer Form landeseinheitlich mittels der LUCA-App erfolgen. Hierbei ent-
fällt die Verpflichtung, eine Plausibilitätsprüfung durchzuführen.

 

8. Die anwesenden Personen sind in geeigneter Weise (zum Beispiel durch Hinweisschilder an Ein-
gangstüren) darauf hinzuweisen, dass deren Teilnahme an der Veranstaltung ausgeschlossen
ist, wenn sie Symptome aufweisen, die auf eine Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der dafür
jeweils aktuellen Kriterien des Robert Koch-Instituts hinweisen. Das gilt nicht, wenn das Ergeb-
nis einer bei diesen Personen vorgenommenen molekularbiologischen Testung auf das Vorlie-
gen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2, die höchstens 48 Stunden vor der Veran-
staltung vorgenommen worden ist, negativ ausfällt.

 

9. Speisen und Getränke dürfen nicht angeboten werden.

 

 

Anlage 37a

zu § 8 Absatz 2a
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Auflagen für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, berufliche Qualifizierun-
gen und Aus,- Fort und Weiterbildungen bei Bildungsträgern und Sprachkurse

I. Allgemeine Auflagen:

 

1. Für die Durchführung des theoretischen und des praktischen Präsenzangebotes sowie der
Durchführung der Prüfungen und prüfungsvorbereitendem Unterrichts hat der die Durchfüh-
rung verantwortende Anbieter bzw. Einrichtung ein Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstel-
len, welches umzusetzen und auf Aufforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne
des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist.
Die zuständige Behörde kann weitergehende Anordnungen treffen.

 

2. Es ist ein ergänzendes Konzept zur Verringerung der Aerosole-Belastung in Innenräumen unter
Berücksichtigung wesentlicher Faktoren wie Personenzahl und Raumgröße zu entwickeln und
umzusetzen.

 

3. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind in geeigneter
Weise (zum Beispiel durch Hinweisschilder an Eingangstüren) darauf hinzuweisen, dass bei
akuten Atemwegserkrankungen die Tätigkeit beziehungsweise die Inanspruchnahme der Leis-
tung ausgeschlossen ist, sofern sie nicht durch ein ärztliches Attest nachweisen können, dass
sie nicht an COVID-19 erkrankt sind.

 

4. Es ist der Abstand von mindestens 1,5 Meter zu anderen Personen einzuhalten, ausgenommen
zwischen Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger.

 

5. Die anwesenden Personen sind in einer Anwesenheitsliste zu erfassen, die mindestens die fol-
genden Angaben enthalten muss: Vor- und Familienname vollständige Anschrift, Telefonnum-
mer sowie Datum und Uhrzeit. Die Anwesenheitsliste ist für die Dauer von vier Wochen aufzu-
bewahren und der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 des Infektions-
schutzausführungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern auf Verlangen vollständig herauszuge-
ben. Die zu erhebenden personenbezogenen Daten dürfen zu keinem anderen Zweck, insbe-
sondere nicht zu Werbezwecken, weiterverarbeitet werden. Die Informationspflicht nach Arti-
kel 13 der Datenschutzgrundverordnung kann durch einen Aushang erfüllt werden. Die Anwe-
senheitsliste ist so zu führen und zu verwahren, dass die personenbezogenen Daten für Dritte,
insbesondere andere Teilnehmer, nicht zugänglich sind. Wenn sie nicht von der Gesundheitsbe-
hörde angefordert wird, ist die Anwesenheitsliste unverzüglich nach Ablauf der Aufbewahrungs-
frist zu vernichten. Die Personen, die sich in die Anwesenheitsliste einzutragen haben, sind ver-
pflichtet, vollständige und wahrheitsgemäße Angaben zu den Daten zu machen. Die oder der
zur Datenerhebung Verpflichtete hat zu prüfen, ob die angegebenen Kontaktdaten vollstän-
dig sind und ob diese offenkundig falsche Angaben enthalten (Plausibilitätsprüfung). Personen,
die die Erhebung ihrer Kontaktdaten verweigern oder unvollständige oder falsche Angaben ma-
chen, sind von der Tätigkeit beziehungsweise der Inanspruchnahme der Leistung auszuschlie-
ßen. Die verpflichtende Dokumentation zur Kontaktnachverfolgung soll in elektronischer Form
landeseinheitlich mittels der LUCA-App erfolgen. Hierbei entfällt die Verpflichtung, eine Plausi-
bilitätsprüfung durchzuführen.

 

6. Der Besuch von Veranstaltungen nach § 8 Absätze 2a ist nur für solche Teilnehmer zulässig, die
über ein tagesaktuelles negatives COVID-19-Schnell- oder Selbsttest-Ergebnis gemäß § 1a die-
ser Verordnung verfügen; bei mehrtägigen Veranstaltungen ist die Vornahme der Testungen al-
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le drei Tage zu wiederholen. Satz 1 gilt nicht für die unmittelbare Prüfungsdurchführung der in
§ 8 Absatz 2a benannten Prüfungen. Den Prüfungsteilnehmern ist eine Testung gemäß § 1a die-
ser Verordnung zu ermöglichen. Die Vorgabe nach Satz 1 gilt für geimpfte und genesene Perso-
nen gemäß § 7 Absatz 2 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmeverordnung als erfüllt.

 

II. Für die Innenbereiche sind ergänzend folgende Auflagen einzuhalten:

 

1. Es ist der Abstand von mindestens 1,5 Meter zu anderen Personen einzuhalten, ausgenommen
zwischen Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger. Die anwe-
senden Personen müssen medizinische Gesichtsmasken (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN
14683) oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung -
SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken) tragen. Das Abnehmen
der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des Mindestabstands von 1.5 Meter zulässig,
solange es zur Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinderung, die auf das Lippenlesen an-
gewiesen sind, erforderlich ist.

 

2. Die Personenzahlen sind insbesondere durch Zugangsbeschränkungen oder Einlasskontrollen
so zu begrenzen, dass die Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter, ausgenommen zwi-
schen Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger, gewährleistet
werden kann. Es sind ferner Vorkehrungen zu treffen, dass es auf den Verkehrsflächen nicht
zu Ansammlungen kommt, bei denen der Mindestabstand von 1,5 Meter zu anderen Personen
nicht eingehalten wird.

 

3. Es erfolgt eine Information der Personen über gut sichtbare Aushänge und gegebenenfalls re-
gelmäßiges Durchsagen über die Verpflichtung zur Abstandsregelung und zur Einhaltung der
Schutzmaßnahmen; bei Zuwiderhandlungen sind unverzüglich Hausverbote auszusprechen.

 

4. Aus hygienischen Gründen sind Beschäftigte und Teilnehmende auf die Nutzung der bargeldlo-
sen Zahlung hinzuweisen.

 

 

Anlage 38

zu § 8 Absatz 3

Auflagen für Versammlungen unter freiem Himmel nach dem Versammlungsgesetz

1. Es ist ein Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen, welches umzusetzen und auf Anforde-
rung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzgesetz
vorzulegen ist.

 

2. Im Zuge der Durchführung der Versammlung ist zu anderen Versammlungsteilnehmern, die
nicht dem eigenen Hausstand angehören ein Mindestabstand von 1,5 Meter einzuhalten. Die
Einhaltung des erforderlichen Mindestabstandes von 1,5 Meter zwischen Personen, ausgenom-
men zwischen Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger, ist auch
durch den Versammlungsleiter sicherzustellen.

 

3. Alle teilnehmenden Personen haben eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Gesichtsmas-
ke (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage der



- Seite 81 von 103 -

Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Bei-
spiel FFP2-Masken)) zu tragen, wobei Kinder bis zum Schuleintritt und Menschen, die aufgrund
einer medizinischen oder psychischen Beeinträchtigung oder wegen einer Behinderung keine
Mund-Nase-Bedeckung tragen können und dies durch eine ärztliche Bescheinigung nachweisen
können, ausgenommen sind. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung
des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunikation mit Menschen mit
Hörbehinderung, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist. In geschlossenen
Fahrzeugen kann auf das T ragen einer Mund-Nase-Bedeckung verzichtet werden, wenn sich
nur Personen des eigenen Hausstandes im Fahrzeug befinden.

 

 

Anlage 39

zu § 8 Absatz 4

Auflagen für Zusammenkünfte jedweder Glaubensgemeinschaften in Kirchen, Mosche-
en, Synagogen, Kapellen und in ähnlichen Räumlichkeiten und unter freiem Himmel

I. Auflagen für Zusammenkünfte in Räumlichkeiten

 

1. Es ist ein einrichtungsbezogenes Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen, welches umzu-
setzen und auf Anforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 In-
fektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist.

 

2. Es ist ein ergänzendes Konzept zur Verringerung der Aerosole-Belastung in den Innenräumen
unter Berücksichtigung wesentlicher Faktoren wie Raumgröße und Besucherdichte zu entwi-
ckeln und umzusetzen.

 

3. Die Einhaltung des erforderlichen Mindestabstandes von 1,5 Meter zwischen Personen, ausge-
nommen zwischen Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger, ist
sicherzustellen.

 

4. Zusammenkünfte, in denen Besucherzahlen erwartet werden, die zu einer Auslastung der Ka-
pazitäten führen, sind der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infekti-
onsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern anzuzeigen.

 

5. Die Anwesenden haben (auch am Platz) eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Gesichts-
masken (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage
der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum
Beispiel FFP2-Masken)) zu tragen, wobei Kinder bis zum Schuleintritt und Menschen, die auf-
grund einer medizinischen oder psychischen Beeinträchtigung oder wegen einer Behinderung
keine Mund-Nase-Bedeckung tragen können und dies durch eine ärztliche Bescheinigung nach-
weisen können, ausgenommen sind. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist unter Ein-
haltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunikation mit Men-
schen mit Hörbehinderungen, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist.

 

6. Die anwesenden Personen sind in einer Anwesenheitsliste zu erfassen, die mindestens die fol-
genden Angaben enthalten muss: Vor- und Familienname, vollständige Anschrift, Telefonnum-
mer sowie Datum und Uhrzeit. Die Anwesenheitsliste ist vom Veranstalter oder der Veranstal-
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terin für die Dauer von vier Wochen aufzubewahren und der zuständigen Gesundheitsbehörde
im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern auf
Verlangen vollständig herauszugeben. Die zu erhebenden personenbezogenen Daten dürfen
zu keinem anderen Zweck, insbesondere nicht zu Werbezwecken, weiterverarbeitet werden.
Die Informationspflicht nach Artikel 13 der Datenschutzgrundverordnung kann durch einen Aus-
hang erfüllt werden. Die Anwesenheitsliste ist so zu führen und zu verwahren, dass die perso-
nenbezogenen Daten für Dritte, insbesondere andere Teilnehmer, nicht zugänglich sind. Wenn
sie nicht von der Gesundheitsbehörde angefordert wird, ist die Anwesenheitsliste unverzüglich
nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu vernichten. Die Personen, die sich in die Anwesenheits-
liste einzutragen haben, sind verpflichtet, vollständige und wahrheitsgemäße Angaben zu den
Daten zu machen. Die oder der zur Datenerhebung Verpflichtete hat zu prüfen, ob die ange-
gebenen Kontaktdaten vollständig sind und ob diese offenkundig falsche Angaben enthalten
(Plausibilitätsprüfung). Personen, die die Erhebung ihrer Kontaktdaten verweigern oder unvoll-
ständige oder falsche Angaben machen, sind von der jeweiligen Zusammenkunft auszuschlie-
ßen. Die verpflichtende Dokumentation zur Kontaktnachverfolgung soll in elektronischer Form
landeseinheitlich mittels der LUCA-App erfolgen. Hierbei entfällt die Verpflichtung, eine Plausi-
bilitätsprüfung durchzuführen.

 

7. Der Gemeindegesang ist untersagt.

 

8. Es erfolgt eine Information der anwesenden Personen über gut sichtbare Aushänge und gege-
benenfalls regelmäßige Ansagen bezüglich der Verpflichtung zur Abstandsregelung und zur Ein-
haltung der Schutzmaßnahmen.

 

9. Die anwesenden Personen sind in geeigneter Weise (zum Beispiel durch Hinweisschilder an Ein-
gangstüren) darauf hinzuweisen, dass bei akuten Atemwegserkrankungen die Teilnahme aus-
geschlossen ist, sofern sie nicht durch ein ärztliches Attest nachweisen können, dass sie nicht
an COVID-19 erkrankt sind.

 

II. Auflagen für Zusammenkünfte unter freiem Himmel

 

Es ist ein Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen, welches umzusetzen und auf Anforderung der
zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Meck-
lenburg-Vorpommern vorzulegen ist.

III. Zusammenkünfte mit mehr als 100 Teilnehmern

 

1. Zusammenkünfte mit mehr als 100 Teilnehmern sind der zuständigen Gesundheitsbehörde im
Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern unter
Vorlage der Hygiene- und Sicherheitskonzepte anzuzeigen.

 

2. Zusammenkünfte mit mehr als 100 Teilnehmern sind in Innenräumen zulässig, wenn zusätz-
lich zu den Auflagen gemäß Abschnitt I folgende Auflagen eingehalten werden:
a) Besucherströme werden gelenkt (z.B. durch Einlasskartensystem).

 

b) Die Zusammenkünfte werden zeitlich verkürzt.

 

c) Kollekte nur am Ein- bzw. Auslass (nicht durch Reichen von Hand-zu Hand).
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d) Die Räumlichkeiten werden vor und nach jeder Veranstaltung gelüftet.

 

 

3. Zusammenkünfte mit mehr als 100 Teilnehmern sind im Außenbereich zulässig, wenn zusätz-
lich zu den Auflagen gemäß Abschnitt 11 folgende Auflagen eingehalten werden:
a) Besucherströme werden gelenkt (z.B. durch Einbahnstraßensystem).

 

b) Jeder Teilnehmer sucht einen festen Platz auf; keine Bewegung während der Zusammen-
kunft.

 

c) Die Einhaltung von 1,5 Meter Abstand, ausgenommen zwischen Angehörigen eines
Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger, wird sichergestellt.

 

d) Es besteht eine Maskenpflicht für die Gemeinde (auch am Platz) während der gesamten
Dauer der Veranstaltung.

 

e) Singen der Gemeinde erfolgt ebenfalls nur mit Maske und nur unter folgender Vorausset-
zung:

Die anwesenden Personen sind in einer Anwesenheitsliste zu erfassen, die mindestens
die folgenden Angaben enthalten muss: Vor- und Familienname, vollständige Anschrift,
Telefonnummer sowie Datum und Uhrzeit der Behandlung. Die Anwesenheitsliste ist
vom Veranstalter für die Dauer von vier Wochen nach Ende der Veranstaltung aufzube-
wahren und der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektions-
schutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern auf Verlangen vollständig herauszu-
geben. Die zu erhebenden personenbezogenen Daten dürfen zu keinem anderen Zweck,
insbesondere nicht zu Werbezwecken, weiterverarbeitet werden. Die Anwesenheitsliste
ist so zu führen und zu verwahren, dass die personenbezogenen Daten für Dritte, insbe-
sondere andere Kundinnen und Kunden, nicht zugänglich sind. Wenn sie nicht von der
Gesundheitsbehörde angefordert wird, ist die Anwesenheitsliste unverzüglich nach Ab-
lauf der Aufbewahrungsfrist zu vernichten. Die Personen, die sich in die Anwesenheitslis-
te einzutragen haben, sind verpflichtet, vollständige und wahrheitsgemäße Angaben zu
den Daten zu machen. Die oder der zur Datenerhebung Verpflichtete hat zu prüfen, ob
die angegebenen Kontaktdaten vollständig sind und ob diese offenkundig falschen An-
gaben enthalten (Plausibilitätsprüfung). Personen, die die Erhebung ihrer Kontaktdaten
verweigern oder unvollständige oder falsche Angaben machen, sind von der Zusammen-
kunft auszuschließen. Wenn keine Anwesenheitslistenerfassung möglich ist, wird auf den

Gemeindegesang verzichtet. 10Die verpflichtende Dokumentation zur Kontaktnachverfol-

gung soll in elektronischer Form landeseinheitlich mittels der LUCA-App erfolgen. 11Hier-
bei entfällt die Verpflichtung, eine Plausibilitätsprüfung durchzuführen.

 

f) Die Zusammenkünfte werden zeitlich verkürzt.

 

g) Kollekte nur am Ein- bzw. Auslass (nicht durch Reichen von Hand-zu Hand).

 

 

 

Anlage 40
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zu § 8 Absatz 5

Auflagen für gesetzlich oder satzungsgemäß erforderli-
che Veranstaltungen von Vereinen, Verbänden und Parteien

I. Allgemeine Auflagen für Veranstaltungen

 

1. Veranstaltungen sind der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infekti-
onsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern anzuzeigen. Die Anzeige soll mindes-
tens 72 Stunden vor der Durchführung erfolgen.

 

2. Es ist ein einrichtungsbezogenes Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen, welches umzu-
setzen und auf Anforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 In-
fektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist.

 

3. Es ist ein ergänzendes Konzept zur Verringerung der Aerosole-Belastung für Veranstaltungen
in Innenräumen unter Berücksichtigung wesentlicher Faktoren wie Raumgröße und Teilnehmer-
zahl zu entwickeln und umzusetzen.

 

4. Die Einhaltung des erforderlichen Mindestabstandes von 1,5 Meter zwischen Personen, ausge-
nommen zwischen Angehörigen eines Hausstandes und Begleitpersonen Pflegebedürftiger, ist
durchgängig zu sichern.

 

5. Für jeden Teilnehmenden ist ein Sitzplatz vorzusehen.

 

6. Für jeden Teilnehmenden besteht in den Innenräumen die Pflicht, eine Mund-Nase-Bedeckung
(medizinische Gesichtsmaske (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutz-
masken (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils
aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken)) zu tragen, wobei Kinder bis zum Schuleintritt
und Menschen, die aufgrund einer medizinischen oder psychischen Beeinträchtigung oder we-
gen einer Behinderung keine Mund-Nase-Bedeckung tragen können und dies durch eine ärzt-
liche Bescheinigung nachweisen können, ausgenommen sind. Das Abnehmen der Mund-Nase-
Bedeckung ist unter Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur
Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinderung, die auf das Lippenlesen angewiesen sind,
erforderlich ist. Im Freien wird das Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung dringend empfohlen.
Beschäftigte mit Besucherkontakt sind in den gemeinsam genutzten Innenbereichen verpflich-
tet, eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Gesichtsmaske (zum Beispiel OP-Masken gemäß
EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung
- SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken)) zu tragen, dies gilt
nicht, soweit sie durch eine geeignete Schutzvorrichtung geschützt werden. Das Abnehmen der
Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, so-
lange es zur Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinderung, die auf das Lippenlesen ange-
wiesen sind, erforderlich ist.

 

7. Bei Podiumsdiskussionen können die Personen auf dem Podium auf das Tragen einer Mund-Na-
se-Bedeckung verzichten, soweit zwischen ihnen ein Mindestabstand von 2 Meter und zu Zu-
schauern/Besuchern ein Mindestabstand von 3 Meter eingehalten wird.
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8. Die anwesenden Personen sind in einer Anwesenheitsliste zu erfassen, die mindestens die fol-
genden Angaben enthalten muss: Vor- und Familienname, vollständige Anschrift, Telefonnum-
mer sowie Datum und Uhrzeit. Die Anwesenheitsliste ist vom Veranstalter oder der Veranstal-
terin für die Dauer von vier Wochen nach Ende der Veranstaltung aufzubewahren und der zu-
ständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz
Mecklenburg-Vorpommern auf Verlangen vollständig herauszugeben. Die zu erhebenden per-
sonenbezogenen Daten dürfen zu keinem anderen Zweck, insbesondere nicht zu Werbezwe-
cken, weiterverarbeitet werden. Die Informationspflicht nach Artikel 13 der Datenschutzgrund-
verordnung kann durch einen Aushang erfüllt werden. Die Anwesenheitsliste ist so zu führen
und zu verwahren, dass die personenbezogenen Daten für Dritte, insbesondere andere Veran-
staltungsteilnehmer, nicht zugänglich sind. Wenn sie nicht von der Gesundheitsbehörde ange-
fordert wird, ist die Anwesenheitsliste unverzüglich nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu ver-
nichten. Die Personen, die sich in die Anwesenheitsliste einzutragen haben, sind verpflichtet,
vollständige und wahrheitsgemäße Angaben zu den Daten zu machen. Die oder der zur Daten-
erhebung Verpflichtete hat zu prüfen, ob die angegebenen Kontaktdaten vollständig sind und
ob diese offenkundig falsche Angaben enthalten (Plausibilitätsprüfung). Personen, die die Erhe-
bung ihrer Kontaktdaten verweigern oder unvollständige oder falsche Angaben machen, sind
von der Tätigkeit beziehungsweise der Inanspruchnahme der Leistung auszuschließen. Die ver-
pflichtende Dokumentation zur Kontaktnachverfolgung soll in elektronischer Form landesein-
heitlich mittels der LUCA-App erfolgen. Hierbei entfällt die Verpflichtung, eine Plausibilitätsprü-
fung durchzuführen.

 

9. Die anwesenden Personen sind in geeigneter Weise (zum Beispiel durch Hinweisschilder an Ein-
gangstüren) darauf hinzuweisen, dass bei akuten Atemwegserkrankungen die Tätigkeit bezie-
hungsweise die Inanspruchnahme der Leistung ausgeschlossen ist, sofern sie nicht durch ein
ärztliches Attest nachweisen können, dass sie nicht an COVID-19 erkrankt sind.

 

10. Speisen und Getränke dürfen nicht angeboten werden.

 

11. Die Teilnahme an den Veranstaltungen und Versammlungen ist nur für solche Personen zuläs-
sig, die über ein tagesaktuelles negatives COVID-19-Schnell- oder Selbsttest-Ergebnis gemäß
§ 1a dieser Verordnung verfügen.

 

 

Anlage 41

zu § 8 Absatz 6

Auflagen für Fahrzeuge des öffentlichen Personennahverkehrs (Straßenbah-
nen, Busse, Taxen), in den Zügen des Schienenpersonenverkehrs, auf allen aus-
schließlich innerhalb Mecklenburg-Vorpommerns verkehrenden Fähren und in
sonstigen Verkehrsmitteln mit Publikumsverkehr (zum Beispiel Luftfahrzeuge)

1. Fahrgäste ab dem 17. Lebensjahr sind verpflichtet im Innenbereich Atemschutzmasken (FFP2-
Masken oder vergleichbar) zu tragen. Kinder ab Schuleintritt und Jugendliche bis 16 Jahre ha-
ben eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Gesichtsmasken (zum Beispiel OP-Masken ge-
mäß EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Ver-
ordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken) zu tragen.
In öffentlich zugänglichen Bereichen von Bahnhofsgebäuden und von anderen Innenbereichen
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sonstiger Einrichtungen des Öffentlichen Personenverkehrs, in den dem Publikumsverkehr zu-
gänglichen Innenbereichen von Häfen, in Abfertigungshallen an Flughäfen und für Schiffsreisen
sowie an Bushaltestellen und in anderen Wartebereichen im Freien von Einrichtungen der Per-
sonenbeförderung, sofern der Abstand von 1,5 Meter nicht eingehalten werden kann, gilt Satz 1
entsprechend. Die Pflicht zum Tragen der Mund-Nase-Bedeckung gilt nicht für Kinder bis zum
Schuleintritt und für Menschen, die aufgrund einer medizinischen oder psychischen Beeinträch-
tigung oder wegen einer Behinderung keine Mund-Nase-Bedeckung tragen können und dies
durch eine ärztliche Bescheinigung nachweisen können. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bede-
ckung ist unter Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kom-
munikation mit Menschen mit Hörbehinderungen, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, er-
forderlich ist.

 

2. Beschäftigte mit Kundenkontakt sind in den in Satz 1 und 2 genannten Bereichen verpflichtet,
eine Mund-Nase-Bedeckung (medizinische Gesichtsmasken (zum Beispiel OP-Masken gemäß
EN 14683) oder Atemschutzmasken (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung
- SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken)) zu tragen, dies gilt
nicht, soweit sie durch eine geeignete Schutzvorrichtung geschützt werden. Das Abnehmen der
Mund-Nase-Bedeckung ist unter Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, so-
lange es zur Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinderungen, die auf das Lippenlesen an-
gewiesen sind, erforderlich ist.

 

 

Anlage 42

zu § 8 Absatz 7

Auflagen für private Zusammenkünfte

1. Die anwesenden Personen sind in einer Anwesenheitsliste zu erfassen, die mindestens die fol-
genden Angaben enthalten muss: Vor- und Familienname, vollständige Anschrift, Telefonnum-
mer sowie Datum und Uhrzeit. Die Anwesenheitsliste ist vom Gastgeber oder der Gastgebe-
rin für die Dauer von vier Wochen nach Ende der Zusammenkunft aufzubewahren und der zu-
ständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz
Mecklenburg-Vorpommern auf Verlangen vollständig herauszugeben. Die zu erhebenden perso-
nenbezogenen Daten dürfen zu keinem anderen Zweck, insbesondere nicht zu Werbezwecken,
weiterverarbeitet werden. Die Informationspflicht nach Artikel 13 der Datenschutzgrundverord-
nung kann durch einen Aushang erfüllt werden. Die Anwesenheitsliste ist so zu führen und zu
verwahren, dass die personenbezogenen Daten für Dritte, insbesondere andere Teilnehmer,
nicht zugänglich sind. Wenn sie nicht von der Gesundheitsbehörde angefordert wird, ist die An-
wesenheitsliste unverzüglich nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu vernichten. Die Personen,
die sich in die Anwesenheitsliste einzutragen haben, sind verpflichtet, vollständige und wahr-
heitsgemäße Angaben zu den Daten zu machen. Die oder der zur Datenerhebung Verpflichtete
hat zu prüfen, ob die angegebenen Kontaktdaten vollständig sind und ob diese offenkundig fal-
sche Angaben enthalten (Plausibilitätsprüfung). Personen, die die Erhebung ihrer Kontaktdaten
verweigern oder unvollständige oder falsche Angaben machen, sind von der Tätigkeit bezie-
hungsweise der Inanspruchnahme der Leistung auszuschließen. Die verpflichtende Dokumenta-
tion zur Kontaktnachverfolgung soll in elektronischer Form landeseinheitlich mittels der LUCA-
App erfolgen. Hierbei entfällt die Verpflichtung, eine Plausibilitätsprüfung durchzuführen.
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2. Soweit die Zusammenkunft nicht in der privaten Häuslichkeit stattfindet ist ein einrichtungsbe-
zogenes Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen, welches umzusetzen und auf Anforde-
rung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausfüh-
rungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist. Die anwesenden Personen sind in geeig-
neter Weise (zum Beispiel durch Hinweisschilder an Eingangstüren) darauf hinzuweisen, dass
bei akuten Atemwegserkrankungen die Tätigkeit beziehungsweise die Inanspruchnahme der
Leistung ausgeschlossen ist, sofern sie nicht durch ein ärztliches Attest nachweisen können,
dass sie nicht an COVID-19 erkrankt sind.

 

 

Anlage 43

zu § 8 Absatz 8

Auflagen für Trauungen und Beisetzungen

1. Die anwesenden Personen sind in einer Anwesenheitsliste von der Standesbeamtin oder dem
Standesbeamten oder der Bestattungspflichtigen oder dem Bestattungspflichtigen zu erfas-
sen, die mindestens die folgenden Angaben enthalten muss: Vor- und Familienname, vollstän-
dige Anschrift, Telefonnummer sowie Datum und Uhrzeit. Die Anwesenheitsliste ist für die Dau-
er von vier Wochen nach der Trauung oder Beisetzung aufzubewahren und der zuständigen Ge-
sundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-
Vorpommern auf Verlangen vollständig herauszugeben. Die zu erhebenden personenbezoge-
nen Daten dürfen zu keinem anderen Zweck, insbesondere nicht zu Werbezwecken, weiterver-
arbeitet werden. Die Informationspflicht nach Artikel 13 der Datenschutzgrundverordnung kann
durch einen Aushang erfüllt werden. Die Anwesenheitsliste ist so zu führen und zu verwahren,
dass die personenbezogenen Daten für Dritte, insbesondere andere Teilnehmer, nicht zugäng-
lich sind. Wenn sie nicht von der Gesundheitsbehörde angefordert wird, ist die Anwesenheits-
liste unverzüglich nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu vernichten. Die Personen, die sich in
die Anwesenheitsliste einzutragen haben, sind verpflichtet, vollständige und wahrheitsgemäße
Angaben zu den Daten zu machen. Die oder der zur Datenerhebung Verpflichtete hat zu prü-
fen, ob die angegebenen Kontaktdaten vollständig sind und ob diese offenkundig falsche An-
gaben enthalten (Plausibilitätsprüfung). Personen, die die Erhebung ihrer Kontaktdaten verwei-
gern oder unvollständige oder falsche Angaben machen, sind von der Teilnahme auszuschlie-
ßen. Die verpflichtende Dokumentation zur Kontaktnachverfolgung soll in elektronischer Form
landeseinheitlich mittels der LUCA-App erfolgen. Hierbei entfällt die Verpflichtung, eine Plausi-
bilitätsprüfung durchzuführen.

 

2. Es ist ein einrichtungsbezogenes Hygiene- und Sicherheitskonzept zu erstellen, welches umzu-
setzen und auf Anforderung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 In-
fektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorzulegen ist. Dieses muss für je-
den Trauraum die nach den räumlichen Verhältnissen mögliche Größe des Teilnehmerkreises
im Rahmen der Obergrenze von höchstens 10 Personen festlegen. Geimpfte und genesene Per-
sonen werden gemäß § 8 Absatz 2 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmeverordnung von der
zahlenmäßigen Beschränkung nicht erfasst.
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3. Es ist ein ergänzendes Konzept zur Verringerung der Aerosole-Belastung in den Räumen unter
Berücksichtigung wesentlicher Faktoren wie Raumgröße und Teilnehmerzahl zu entwickeln und
umzusetzen.

 

4. Für jeden Anwesenden besteht in den Innenräumen die Pflicht, eine Mund-Nase-Bedeckung
(medizinische Gesichtsmaske (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutz-
masken (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils
aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken)) zu tragen, wobei Kinder bis zum Schuleintritt
und Menschen, die aufgrund einer medizinischen oder psychischen Beeinträchtigung oder we-
gen einer Behinderung keine Mund-Nase-Bedeckung tragen können und dies durch eine ärzt-
liche Bescheinigung nachweisen können, ausgenommen sind. Das Abnehmen der Mund-Nase-
Bedeckung ist unter Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur
Kommunikation mit Menschen mit Hörbehinderung, die auf das Lippenlesen angewiesen sind,
erforderlich ist. Im Freien wird das Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung dringend empfohlen.
Für den Akt der Eheschließung gilt die in Satz 1 genannte Pflicht für das Brautpaar nicht. Das
Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung durch die Standesbeamtin oder den Standesbeamten
oder sonstige Redner und Rednerinnen während der Amtshandlung ist bei Einhaltung besonde-
rer Vorsichtsmaßnahmen, welche in den einrichtungsbezogenen Sicherheits- und Hygienekon-
zepten niedergeschrieben sein müssen, zulässig.

 

 

Anlage I

zu § 12 Absatz 1

Nichtamtliche Darstellung des § 28b Infektionsschutzgesetz:

§ 28b
Bundesweit einheitliche Schutzmaßnahmen zur Verhinderung

der Verbreitung der Coronavirus- Krankheit-2019 (COVID-19) bei
besonderem Infektionsgeschehen, Verordnungsermächtigung

(1) Überschreitet in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt an drei aufeinander folgenden Ta-
gen die durch das Robert Koch-Institut veröffentlichte Anzahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 je 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen (Sieben-Tage-Inzidenz) den Schwellen-
wert von 100, so gelten dort ab dem übernächsten Tag die folgenden Maßnahmen:

1. private Zusammenkünfte im öffentlichen oder privaten Raum sind nur gestattet, wenn an ihnen
höchstens die Angehörigen eines Haushalts und eine weitere Person einschließlich der zu ihrem
Haushalt gehörenden Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres teilnehmen; Zusammen-
künfte, die ausschließlich zwischen den Angehörigen desselben Haushalts, ausschließlich zwi-
schen Ehe- oder Lebenspartnerinnen und -partnern, oder ausschließlich in Wahrnehmung eines
Sorge- oder Umgangsrechts oder im Rahmen von Veranstaltungen bis 30 Personen bei Todes-
fällen stattfinden, bleiben unberührt;

 

2. der Aufenthalt von Personen außerhalb einer Wohnung oder einer Unterkunft und dem jeweils
dazugehörigen befriedeten Besitztum ist von 22 Uhr bis 5 Uhr des Folgetags untersagt; dies gilt
nicht für Aufenthalte, die folgenden Zwecken dienen:
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a) der Abwendung einer Gefahr für Leib, Leben oder Eigentum, insbesondere eines medizi-
nischen oder veterinärmedizinischen Notfalls oder anderer medizinisch unaufschiebbarer
Behandlungen,

 

b) der Berufsausübung im Sinne des Artikels 12 Absatz 1 des Grundgesetzes, soweit diese
nicht gesondert eingeschränkt ist, der Ausübung des Dienstes oder des Mandats, der Be-
richterstattung durch Vertreterinnen und Vertreter von Presse, Rundfunk, Film und ande-
rer Medien,

 

c) der Wahrnehmung des Sorge- oder Umgangsrechts,

 

d) der unaufschiebbaren Betreuung unterstützungsbedürftiger Personen oder Minderjähri-
ger oder der Begleitung Sterbender,

 

e) der Versorgung von Tieren,

 

f) aus ähnlich gewichtigen und unabweisbaren Zwecken oder

 

g) zwischen 22 und 24 Uhr der im Freien stattfindenden allein ausgeübten körperlichen Be-
wegung, nicht jedoch in Sportanlagen;

 

 

3. die Öffnung von Freizeiteinrichtungen wie insbesondere Freizeitparks, Indoorspielplätzen, von
Einrichtungen wie Badeanstalten, Spaßbädern, Hotelschwimmbädern, Thermen und Wellness-
zentren sowie Saunen, Solarien und Fitnessstudios, von Einrichtungen wie insbesondere Dis-
kotheken, Clubs, Spielhallen, Spielbanken, Wettannahmestellen, Prostitutionsstätten und Bor-
dellbetrieben, gewerblichen Freizeitaktivitäten, Stadt-, Gäste und Naturführungen aller Art, Seil-
bahnen, Fluss und Seenschifffahrt im Ausflugsverkehr, touristischen Bahn- und Busverkehren
und Flusskreuzfahrten, ist untersagt;

 

4. die Öffnung von Ladengeschäften und Märkten mit Kundenverkehr für Handelsangebote ist un-
tersagt; wobei der Lebensmittelhandel einschließlich der Direktvermarktung, ebenso Getränke-
märkte, Reformhäuser, Babyfachmärkte, Apotheken, Sanitätshäuser, Drogerien, Optiker, Hör-
akustiker, Tankstellen, Stellen des Zeitungsverkaufs, Buchhandlungen, Blumenfachgeschäfte,
Tierbedarfsmärkte, Futtermittelmärkte, Gartenmärkte und der Großhandel mit den Maßgaben
ausgenommen sind, dass
a) der Verkauf von Waren, die über das übliche Sortiment des jeweiligen Geschäfts hinaus-

gehen, untersagt ist,

 

b) für die ersten 800 Quadratmeter Gesamtverkaufsfläche eine Begrenzung von einer Kun-
din oder einem Kunden je 20 Quadratmeter Verkaufsfläche und oberhalb einer Gesamt-
verkaufsfläche von 800 Quadratmetern eine Begrenzung von einer Kundin oder einem
Kunden je 40 Quadratmeter Verkaufsfläche eingehalten wird, wobei es den Kundinnen
und Kunden unter Berücksichtigung der konkreten Raumverhältnisse grundsätzlich mög-
lich sein muss, beständig einen Abstand von mindestens 1,5 Metern zueinander einzu-
halten und
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c) in geschlossenen Räumen von jeder Kundin und jedem Kunden eine Atemschutzmaske
(FFP2 oder vergleichbar) oder eine medizinische Gesichtsmaske (Mund-Nase-Schutz) zu
tragen ist;

 

abweichend von Halbsatz 1 ist

a) die Abholung vorbestellter Waren in Ladengeschäften zulässig, wobei die Maßgaben des
Halbsatzes 1 Buchstabe a bis c entsprechend gelten und Maßnahmen vorzusehen sind,
die, etwa durch gestaffelte Zeitfenster, eine Ansammlung von Kunden vermeiden;

 

b) bis zu dem übernächsten Tag, nachdem die Sieben-Tage-Inzidenz an drei aufeinander
folgenden Tagen den Schwellenwert von 150 überschritten hat, auch die Öffnung von La-
dengeschäften für einzelne Kunden nach vorheriger Terminbuchung für einen fest be-
grenzten Zeitraum zulässig, wenn die Maßgaben des Halbsatzes 1 Buchstabe a und c
beachtet werden, die Zahl der gleichzeitig im Ladengeschäft anwesenden Kunden nicht
höher ist als ein Kunde je 40 Quadratmeter Verkaufsfläche, die Kundin oder der Kunde
ein negatives Ergebnis einer innerhalb von 24 Stunden vor Inanspruchnahme der Leis-
tung mittels eines anerkannten Tests durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem
Coronavirus SARS-CoV-2 vorgelegt hat und der Betreiber die Kontaktdaten der Kunden,
mindestens Name, Vorname, eine sichere Kontaktinformation (Telefonnummer, E-Mail-
Adresse oder Anschrift) sowie den Zeitraum des Aufenthaltes, erhebt;

 

 

5. die Öffnung von Einrichtungen wie Theatern, Opern, Konzerthäusern, Bühnen, Musikclubs, Mu-
seen, Ausstellungen, Gedenkstätten sowie entsprechende Veranstaltungen sind untersagt; dies
gilt auch für Kinos mit Ausnahme von Autokinos; die Außenbereiche von zoologischen und bo-
tanischen Gärten dürfen geöffnet werden, wenn angemessene Schutz- und Hygienekonzepte
eingehalten werden und durch die Besucherin oder den Besucher, ausgenommen Kinder, die
das 6. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, ein negatives Ergebnis einer innerhalb von 24
Stunden vor Beginn des Besuchs mittels eines anerkannten Tests durchgeführten Testung auf
eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorgelegt wird;

 

6. die Ausübung von Sport ist nur zulässig in Form von kontaktloser Ausübung von Individual-
sportarten, die allein, zu zweit oder mit den Angehörigen des eigenen Hausstands ausgeübt
werden sowie bei Ausübung von Individual- und Mannschaftssportarten im Rahmen des Wett-
kampf- und Trainingsbetriebs der Berufssportler und der Leistungssportler der Bundes- und
Landeskader, wenn
a) die Anwesenheit von Zuschauern ausgeschlossen ist,

 

b) nur Personen Zutritt zur Sportstätte erhalten, die für den Wettkampf- oder Trainingsbe-
trieb oder die mediale Berichterstattung erforderlich sind, und

 

c) angemessene Schutz- und Hygienekonzepte eingehalten werden;

 

für Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres ist die Ausübung von Sport ferner zu- läs-
sig in Form von kontaktloser Ausübung im Freien in Gruppen von höchstens fünf Kindern; Anlei-
tungspersonen müssen auf Anforderung der nach Landesrecht zuständigen Behörde ein negati-
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ves Ergebnis einer innerhalb von 24 Stunden vor der Sportausübung mittels eines anerkannten
Tests durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen;

 

7. die Öffnung von Gaststätten im Sinne des Gaststättengesetzes ist untersagt; dies gilt auch für
Speiselokale und Betriebe, in denen Speisen zum Verzehr an Ort und Stelle abgegeben werden;
von der Untersagung sind ausgenommen:
a) Speisesäle in medizinischen oder pflegerischen Einrichtungen oder Einrichtungen der Be-

treuung,

 

b) gastronomische Angebote in Beherbergungsbetrieben, die ausschließlich der Bewirtung
der zulässig beherbergten Personen dienen,

 

c) Angebote, die für die Versorgung obdachloser Menschen erforderlich sind,

 

d) die Bewirtung von Fernbusfahrerinnen und Fernbusfahrern sowie Fernfahrerinnen und
Fernfahrern, die beruflich bedingt Waren oder Güter auf der Straße befördern und dies
jeweils durch eine Arbeitgeberbescheinigung nachweisen können,

 

e) nichtöffentliche Personalrestaurants und nichtöffentliche Kantinen, wenn deren Betrieb
zur Aufrechterhaltung der Arbeitsabläufe beziehungsweise zum Betrieb der jeweiligen
Einrichtung zwingend erforderlich ist, insbesondere, wenn eine individuelle Speisenein-
nahme nicht in getrennten Räumen möglich ist;

 

ausgenommen von der Untersagung sind ferner die Auslieferung von Speisen und Getränken
sowie deren Abverkauf zum Mitnehmen; erworbene Speisen und Getränke zum Mitnehmen dür-
fen nicht am Ort des Erwerbs oder in seiner näheren Umgebung verzehrt werden; der Abver-
kauf zum Mitnehmen ist zwischen 22 Uhr und 5 Uhr untersagt; die Auslieferung von Speisen
und Getränken bleibt zulässig;

 

8. die Ausübung und Inanspruchnahme von Dienstleistungen, bei denen eine körperliche Nähe
zum Kunden unabdingbar ist, ist untersagt; wobei Dienstleistungen, die medizinischen, thera-
peutischen, pflegerischen oder seelsorgerischen Zwecken dienen, sowie Friseurbetriebe und
die Fußpflege jeweils mit der Maßgabe ausgenommen sind, dass von den Beteiligten unbescha-
det der arbeitsschutzrechtlichen Bestimmungen und, soweit die Art der Leistung es zulässt,
Atemschutzmasken (FFP2 oder vergleichbar) zu tragen sind und vor der Wahrnehmung von
Dienstleistungen eines Friseurbetriebs oder der Fußpflege durch die Kundin oder den Kunden
ein negatives Ergebnis einer innerhalb von 24 Stunden vor Inanspruchnahme der Dienstleis-
tung mittels eines anerkannten Tests durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coro-
navirus SARS-CoV-2 vorzulegen ist;

 

9. bei der Beförderung von Personen im öffentlichen Personennah- oder - fernverkehr einschließ-
lich der entgeltlichen oder geschäftsmäßigen Beförderung von Personen mit Kraftfahrzeugen
samt Taxen und Schülerbeförderung besteht für Fahrgäste sowohl während der Beförderung
als auch während des Aufenthalts in einer zu dem jeweiligen Verkehr gehörenden Einrichtung
die Pflicht zum Tragen einer Atemschutzmaske (FFP2 oder vergleichbar); eine Höchstbesetzung
der jeweiligen Verkehrsmittel mit der Hälfte der regulär zulässigen Fahrgastzahlen ist anzustre-
ben; für das Kontroll- und Servicepersonal, soweit es in Kontakt mit Fahrgästen kommt, gilt die
Pflicht zum Tragen einer medizinischen Gesichtsmaske (Mund-Nase-Schutz);
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10. die Zurverfügungstellung von Übernachtungsangeboten zu touristischen Zwecken ist unter-
sagt.

 

Das Robert Koch-Institut veröffentlicht im Internet unter https://www.rki.de/inzidenzen für alle Land-
kreise und kreisfreien Städte fortlaufend die Sieben-Tage-Inzidenz der letzten 14 aufeinander folgen-
den Tage. Die nach Landesrecht zuständige Behörde macht in geeigneter Weise die Tage bekannt, ab
dem die jeweiligen Maßnahmen nach Satz 1 in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt gelten.
Die Bekanntmachung nach Satz 3 erfolgt unverzüglich, nachdem aufgrund der Veröffentlichung nach
Satz 2 erkennbar wurde, dass die Voraussetzungen des Satzes 1 eingetreten sind.

(2) Unterschreitet in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt ab dem Tag nach dem Eintreten der
Maßnahmen des Absatzes 1 an fünf aufeinander folgenden Werktagen die Sieben-Tage-Inzidenz den
Schwellenwert von 100, so treten an dem übernächsten Tag die Maßnahmen des Absatzes 1 außer
Kraft. Sonn- und Feiertage unterbrechen nicht die Zählung der nach Satz 1 maßgeblichen Tage. Für
die Bekanntmachung des Tages des Außerkrafttretens gilt Absatz 1 Satz 3 und 4 entsprechend. Ist
die Ausnahme des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 4 Halbsatz 2 Buchstabe b wegen Überschreitung des
Schwellenwerts von 150 außer Kraft getreten, gelten die Sätze 1 bis 3 mit der Maßgabe entsprechend,
dass der relevante Schwellenwert bei 150 liegt.

(3) Die Durchführung von Präsenzunterricht an allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen ist
nur zulässig bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte; die Teilnahme am Präsenz-
unterricht ist nur zulässig für Schülerinnen und Schüler sowie für Lehrkräfte, die zweimal in der Woche
mittels eines anerkannten Tests auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 getestet werden.
Überschreitet in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt an drei aufeinander folgenden Tagen die
Sieben-Tage-Inzidenz den Schwellenwert von 100, so ist die Durchführung von Präsenzunterricht ab
dem übernächsten Tag für allgemeinbildende und berufsbildende Schulen, Hochschulen, außerschu-
lische Einrichtungen der Erwachsenenbildung und ähnliche Einrichtungen nur in Form von Wechsel-
unterricht zulässig. Überschreitet in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt an drei aufeinander
folgenden Tagen die Sieben-Tage-Inzidenz den Schwellenwert von 165, so ist ab dem übernächsten
Tag für allgemeinbildende und berufsbildende Schulen, Hochschulen, außerschulische Einrichtungen
der Erwachsenenbildung und ähnliche Einrichtungen die Durchführung von Präsenzunterricht unter-
sagt. Abschlussklassen und Förderschulen können durch die nach Landesrecht zuständige Behörde
von der Untersagung nach Satz 3 ausgenommen werden. Die nach Landesrecht zuständigen Stellen
können nach von ihnen festgelegten Kriterien eine Notbetreuung einrichten. Für das Außerkrafttreten
der Untersagung nach Satz 3 gilt Absatz 2 Satz 1 und 2 mit der Maßgabe entsprechend, dass der rele-
vante Schwellenwert bei 165 liegt. Für die Bekanntmachung des Tages, ab dem die Untersagung nach
Satz 3 in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt gilt, gilt Absatz 1 Satz 3 und 4 entsprechend.
Für die Bekanntmachung des Tages des Außerkrafttretens nach Satz 6 gilt Absatz 2 Satz 3 entspre-
chend. Für Einrichtungen nach § 33 Nummer 1 und 2 gelten die Sätze 3 und 5 bis 7 entsprechend.

(4) Versammlungen im Sinne des Artikels 8 des Grundgesetzes sowie Zusammenkünfte, die der Reli-
gionsausübung im Sinne des Artikels 4 des Grundgesetzes dienen, unterfallen nicht den Beschränkun-
gen nach Absatz 1.

(5) Weitergehende Schutzmaßnahmen auf Grundlage dieses Gesetzes bleiben unberührt.

(6) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung folgende Gebote und Verbote zu
erlassen sowie folgende Präzisierungen, Erleichterungen oder Ausnahmen zu bestimmen:

https://www.rki.de/inzidenzen
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1. für Fälle, in denen die Sieben-Tage-Inzidenz den Schwellenwert von 100 überschreitet, zusätzli-
che Gebote und Verbote nach § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 und § 28a Absatz 1 zur Verhinderung
der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19),

 

2. Präzisierungen, Erleichterungen oder Ausnahmen zu den in den Absätzen 1, 3 und 7 genannten
Maßnahmen und nach Nummer 1 erlassenen Geboten und Verboten.

 

Rechtsverordnungen der Bundesregierung nach Satz 1 bedürfen der Zustimmung von Bundestag und
Bundesrat.

(7) Der Arbeitgeber hat den Beschäftigten im Fall von Büroarbeit oder vergleichbaren Tätigkeiten an-
zubieten, diese Tätigkeiten in deren Wohnung auszuführen, wenn keine zwingenden betriebsbeding-
ten Gründe entgegenstehen. Die Beschäftigten haben dieses Angebot anzunehmen, soweit ihrerseits
keine Gründe entgegenstehen. Die zuständigen Behörden für den Vollzug der Sätze 1 und 2 bestim-
men die Länder nach § 54 Satz 1.

(8) Das Land Berlin und die Freie und Hansestadt Hamburg gelten als kreisfreie Städte im Sinne dieser
Vorschrift.

(9) Anerkannte Tests im Sinne dieser Vorschrift sind In-vitro-Diagnostika, die für den direkten Erreger-
nachweis des Coronavirus SARS-CoV-2 bestimmt sind und die auf Grund ihrer CE-Kennzeichnung oder
auf Grund einer gemäß § 11 Absatz 1 des Medizinproduktegesetzes erteilten Sonderzulassung ver-
kehrsfähig sind. Soweit nach dieser Vorschrift das Tragen einer Atemschutzmaske oder einer medizi-
nischen Gesichtsmaske vorgesehen ist, sind hiervon folgende Personen ausgenommen:

1. Kinder, die das 6. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,

 

2. Personen, die ärztlich bescheinigt aufgrund einer gesundheitlichen Beeinträchtigung, einer
ärztlich bescheinigten chronischen Erkrankung oder einer Behinderung keine Atemschutzmas-
ke tragen können und

 

3. gehörlose und schwerhörige Menschen und Personen, die mit diesen kommunizieren, sowie ih-
re Begleitpersonen.

 

(10) Diese Vorschrift gilt nur für die Dauer der Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler
Tragweite nach § 5 Absatz 1 Satz 1 durch den Deutschen Bundestag, längstens jedoch bis zum Ablauf
des 30. Juni 2021. Dies gilt auch für Rechtsverordnungen nach Absatz 6.

(11) Die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes),
der Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), der Versammlungsfreiheit (Ar-
tikel 8 des Grundgesetzes), der Freizügigkeit (Artikel 11 Absatz 1 des Grundgesetzes) und der Unver-
letzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes) werden eingeschränkt und können
auch durch Rechtsverordnungen nach Absatz 6 eingeschränkt werden.

 

Anlage II
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Nichtamtliche Darstellung der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmeverordnung - SchAusnahmV
(Stand 8. Mai 2021)

Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz
Bundesministerium für Gesundheit

Verordnung zur Regelung von Erleichterungen und Ausnahmen von Schutzmaßnah-
men zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 (COVID-19- Schutzmaßnahmen-
Ausnahmenverordnung - SchAusnahmV)Verordnung zur Regelung von Erleichterun-
gen und Ausnahmen von Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von
COVID-19 (COVID-19- Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung - SchAusnahmV)

Vom 8. Mai 2021

Auf Grund des § 28c des Infektionsschutzgesetzes, der durch Artikel 6 Nummer 1 des Gesetzes vom 7.
Mai 2021 (BGBl. I S. 850) geändert worden ist, verordnet die Bundesregierung unter Berücksichtigung
des Beschlusses des Bundestages vom 6. Mai 2021:

 

Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

 

§ 1
Zweck der Verordnung

(1) Zweck dieser Verordnung ist es, Erleichterungen und Ausnahmen von Geboten und Verboten nach
dem fünften Abschnitt des Infektionsschutzgesetzes oder von auf Grund der Vorschriften im fünften
Abschnitt des Infektionsschutzgesetzes erlassenen Geboten und Verboten für Personen zu regeln,

1. bei denen von einer Immunisierung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 auszugehen ist oder

 

2. die ein negatives Ergebnis eines Tests auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vor-
legen können.

 

(2) Von dieser Verordnung unberührt bleiben, sofern in dieser Verordnung nichts anderes geregelt ist,
Gebote und Verbote, die nach dem fünften Abschnitt des Infektionsschutzgesetzes bestehen oder auf
Grund der Vorschriften im fünften Abschnitt des Infektionsschutzgesetzes erlassen worden sind oder
werden wie insbesondere

1. ein Gebot, eine Mund-Nasen-Bedeckung, einen Mund-Nasen-Schutz oder eine Atemschutzmas-
ke zu tragen,

 

2. ein Abstandsgebot im öffentlichen Raum und

 

3. Vorgaben in Hygiene- und Schutzkonzepten.

 

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Erleichterungen und Ausnahmen gelten nicht für Perso-
nen,
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1. die typische Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 aufweisen oder

 

2. bei denen eine aktuelle Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 nachgewiesen ist.

 

 

§ 2
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung ist

1. eine asymptomatische Person, eine Person, bei der aktuell kein typisches Symptom oder sons-
tiger Anhaltspunkt für eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorliegt; typische Sym-
ptome einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 sind Atemnot, neuauftretender Husten,
Fieber und Geruchs- oder Geschmacksverlust,

 

2. eine geimpfte Person eine asymptomatische Person, die im Besitz eines auf sie ausgestellten
Impfnachweises ist,

 

3. ein Impfnachweis ein Nachweis hinsichtlich des Vorliegens einer vollständigen Schutzimpfung
gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 in deutscher, englischer, französischer, italienischer oder
spanischer Sprache in verkörperter oder digitaler Form, wenn die zugrunde liegende Schutz-
impfung mit einem oder mehreren vom Paul-Ehrlich-Institut im Internet unter der Adresse
www.pei.de/impfstoffe/covid-19 genannten Impfstoffen erfolgt ist, und
a) entweder aus einer vom Paul-Ehrlich-Institut im Internet unter der Adresse www.pei.de/

impfstoffe/covid-19-veröffentlichten Anzahl von Impfstoffdosen, die für eine vollständige
Schutzimpfung erforderlich ist, besteht und seit der letzten erforderlichen Einzelimpfung
mindestens 14 Tage vergangen sind oder

 

b) bei einer genesenen Person aus einer verabreichten Impfstoffdosis besteht,

 

 

4. eine genesene Person eine asymptomatische Person, die im Besitz eines auf sie ausgestellten
Genesenennachweises ist,

 

5. ein Genesenennachweis ein Nachweis hinsichtlich des Vorliegens einer vorherigen Infektion mit
dem Coronavirus SARS-CoV-2 in deutscher, englischer, französischer, italienischer oder spani-
scher Sprache in verkörperter oder digitaler Form, wenn die zugrundeliegende Testung durch
eine Labordiagnostik mittels Nukleinsäurenachweis (PCR, PoC-PCR oderweitere Methoden der
Nukleinsäureamplifikationstechnik) erfolgt ist und mindestens 28 Tage sowie maximal sechs
Monate zurückliegt,

 

6. eine getestete Person eine asymptomatische Person, die
a) das sechste Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder

 

b) im Besitz eines auf sie ausgestellten Testnachweises ist,

 

 

http://www.juris.dewww.pei.de/impfstoffe/covid-19
http://www.juris.dewww.pei.de/impfstoffe/covid-19
http://www.juris.dewww.pei.de/impfstoffe/covid-19
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7. ein Testnachweis ein Nachweis hinsichtlich des Nichtvorliegens einer Infektion mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2 in deutscher, englischer, französischer, italienischer oder spanischer Sprache
in verkörperter oder digitaler Form, wenn die zugrundeliegende Testung durch In-vitro-Diagnos-
tika erfolgt ist, die für den direkten Erregernachweis des Coronavirus SARS-CoV-2 bestimmt
sind und die auf Grund ihrer CE-Kennzeichnung oder auf Grund einer gemäß § 11 Absatz 1 des
Medizinproduktegesetzes erteilten Sonderzulassung verkehrsfähig sind, die zugrunde liegende
Testung maximal 24 Stunden zurückliegt und
a) vor Ort unter Aufsicht desjenigen stattfindet, der der jeweiligen Schutzmaßnahme unter-

worfen ist,

 

b) im Rahmen einer betrieblichen Testung im Sinne des Arbeitsschutzes durch Personal,
das die dafür erforderliche Ausbildung oder Kenntnis und Erfahrung besitzt, erfolgt oder

 

c) von einem Leistungserbringer nach § 6 Absatz 1 der Coronavirus-Testverordnung vorge-
nommen oder überwacht wurde,

 

 

8. auf Grund der Vorschriften des fünften Abschnitts des Infektionsschutzgesetzes erlassenes Lan-
desrecht eine Rechtsverordnung oder eine Allgemeinverfügung, die ein Land oder eine nach
Landesrecht zuständige Stelle auf Grund der Vorschriften des fünften Abschnitts des Infektions-
schutzgesetzes zur Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19)
erlassen hat.

 

 

Abschnitt 2
Erleichterungen und Ausnahmen von Geboten und
Verboten nach § 28b des Infektionsschutzgesetzes

 

§ 3
Gleichstellung von geimpften Personen und genesenen Personen mit getesteten Personen

(1) Die in § 28b Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 dritter Teilsatz Buchstabe b, Nummer 5 dritter Teilsatz,
Nummer 6 dritter Teilsatz und Nummer 8 zweiter Teilsatz des Infektionsschutzgesetzes vorgesehenen
Ausnahmen von Geboten und Verboten für Personen, die ein negatives Ergebnis einer mittels eines
anerkannten Tests durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorle-
gen, gelten auch für geimpfte Personen und genesene Personen.

(2) Abweichend von § 28b Absatz 3 des Infektionsschutzgesetzes sind für die Teilnahme am Präsenz-
unterricht geimpfte oder genesene Personen den getesteten Personen gleichgestellt.

 

§ 4
Ausnahmen von der Beschränkung privater Zusammenkünften ach § 28b

Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Infektionsschutzgesetzes
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(1) Die Beschränkung privater Zusammenkünfte nach § 28b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Infektions-
schutzgesetzes gilt nicht für eine private Zusammenkunft, an der ausschließlich geimpfte Personen
oder genesene Personen teilnehmen.

(2) Bei einer privaten Zusammenkunft im Sinne von § 28b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Infektions-
schutzgesetzes, an der andere als geimpfte oder genesene Personen teilnehmen, gelten geimpfte
Personen und genesene Personen nicht als weitere Person.

(3) Die Anordnung von Schutzmaßnahmen, die zur Abwendung einer Gefahr für Personen, die auf
Grund ihres Alters oder ihres Gesundheitszustandes ein erhöhtes Risiko für einen schweren oder tödli-
chen Krankheitsverlauf haben, erforderlich sind, bleibt unberührt.

 

§ 5
Ausnahmen von der Beschränkung des Aufenthalts außerhalb einer Wohnung

oder einer Unterkunft nach § 28b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Infektionsschutzgesetzes

Die Beschränkung des Aufenthalts außerhalb einer Wohnung oder einer Unterkunft und dem jeweils
dazugehörigen befriedeten Besitztum nach § 28b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Infektionsschutzge-
setzes gilt nicht für geimpfte Personen und genesene Personen.

 

§ 6
Ausnahmen von der Beschränkung der Ausübung von Sport nach § 28b Absatz

1 Satz 1 Nummer 6 des Infektionsschutzgesetzes

Die Beschränkung nach § 28b Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 erster Halbsatz des Infektionsschutzgeset-
zes, dass kontaktlose Individualsportarten nur allein, zu zweit oder mit den Angehörigen des eigenen
Hausstandes ausgeübt werden dürfen, und § 28b Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 zweiter Halbsatz des In-
fektionsschutzgesetzes, dass für Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres die Ausübung von
Sport in Form von kontaktloser Ausübung im Freien nur in Gruppen von höchstens fünf Kindern zuläs-
sig ist, gilt nicht für geimpfte Personen und genesene Personen.

 

Abschnitt 3
Erleichterungen und Ausnahmen von auf Grund der Vorschriften im fünften

Abschnitt des Infektionsschutzgesetzes erlas-
senen landesrechtlichen Geboten und Verboten

 

§ 7
Gleichstellung von geimpften Personen und genesenen Personen mit getesteten Personen

(1) Sofern auf Grund der Vorschriften des fünften Abschnitts des Infektionsschutzgesetzes erlassenes
Landesrecht eine Ausnahme von Geboten oder Verboten für Personen, die negativ auf eine Infektion
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 getestet sind, vorgesehen ist oder erlassen wird, gilt diese Ausnah-
me auch für geimpfte Personen und genesene Personen.

(2) Sofern auf Grund der Vorschriften des fünften Abschnitts des Infektionsschutzgesetzes erlassenes
Landesrecht vorgibt oder voraussetzt, dass eine Person negativ auf eine Infektion mit dem Coronavi-
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rus SARS-CoV-2 getestet ist, gilt diese Vorgabe oder Voraussetzung im Fall von geimpften Personen
und genesenen Personen als erfüllt.

 

§ 8
Ausnahmen von der Beschränkung von Zusammenkünften

(1) Sofern auf Grund der Vorschriften des fünften Abschnitts des Infektionsschutzgesetzes erlassenes
Landesrecht die Anzahl von Personen begrenzt wird, gilt diese Begrenzung nicht für private Zusam-
menkünfte sowie für ähnliche soziale Kontakte, wenn an der Zusammenkunft ausschließlich geimpfte
Personen oder genesene Personen teilnehmen.

(2) Sofern auf Grund der Vorschriften des fünften Abschnitts des Infektionsschutzgesetzes erlassenes
Landesrecht die Zahl der Teilnehmer bei einer privaten Zusammenkunft oder bei ähnlichen sozialen
Kontakten beschränkt, bleiben geimpfte Personen und genesene Personen bei der Ermittlung der Zahl
der Teilnehmer unberücksichtigt.

(3) Die Anordnung von Schutzmaßnahmen, die zur Abwendung einer Gefahr für Personen, die auf
Grund ihres Alters oder ihres Gesundheitszustandes ein erhöhtes Risiko für einen schweren oder tödli-
chen Krankheitsverlauf haben, erforderlich sind, bleibt unberührt.

 

§ 9
Ausnahmen von der Beschränkung des Aufent-

halts außerhalb einer Wohnung oder einer Unterkunft

Sofern auf Grund der Vorschriften des fünften Abschnitts des Infektionsschutzgesetzes erlassenes
Landesrecht den Aufenthalt außerhalb einer Wohnung oder einer Unterkunft und dem jeweils dazuge-
hörigen befriedeten Besitztum beschränkt, gilt eine solche Beschränkung nicht für geimpfte Personen
und genesene Personen.

 

§ 10
Ausnahmen von Absonderungspflichten

(1) Sofern auf Grund der Vorschriften des fünften Abschnitts des Infektionsschutzgesetzes erlassenes
Landesrecht eine Pflicht zur Absonderung vorsieht, gilt diese Pflicht nicht für geimpfte Personen und
genesene Personen.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Pflicht zur Absonderung besteht wegen

1. des Kontakts zu einer Person, die mit einer in Deutschland noch nicht verbreitet auftretenden
Virusvariante des Coronavirus SARS-CoV-2 mit vom Robert Koch-Institut definierten besorgnis-
erregenden Eigenschaften infiziert ist, oder

 

2. der Einreise aus einem Virusvarianten-Gebiet im Sinne von § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 der
Coronavirus-Einreiseverordnung.

 

 



- Seite 99 von 103 -

§ 11
Ermächtigung der Landesregierungen zu Erleichterungen und Ausnahmen

Die Landesregierungen werden ermächtigt, Erleichterungen und Ausnahmen von den auf Grund der
Vorschriften im fünften Abschnitt des Infektionsschutzgesetzes erlassenen landesrechtlichen Geboten
oder Verboten für geimpfte Personen, genesene Personen und getestete Personen zu regeln, soweit
diese Verordnung nichts anderes regelt. Dies gilt im Hinblick auf Schutzmaßnahmen nach § 28b des
Infektionsschutzgesetzes nur für weitergehende Schutzmaßnahmen der Länder nach § 28b Absatz 5
des Infektionsschutzgesetzes.

 

Abschnitt 4
Inkrafttreten

 

§ 12
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

 

Anlage T

zu § 1a

Umgang mit Schnell- und Selbsttests
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